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			Die USA unter Joe Biden: Kehrtwende oder »America first light«? 

			Am 20. Januar 2021 wird Joe Biden als der 46. Präsident der USA ins Weiße Haus einziehen. Der Machtwechsel hat in Deutschland und Europa große Erwartungen geweckt: dass sich die transatlantischen Beziehungen entspannen, dass die USA zum Multilateralismus und in die regelbasierte internationale Ordnung zurückkehren und dass es in der Handels- und der Klimapolitik positive Impulse aus den USA geben wird. 

			Unsere Autoren diskutieren im aktuellen Schnelldienst, warum auch unter Joe Biden der wirtschafts- und handelspolitische Kurs der USA weiterhin von dem Grundsatz »America first« geprägt sein dürfte. Sie fragen, ob es eine Kehrtwende in der Klimapolitik und den Wiederbeitritt der USA zum Pariser Klimaabkommen geben wird, und wie sich die Rolle der USA in anderen internationalen Organisationen in Zukunft gestalten wird. Welche Chancen bieten sich Europa durch eine neue außenpolitische Ausrichtung der USA? Auch innenpolitische Themen werden beleuchtet. Wie geht es weiter mit »Obamacare«, und in welche Richtungen gehen die beiden großen US-Parteien?

			Zudem analysiert der Schnelldienst, wie der Ausgang der US-Präsidentschaftswahl 2020 die Erwartungen von internationalen Experten zu den wirtschaftlichen Entwicklungen in ihren Heimatländern beeinflusst hat. 

			Auf unserer Website finden Sie weitere Berichte und Analysen zur USA:

			Die USA vor dem Wahlkampf: Die Spuren Donald Trumps in Wirtschaft und Politik:

			https://www.ifo.de/publikationen/2020/zeitschrifteinzelheft/ifo-schnelldienst-012020;


			Entfremdung zwischen den USA und Europa: Geht das »amerikanische Jahrhundert« zu Ende?:

			https://www.ifo.de/publikationen/2017/zeitschrifteinzelheft/ifo-schnelldienst-142017
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			Zur Diskussion gestellt

			Die USA unter Joe Biden: Kehrtwende oder »America first light«?




			US-Wirtschaftspolitik unter Joe Biden: Pläne und Umsetzbarkeit vor dem Hintergrund der Covid-19-Pandemie

			Philipp Hauber




			»We Are Back« – Kurskorrektur in der US-Handelspolitik in Sicht?

			Stormy-Annika Mildner
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			Die USA unter Joe Biden: Kehrtwende oder »America first light«?

			Am 20. Januar 2021 wird Joe Biden als der 46. Präsident der USA ins Weiße Haus einziehen. Mit dem Machtwechsel in Washington werden in Deutschland und in Europa große Erwartungen und Hoffnungen verbunden. Viele versprechen sich eine Entspannung der transatlantischen Beziehungen sowie die Rückkehr der USA zum Multilateralismus und einer regelbasierten internationalen Ordnung. Auch in der Wirtschaftspolitik wird mit Veränderungen gerechnet, die vor allem der Handels- und der Klimapolitik positive Impulse verleihen würden. Sind die Hoffnungen auf eine neue politische Ära berechtigt?
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			US-Wirtschaftspolitik unter Joe Biden: Pläne und Umsetzbarkeit vor dem Hintergrund der Covid-19-Pandemie
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			Mit der Wahl Joe Bidens zum 46. Präsidenten der Vereinigten Staaten ist mit erheblichen Veränderungen in der Wirtschaftspolitik zu rechnen. Seine Agenda sieht weitreichende Ausgaben vor allem in den Bereichen Infrastruktur, erneuerbare Energien und Bildung vor. Finanziert werden sollen diese Maßnahmen zum Teil durch Steuererhöhungen. In einer Abschätzung geht das Comittee for a Responsible Budget (CRFB) von zusätzlichen Defiziten in den Jahren 2021 bis 2030 in Höhe von 5,6 Billionen Dollar aus (CFRB 2020). 

			Kehrtwende in der Klima- und Steuerpolitik

			Einen deutlichen Bruch mit der Vorgängerregierung stellt die Klimapolitik dar. So werden unter Präsident Biden die Vereinigten Staaten wieder dem Pariser Klimaabkommen beitreten. Des Weiteren bekennt sich die Regierung zu dem Ziel, bis zum Jahr 2050 die Nettotreibhausgasemissionen auf null zu reduzieren; für die Stromerzeugung soll dies bereits ab dem Jahr 2035 gelten. Um dies zu erreichen, hat Biden im Wahlkampf mehrere Programme vorgeschlagen, die sich teilweise überschneiden. Diese beinhalten die Förderung der erneuerbaren Energien und E-Mobilität, Gebäudesanierungen und ein Ausbau des (emissionsfreien) öffentlichen Nahverkehrs. Zusätzlich soll die Forschung im Bereich der negativen Emissionstechnologien vorangetrieben werden. Alles in allem herrscht angesichts der Vielzahl an Plänen und möglicher Doppelzählungen Unsicherheit über das finanzielle Volumen der Maßnahmen. CRFB (2020) rechnet vor, dass die Ausgaben bis zum Jahr 2030 zwischen 2bis 4 Billionen Dollar umfassen dürften.

			Ein wichtiger Bestandteil der Bidenschen Agenda ist die Ausweitung der Krankenversicherung im Rahmen des »Affordable Care Act« sowie die Möglichkeit, dass Bürger der Vereinigten Staaten Medicare bereits ab einem Alter von 60 statt vormals 65 Jahren in Anspruch nehmen können. Das CRFB geht von Mehrausgaben in diesem Bereich in Höhe von etwa 2Billionen Dollar aus. In der Sozialpolitik setzt Biden vor allem bei der Bildung Akzente. So soll der Zugang zur Kinderbetreuung ausgeweitet und vergünstigt werden. Im Bereich der Hochschulpolitik folgt die Regierung einem Gesetzentwurf von Bernie Sanders, der vorsieht, dass Studierende aus Familien mit einem jährlichen Einkommen von bis zu 125 000 Dollar in den ersten beiden Jahren ihres Studiums keine Gebühren zahlen müssen. Des Weiteren ist ein Vorschlag zum Erlass von Studienkrediten im Gespräch. Alles in allem umfassen die Maßnahmen in diesem Bereich Mehrausgaben in Höhe von 2,7 Billionen Dollar. Hinzukommen eine Ausweitung des sozialen Wohnungsbaus (750 Mrd. Dollar) sowie höhere sozialstaatliche Transfers im Rahmen der Social Security Income und Supplemental Security Income-Programme (1,1Bio. Dollar).

			Auch mit Blick auf die Steuerpolitik unterscheidet sich Bidens Programm deutlich von jenem seines Vorgängers. Die Regierung hat vor, die Steuersätze insbesondere für Spitzenverdiener mit einem Jahreseinkommen von mehr als 400000 Dollar zu erhöhen und damit im Wesentlichen die Änderungem im Rahmen des »Tax Cuts and Jobs Act« (TCJA) der Trump-Regierung rückgängig zu machen. Außerdem sollen auf Einkommen ab dieser Grenze künftig 12,4% Sozialversicherungsbeiträge (Social Security payroll tax) entfallen, die jeweils zur Hälfte von Arbeitgeber und -nehmer getragen werden.1 Auch im Bereich der Körperschaftsteuer werden Teile des TCJA zurückgedreht: So will die Regierung den Spitzensteuersatz von 21 auf 28% erhöhen. Des Weiteren soll ein Mindeststeuersatz von 15% für Unternehmen mit einem jährlichen Gewinn in Höhe von mindestens 100 Mio. Dollar gelten. Insgesamt rechnet das CRFB mit Mehreinnahmen in Höhe von 4,3 Billionen Dollar in den kommenden zehn Jahren. Die Tax Foundation setzt diese mit 3,3 Billionen Dollar deutlich niedriger an und rechnet vor, dass die verfügbaren Einkommen in Folge der Maßnahmen im Durchschnitt um knapp 2% sinken dürften; mit 7,7% fielen die Einkommensverluste für die oberen 1% der Einkommensverteilung deutlich höher aus (Watson et al. 2020). Modellgestützte Analysen der wirtschaftlichen Folgen des Programms Bidens unter Berücksichtigung von makroökonomischen Wechselwirkungen kommen zu unterschiedlichen Einschätzungen. Äußerst negativ beurteilen Ökonomen der Hoover Institution Bidens Wahlprogramm: Hasset et al.(2020) ermitteln einen Rückgang des Bruttoinlands­produkts je Einwohner um 8%, wenn die von Biden geplanten Steuer- und Subventionserhöhungen so wie verschärfte Regulierungsvorschriften umgesetzt werden. Noch stärker sinkt in diesem Modell der Kapitalstock je Einwohner (14%). Hingegen dürfte laut PWBM (2020) im Jahr 2030 das Bruttoinlandsprodukt und der Kapitalstock gegenüber der aktuellen Gesetzeslage nur etwas niedriger ausfallen (0,4 bzw. 0,7%); der Schuldenstand (im Verhältnis zur Wirtschaftsleistung) bliebe quasi unverändert.2

			»Made in all of America« statt »Make America great again«

			Weniger deutlich sind die Unterschiede zwischen Biden und Trump hingegen in der Industrie- und Außenwirtschaftspolitik. Beide wollen letztlich die heimische Industrieproduktion stärken und die Nachfrage nach Erzeugnissen ausländischer Hersteller verringern (Langhammer 2020). Während Präsident Trump dabei vorrangig auf Zölle setzte, sieht Biden verschärfte »Buy-American«-Regeln vor, um inländische Hersteller bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen zu bevorzugen. Außerdem plant er die Förderung von Forschungs- und Entwicklungsausgaben an nationale Beschäftigungsgarantien zu koppeln, damit Industriejobs in den Vereinigten Staaten bleiben bzw. dorthin zurückverlagert werden. Neben den Mitteln unterscheiden sich auch die Begründungen der Ansätze. Unter Präsident Trump wurde merkantilistisch argumentiert: Der internationale Handel sei ein Nullsummenspiel, Handelsdefizite ein Ausdruck von (volkswirtschaftlicher) Schwäche und schlecht ausgehandelter Rahmenbedingungen; Zölle wären demnach ein geeignetes Mittel, um ausländische Konkurrenten zu schwächen oder Handels­partner am Verhandlungstisch zu Konzessionen zu zwingen. Die Argumentation von Biden richtet sich hingegen in erster Linie an die eigene Bevölkerung und stellt die Schaffung von (gut bezahlten) Industrie­jobs sowie die Förderung von strukturschwachen Regionen in den Vordergrund. Weitere geplante Maßnahmen wie die Erhöhung des bundesweiten Mindestlohns oder eine gesetzlich gestärkte Verhandlungsmacht von Gewerkschaften fügen sich in diesen Rahmen.

			Die möglichen Folgen einer solchen Politik der Importsubstitution dürften freilich in beiden Varianten ähnlich sein: Durch den Schutz vor ausländischer Konkurrenz entgehen den Vereinigten Staaten Handelsvorteile, und staatliche Großaufträge werden teurer für die Steuerzahler; zudem werden dadurch ineffiziente Strukturen zementiert, was das Produktionspotenzial schmälert. Mit Blick auf die Handels­partner der Vereinigten Staaten könnte es den Trend beschleunigen, dass sich ausländische Firmen vor Ort niederlassen, um bei öffentlichen Ausschreibungen nicht benachteiligt zu werden. Damit würden sie auch Vorgaben und Auflagen nationaler Industrie- und Sicherheitspolitik ausgesetzt, die ihren unternehmerischen Zielen widersprechen könnten. Fraglich ist letztlich, ob eine solche Politik der Importsubstitution erfolgreich sein kann. Trumps Bilanz war in dieser Hinsicht wenig glanzvoll: Weder die Beschäftigung noch die Produktion nahmen in den Jahren 2017 bis 2019 in den besonders durch Zölle protegierten Automobil-, Stahl- oder Aluminiumbranchen stark zu (Gern und Hauber 2020). So erscheint denn auch Bidens Versprechen, 5 Millionen Arbeitsplätze im Verarbeitenden Gewerbe zu schaffen – dies entspricht einem Anstieg von 40% gegenüber dem Jahr 2019 – reichlich optimistisch.

			Trotz gewisser Überschneidungen mit seinem Vorgänger und der teils protektionistischen Rhetorik in Bidens Wahlprogramm dürfte nach dem Wechsel dennoch ein anderer Wind aus Washington wehen. Zwar wird auch eine Biden-Regierung zuerst US-amerikanische Interessen vertreten. Allerdings dürfte sie dabei diplomatischer, berechenbarer und pragmatischer agieren. Zölle oder Zolldrohungen außerhalb des WTO-Rechts dürften der Vergangenheit angehören. Zudem erscheint es wahrscheinlicher, dass die Europäische Union mit der US-Regierung in Fragen wie dem Airbus-Boeing-Konflikt, einem möglichen CO2-Grenzausgleich oder einer gemeinsamen Position gegenüber China zu einer einvernehmlichen Lösung kommen kann.

			Covid-19-Krise schränkt Bidens Handlungsspielräume ein 

			Wie viel dieser ambitionierten Agenda Biden umsetzen kann, ist zum jetzigen Zeitpunkt schwer abzuschätzen. Denn die Coronakrise hält die US-Wirtschaft weiterhin in Atem. Trotz einem deutlichen Rückprall der gesamtwirtschaftlichen Produktion im dritten Quartal des Jahres 2020, ist die wirtschaftliche Erholung keineswegs vollständig: So liegt das Bruttoinlandsprodukt immer noch um 3,5% unter seinem Vorkrisenniveau; im Dezember hatten 10 Millionen weniger Menschen einen Job als vor der Pandemie. Zwar verhinderten umfangreiche staatliche Transfers durch den im März verabschiedeten CARES-Act bislang einen Rückgang der privaten Einkommen, und in der Folge stieg die Sparquote der privaten Haushalte sprunghaft an. Seit dem Sommer haben die Impulse aber deutlich nachgelassen, und die Sparquote normalisierte sich teilweise. Zum Ende des vergangenen Jahres liefen jedoch auch die verlängerte Bezugsdauer und ausgeweitete Anspruchsberechtigung der Arbeitslosenversicherung aus. Im Rahmen der Pandemic Emergency Unemployment Compensation bzw. Pandemic Unemployment Assistance bezogen Mitte Dezember noch mehr als 13 Millionen Personen Leistungen. Zudem hat das Infektionsgeschehen wieder an Fahrt aufgenommen, und angesichts von Infektionsschutzmaßnahmen und Verhaltensanpassungen ist die wirtschaftliche Erholung ins Stocken geraten.

			Vor diesem Hintergrund hat der Kongress noch Ende vergangenen Jahres ein weiteres Konjunkturpaket verabschiedet. Dieses beinhaltet in weiten Teilen ähnliche Maßnahmen wie der CARES-Act, fällt mit einem finanziellen Volumen in Höhe von 900 Mrd. Dollar allerdings deutlich geringer aus. Insbesondere bei der Höhe der Einmalzahlungen sowie der Ausweitung der Arbeitslosenunterstützung mussten die Demokraten von ihren Vorstellungen – der bereits im Oktober vom Repräsentantenhaus verabschiedete HEROES-Act umfasste Maßnahmen in Höhe von knapp 3 Billionen Dollar – abweichen, um die Zustimmung der Republikaner im Senat zu erhalten. So erhalten US-Steuerzahler Einmalzahlungen in Höhe von lediglich 600 Dollar, und die Arbeitslosenversicherung wird für elf Wochen um 300 Dollar pro Woche aufgestockt. 

			Nachdem es den Demokraten Anfang Januar gelang, in Stichwahlen die beiden Senatssitze aus Georgia zu gewinnen, sind die Stimmverhältnisse in der oberen Kammer des Kongresses nun ausgeglichen, und bei einem Patt entscheidet die Stimme der Vizepräsidentin Harris. Dies gibt der Biden-Regierung die Möglichkeit, ein noch umfassenderes Konjunkturpaket als Ergänzung zu den bereits beschlossenen Maßnahmen auf den Weg zu bringen. Auch wenn dies aus stabilisierungspolitischer Sicht angezeigt sein dürfte und die mittel- und langfristigen Folgen der Corona-Rezession dadurch geschmälert werden, schränkt die in der Folge steigende Staatsverschuldung den Handlungsspielraum der künftigen US-amerikanischen Regierung allerdings ein. 
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					1	Einkommen, die über der bisherigen Beitragbemessungsgrenze von 137 700 Dollar, aber unter 400 000 Dollar liegen, sind nicht abgabenpflichtig. Das Loch, das dadurch in der Besteuerung entsteht, wird in der politischen Debatte als »donut hole« bezeichnet.

				

				
					2	Die große Diskrepanz zwischen den Analysen dürfte zum Teil darauf zurückzuführen sein, dass unterschiedliche Aspekte Bidens Wahlprogramms simuliert wurden. So berücksichtigen PWBM (2020) auch die Folgen höherer öffentlicher Investitionen.
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			»We Are Back« – Kurskorrektur in der US-Handelspolitik in Sicht?
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			»Ich lasse sie wissen, dass Amerika zurück ist. […] Es ist nicht Amerika allein,« sagte US-Präsident Joe Biden Reportern in seinem Heimatstaat Delaware kurz nach seinem Wahlerfolg im November 2020 (Marri 2020). Der 46. Präsident der Vereinigten Staaten will der »America-first«-Politik von Donald Trump ein Ende setzen. 

			»Building back better!«

			Wo Präsident Trump auf Unilateralismus und Drohkulissen gesetzt hat, will Biden die internationale Zusammenarbeit und den Multilateralismus stärken. Wo Trump Disruption und Unsicherheit geschaffen hat, will Biden Vertrauen und Verlässlichkeit aufbauen. Wo Trump versucht hat zu spalten, möchte Biden vereinen. »Building back better« ist das Motto seiner Präsidentschaft. 

			Biden ist ein Transatlantiker der alten Schule – ein Internationalist. Er sieht den Wert internationaler Organisationen und die Bedeutung internationalen Rechts. Er will die USA zurück in das Pariser Klimaschutzabkommen führen; der Austritt der USA aus der Weltgesundheitsorganisation (WHO) ist mit ihm vom Tisch. Andere internationale Organisationen wie die Welthandelsorganisation (WTO) will er reformieren. Und dies alles zusammen mit den Partnern der USA. Biden sieht – ganz anders als sein Vorgänger –keinen Wert in einem geschwächten, gespaltenen Europa. Ganz im Gegenteil will er die transatlantischen Beziehungen stärken. 

			Entsprechend hat Biden ein starkes außenpolitisches Team zusammengestellt. Antony Blinken soll der neue Außenminister der USA werden. Der langjährige Vertraute von Joe Biden berät ihn seit Jahren in außen- und sicherheitspolitischen Fragen. Blinken ist ein bekennender Internationalist und Multilateralist. »Wir können nicht alle Probleme der Welt allein lösen. Wir müssen mit anderen Ländern zusammenarbeiten,« so Blinken (Business Standard 2020). Linda Thomas-Greenfield soll die USA bei den Vereinten Nationen vertreten. Die erfahrene Diplomatin war in ihrer langen Karriere unter anderem unter Präsident Obama Staatssekretärin für Afrika-Angelegenheiten. Auch sie ist eine bekennende Internationalistin: »Ich möchte Ihnen sagen: Amerika ist zurück. Der Multilateralismus ist zurück. Die Diplomatie ist zurück.« (DW 2020)

			Für die Position des US-Handelsbeauftragten (United States Trade Representative, USTR) hat Biden Katherine Tai im Blick. Die China-Expertin und Juristin bringt viel Erfahrung mit. Als Mitarbeiterin im USTR-Büro vertrat sie die USA in zahlreichen Handelskonflikten mit China bei der WTO. Zuletzt beriet sie die Demokraten im Repräsentantenhaus in Handelsfragen. Sie spielte eine wichtige Rolle in den Neuverhandlungen des Nordamerikanischen Freihandelsabkommens (NAFTA), insbesondere der Frage der Arbeitnehmerrechte. Ihr soll der Brückenschlag zwischen Administration und Kongress gelingen. Ihr Job wird jedoch nicht leicht sein. Denn gerade in Handelsfragen tritt die Biden-Administration ein schweres Erbe an; die To-Do-Liste ist lang.

			Trumps handelspolitischer Trümmerhaufen

			Präsident Trump hat deutlich mit der Handelspolitik seiner Vorgänger gebrochen. Für ihn war Handel ein Nullsummenspiel: Exporte waren gut, Importe schlecht. Das große Handelsbilanzdefizit der USA war Beweis für ihn, dass andere Länder unfair handeln. Mit seiner »America-First«-Handelspolitik wollte er die industrielle Basis in den USA stärken, Produktion in die USA zurückholen und Millionen neuer Arbeitsplätze schaffen. Er setzte auf bilaterale und Quid-pro-quo-Lösungen anstelle multilateraler Zusammenarbeit. Da er sich mehr für »Deals« als für durchsetzbares internationales Handelsrecht interessierte, war sein Ansatz sehr transaktional. Trump brach zahlreiche Handelskonflikte vom Zaun, auch mit der EU. Die EU bezeichnete er als Gegner, die nur gegründet worden sei, um die USA auszunutzen. Er unterstützte nicht nur den Brexit, sondern versuchte aktiv, einen Keil zwischen die Europäer zu treiben, nicht zuletzt beim Umgang mit Russland.

			Trump setzte auf drei Strategien, um die Handels­politik stärker an den nationalen (Sicherheits-)Inte­ressen der USA ausrichten: 

			Aggressiver Unilateralismus

			Das Mittel der Wahl waren Zölle, insbesondere Abschnitt 232 des Handelsgesetzes von 1962 und Abschnitt 301 des Handelsgesetzes von 1974. Gemäß Abschnitt 232 können die USA Zölle auf Waren aus dem Ausland verhängen, wenn diese eine Gefährdung der nationalen Sicherheit darstellen. Laut Abschnitt 301 können die USA mit Zöllen gegen unfaire Handels­praktiken im Ausland vorgehen. Seit März 2018 erheben die USA 232-Zölle auf Stahl (25%) und Aluminium (10%). Anfang 2020 weitete die Trump-Administration die 232-Zölle auf Stahl und Aluminium auf Produkte mit einem hohen Anteil dieser Metalle, wie etwa Nägel, Kabel und bestimmte Automobilteile, aus. Zudem drohte Trump mit Zöllen auf Fahrzeuge und Fahrzeugteile, denn ein Bericht des Wirtschaftsministeriums war zu dem Ergebnis gekommen, dass auch diese die nationale Sicherheit bedrohten. Darüber hinaus ließ Trump untersuchen, ob Importe von Titanschwamm, mobilen Kränen oder auch von Elektrostahl ein Sicherheitsrisiko für die USA darstellten. Die 301-Zölle kamen vor allem in Chinahandel zum Einsatz. Im Sommer 2018 schlugen die USA erstmals Sonderzölle in der Höhe von 25% auf Warenimporte aus China in einem Wert von 34 Mrd. US-Dollar auf. Mittlerweile ist ein US-Importvolumen von mehr als 360Mrd. US-Dollar mit Sonderzöllen bis zu 25% belegt. In der Folge stiegt der durchschnittliche US-Zoll auf Importe aus China von 3,1% im Jahr 2017 auf 19,3% (2020) (Brown 2020). 

			(Neu-)Verhandlung von Handelsabkommen

			Bis zu Trumps Amtsantritt hatten die USA 14 bilaterale und plurilaterale Freihandelsabkommen mit 20 Staaten abgeschlossen. Präsident Obama hatte in seiner Amtszeit zwei Mega-FTAs verhandelt: die Transpazifische Partnerschaft (TPP) mit Australien, Brunei, Chile, Japan, Malaysia, Neuseeland, Peru, Singapur, Vietnam, Kanada und Mexiko sowie die Transatlantische Handels- und Investitionspartnerschaft TTIP. Ganz anders Trump: Als eine seiner ersten Amtshandlungen vollzog er im Januar 2017 den Austritt aus der TPP. Auch die TTIP-Verhandlungen legte er auf Eis. Eine Top-Priorität war die Neuverhandlung von NAFTA. Das mittlerweile in Kraft getretene U.S.-Mexico-Canada Agreement (USMCA) ist deutlich weniger liberal, gerade in puncto Ursprungsregeln. Diese legen fest, wann eine Ware unter den präferenziellen Bedingungen eines Freihandelsabkommens (FTA) gehandelt werden kann. Auch das Abkommen mit Südkorea (KORUS) wurde neu verhandelt; mit Japan schlossen die USA ein sektorales Teilabkommen ab. Eine weitere Top-Priorität für Trump waren die Verhandlungen über den sogenannten »Phase One Deal« mit China. In dem Abkommen von Anfang 2020 sicherte China den USA zu, mehr US-Produkte zu importieren, zukünftig auf erzwungenen Technologietransfer zu verzichten und den Schutz geistigen Eigentums besser durchzusetzen. Zahlreiche Streitpunkte, wie Chinas Industriepolitik oder auch die unfaire Subventionierung chinesischer Staatsunternehmen, sollten in einem »Phase Two Deal« angegangen werden.

			Angriff auf multilaterale Organisationen

			Die Trump-Administration stand der WTO äußerst kritisch gegenüber. Trump monierte, dass Länder wie China nach wie vor als Entwicklungsländer bei der WTO gelten und so in den Genuss umfassender Ausnahmen kommen. Das sollte sich ändern. Zudem schlug die Trump-Administration vor, Länder zu sanktionieren, die ihre Handelspraktiken nicht fristgerecht bei der WTO melden. Besonders kritisch sah die Trump-Administration den Streitschlichtungsmechanismus der WTO, insbesondere das Berufungsgremium. Dieses habe Fristen nicht eingehalten, sein Mandat überschritten und in Bereiche eingegriffen, für die die WTO-Mitglieder selbst verantwortlich seien. Die Trump-Administration blockierte daher die Benennung von Mitgliedern in das Berufungsgremium. In der Folge brach der Streitschlichtungsmechanismus Ende 2019 zusammen. Zuletzt verhinderten die USA die Besetzung des WTO-Generaldirektorpostens.

			Trump wollte die Handelsbilanz der USA verbessern; gelungen ist ihm dies nicht. Die Sonderzölle und zahlreichen Handelskonflikte verschlechterten nicht nur die Rahmenbedingungen für Unternehmen, sondern führten auch zu erheblichen Kosten für US-Verbraucher. Die fortschreitende De-Industrialisierung konnte Trump nicht aufhalten; die Situation der sogenannten »blue collar workers« hat sich kaum verbessert. Infolge strenger US-Exportkontrollen gerade für Hightech-Produkte und kritischer Investitionskontrollen verändern sich zwar die Wertschöpfungsketten. Das erhoffte großflächige Reshoring, also die Rückverlagerung von Produktion in die USA, hat sich hingegen nicht materialisiert.

			Bidens handelspolitische Agenda 

			Die Hoffnungen auf eine deutliche Kurskorrektur in der US-Handelspolitik sind groß – gerade in Europa. Ohne Frage: Biden wird die »America-first«-Politik von Trump nicht fortsetzen. Allerdings sollte nicht vergessen werden: Die USA haben schon immer einen pragmatischen Multilateralismus verfolgt – kein Multilateralismus zum Selbstzweck, sondern im Sinne amerikanischer Interessen. Zudem gehört Handel nicht zu den Top-Prioritäten von Biden. Ganz oben stehen innen- und binnenwirtschaftliche Themen: Die Überwindung der Coronakrise und die Wiederbelebung der Wirtschaft; die Bekämpfung des strukturellen Rassismus sowie der Einkommensungleichheit; Klima; Bildung; Infrastruktur. 

			Mit Joe Biden werden die vergangenen vier Jahre nicht ausradiert werden. Auch Joe Biden wird beweisen wollen, dass er US-Arbeitsplätze verteidigt. Für viele vielleicht überraschend: Auch seine Handelspolitik wird daher protektionistische Elemente beinhalten. 

			Stärkung der industriellen Basis

			Die Förderung inländischer Produktion und die Stärkung der US-amerikanischen Mittelschicht haben für Biden hohe Priorität. Bidens »Made-in-All-of-America«-Plan sieht vor, Investitionen und Handel zu nutzen, um die Abhängigkeit von ausländischer Fertigung zu verringern, inländische Innovationen anzustoßen und mindestens 5 Millionen amerikanische Industriearbeitsplätze zu schaffen. US-Firmen sollen mit Strafsteuern davon abgehalten werden, Arbeitsplätze ins Ausland zu verlagern. Auch Staatsaufträge sollen prioritär an US-Unternehmen gehen (Stichwort: »Buy American«). Für Unternehmen, die in den USA investieren, soll es dagegen Steuererleichterungen geben. Insbesondere bei kritischen Gütern, wie Pharmazeutika und medizinischer Schutzausrüstung, will er auf mehr Unabhängigkeit von globalen Lieferketten setzen. 

			Zollpolitik

			Anders als Trump wolle er zwar Zölle nicht einsetzen, »um Härte vorzutäuschen« (Washington Trade Daily 2020). Wo für den Aufbau der heimischen Wirtschaft erforderlich, werde aber auch er vor Zöllen nicht zurückschrecken und kann sich dabei einer breiten Unterstützung in der Bevölkerung und der Gewerkschaften versichert sein. Die Hoffnungen der Europäer, dass Joe Biden nach Amtsantritt die 232-Zölle auf Stahl und Aluminium zügig abschafft, könnten somit leicht enttäuscht werden. Die 301-Zölle im Chinahandel sollen laut Biden zunächst in Kraft bleiben. 

			Chinapolitik

			Der Konflikt zwischen den USA und China ist weit mehr als ein Handelsstreit. Es ist ein Wettstreit unterschiedlicher wirtschaftlicher und politischer Systeme. Chinas wirtschaftliches Hybridmodell mit einem starken Einfluss des Staates auf der einen, die marktwirtschaftlichen und demokratischen Prinzipien des Westens auf der anderen Seite. Biden dürfte daher den Konfrontationskurs gegenüber China fortsetzen – und sich der Unterstützung im Kongress und der Bevölkerung sicher sein. Dies gilt jedoch anders als bei Trump nicht nur für die Handelspolitik, sondern auch für Menschenrechtsfragen. So wird sich der Druck auf Peking in Bezug auf Hongkong, Taiwan, Xinjian und das Südchinesische Meer erhöhen. Biden wird konsequent die Umsetzung des »Phase One-Deal« einfordern. Strenge Exportkontrollen werden genauso Bestand von Bidens Wirtschaftspolitik sein wie die kritische Prüfung ausländischer Direktinvestitionen in die USA. Ob China bereit sein wird, weitere Zugeständnisse zu machen, ist fraglich. Die Aussichten auf einen »Phase Two-Deal« sind daher ungewiss. 

			Transatlantische Beziehungen

			US-Zölle auf Stahl und Aluminium und EU-Gegenmaßnahmen, US-Antidumping-Zölle auf Aluminiumbleche, Trumps Drohung, Autozölle zu erheben, Luftfahrtsubventionen, US-Russlandsanktionen, französische Digitalsteuer, EU-Chinapolitik – die Liste der EU-US-Handelskonflikte ist lang. In den vergangenen Jahren ist viel Vertrauen in den transatlantischen Beziehungen verlorengegangen. Eine Wiederbelebung dieser wird kein Selbstläufer sein. Ganz konfliktfrei werden die Beziehungen auch unter Biden nicht sein. Gerade in der Chinapolitik wird er mehr Engagement und eine klarere geopolitische Positionierung der Europäer einfordern. Dies wird auch wichtige Einzelthemen, wie die Frage einer Beteiligung chinesischer Firmen am Aufbau von 5G-Netzen, betreffen. Ende 2020 verständigten sich die EU und China auf ein Investitionsabkommen. Erste Reaktionen aus Washington waren überrascht bis kritisch. Es bleibt abzuwarten, inwieweit das Abkommen den Handlungsspielraum der EU einschränken wird, gemeinsam mit den USA gegen unfaire Handelspraktiken Pekings vorzugehen. 

			Alte und neue Handelsabkommen

			Weltweit steigt die Zahl von Freihandelsabkommen. Mit der Unterzeichnung des Freihandelsabkommens RCEP Ende 2020 durch China und 14 weitere Staaten aus dem asiatisch-pazifischen Raum wurde die weltweit größte Freihandelszone geschaffen. Für die USA bedeutet dies, dass sich ihr Zugang zu ausländischen Märkten relativ verschlechtert. Dennoch ist nicht damit zu rechnen, dass Biden zu Beginn seiner Präsidentschaft versuchen wird, neue Handelsabkommen abzuschließen. Laufende Verhandlungen wie mit dem Vereinigten Königreich werden keine Priorität für ihn haben. Im Sommer 2021 endet die sogenannte »Trade Promotion Authority« (TPA). Dieses Mandat, das der Kongress dem Präsidenten gewähren kann, ist unabkömmlich für einen erfolgreichen Ratifizierungsprozess. Sowohl Präsident George W. Bush als auch Präsident Barack Obama hatten die TPA nur mit knappen Mehrheiten im Repräsentantenhaus erhalten. Angesichts seiner ambitionierten innenpolitischen Agenda dürfte Biden kein politisches Kapitel für die TPA opfern wollen. Sollte Biden neue Handelsabkommen verhandeln, werden Arbeitnehmerrechte und Klimaschutz eine wichtige Rolle in den Verträgen spielen. Die Biden-Administration wird sehr genau die Einhaltung von Handelsverträgen überwachen und sich nicht scheuen, rigoros gegen unfaire Handelspraktiken vorzugehen. Weit oben auf der Agenda dürften dabei USMCA und das Kapitel zu Arbeitnehmerrechten stehen – eine Top-Priorität für die demokratischen Handelspolitiker im Kongress. 

			Handel und Klima

			Bidens Klimaschutzziele sind ambitioniert. Bis 2035 möchte er den Energiesektor klimaneutral umgestalten. Wie genau Klima- und Handelspolitik miteinander verknüpft werden sollen, ist zum jetzigen Zeitpunkt noch unklar. Viele Europäer hoffen, dass sich hier neue transatlantische Kooperationsmöglichkeiten öffnen. Die EU-Kommission will 2021 einen Gesetzesvorschlag für einen CO2-Grenzausgleichsmechanismus (CBAM) vorlegen. So soll für europäische Unternehmen, die strengeren Klimaschutzanforderungen als ihre Wettbewerber im Ausland unterliegen, international faire Wettbewerbsbedingungen geschaffen werden. Bei US-Umweltgruppen und Gewerkschaften findet die Idee eines CBAM viel positiven Widerhall. Die notwendigen Mehrheiten im Kongress für ein umfangreiches Klimagesetz mit einer CBAM hat Biden allerdings nicht. Sollte er versuchen, eine CBAM per präsidentieller Anordnung (»executive order«) einzuführen, dürfte diese mit großer Wahrscheinlichkeit vor den US-Gerichten angefochten werden. Der Großteil der US-Wirtschaft steht diesem Instrument kritisch gegenüber. Vielversprechender sind Überlegungen, die Verhandlungen über ein plurilaterales Abkommen zur Beseitigung von Zöllen auf sogenannte Umweltgüter wiederzubeleben. Seit Trumps Amtsantritt liegen diese auf Eis. Allerdings könnte ein solches Abkommen auch auf Widerstand unter den Demokraten stoßen, da es – zumindest auf den ersten Blick – im Widerspruch mit Bidens »Made-in-All-of-America«-Plan steht.

			Handel und Gesundheit

			Die Corona-Pandemie hat die US-Wirtschaft in eine schwere Rezession gestürzt. Die Pandemie hat gezeigt: Nationale Exportverbote für medizinische Produkte sind keine Lösung, sondern verschärfen aufgrund komplexer internationaler Wertschöpfungsketten Lieferengpässe. Diversifizierung von Lieferketten und Produktionsnetzwerken sowie internationale Kooperation bei Forschung und Entwicklung sind genauso wichtig wie der Abbau von Handelsbarrieren. Ende November schlug die EU zusammen mit zwölf anderen Staaten vor, weltweit Zölle auf Medizinprodukte abzuschaffen. Die USA gehören bisher nicht dieser Initiative an. Sie sind zwar Mitglied des plurilateralen Pharma-Abkommens der WTO, mit dem sich 22WTO-Mitglieder 1995 verpflichteten, Zölle auf eine Vielzahl pharmazeutischer Produkte und bestimmter chemischer Zwischenprodukte, die zur Herstellung von Arzneimitteln verwendet werden, zu beseitigen. Bislang standen sie einer Modernisierung dieses mittlerweile veralteten Abkommens kritisch gegenüber. Die Biden-Administration hat sich noch nicht öffentlich zu den Vorschlägen der Ottawa-Gruppe positioniert. Allerdings könnte es auch hier zu einem Widerspruch mit Bidens »Made-in-All-of-America«-Plan kommen.

			Reform der WTO

			Biden sieht zwar erheblichen Reformbedarf bei der WTO, erkennt aber an, dass sie unter Mitwirkung der USA ein »effektives Instrument« sein kann (Bade 2020). Mit ihm öffnet sich ein Fenster, den Konflikt um die neue WTO-Generaldirektorin beizulegen. Der Disput um den Streitschlichtungsmechanismus dürfte sich jedoch nicht so einfach lösen lassen. Die Kritik am Berufungsgremium ist überparteilich. Auch unter Biden dürften die USA zudem auf strengere Überwachungsverfahren und Sanktionsmöglichkeiten pochen sowie mehr Verantwortung seitens der Entwicklungsländer einfordern. Präsident Trump hatte wiederholt angekündigt, die Mitgliedschaft der USA im WTO-Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen aufkündigen zu wollen. Unter Biden werden die USA sicherlich Mitglied des Abkommens bleiben. Ein positiver Impuls könnte von den laufenden plurilateralen WTO-Verhandlungen über elektronischen Handel ausgehen. Denn digitaler Handel ist wichtig für die USA. In den Verhandlungen geht es unter anderem um den Abbau von Handelsbarrieren auf elektronische Übertragungen, den Schutz personenbezogener Daten und die Verbesserung der Marktzugangsverpflichtungen für Telekommunikations- und Computerdienste. 

			APELL ZUM HANDELN

			Handelspolitik ist Ergebnis eines komplexen Zusammenspiels zahlreicher interner und externer Faktoren: der Werte des Präsidenten und seines Teams, aber auch der verfassungsrechtlichen Aufgabenverteilung zwischen der Exekutive und der Legislative, der Mehrheitsverhältnisse im Kongress, der Kooperationsbereitschaft der Regierungsorgane, dem Einfluss von Interessengruppen und der öffentlichen Meinung sowie nicht zuletzt der wirtschaftlichen Lage selbst.

			Verfassungsrechtlich liegt die Verantwortung für die Handelspolitik beim Kongress; der exekutive Spielraum ist jedoch groß, wie Präsident Trump mit der Anwendung von Abschnitt 232 und 301 wiederholt unter Beweis stellte. Mit dem US-Japan-Abkommen zeigte er zudem, dass bestimmte sektorale Handels­abkommen nicht vom Kongress ratifiziert werden müssen. Joe Biden wird jedoch keine Handelspolitik am Kongress vorbei machen können und wollen. Mit »Build back better« hat er sich viel vorgenommen. Ohne parteiübergreifende Zusammenarbeit wird dies nicht gelingen. Eine proaktive Handelspolitik würde aufgrund der innenpolitischen Lage dem Präsidenten den Einsatz von viel politischem Kapital abverlangen. 

			Beim Thema Handel kann Biden zudem nicht auf die volle Unterstützung durch seine Partei zählen. Insbesondere der progressive, linke Flügel fürchtet den Verlust heimischer Arbeitsplätze und positioniert sich – unterstützt von den Gewerkschaften – deutlich gegen neue Handelsabkommen. Viele Demokraten im Kongress befürworteten Trumps Zollpolitik. Auch in den Reihen der Republikaner, die traditionell Handelsabkommen positiver gegenüberstehen, fand der scheidende Präsident viel Zuspruch. 

			Handelspolitik gehört nicht zu den Top-Prioritäten von Joe Biden. Gleichwohl wird er die lange handelspolitische To-Do-Liste nicht ignorieren können. Die Wiederbelebung der WTO, die Stärkung der transatlantischen Beziehungen – all das wird kein Selbstläufer sein. Auch Joe Bidens Handelspolitik wird protektionistische Elemente enthalten. Umso wichtiger ist es, dass die Handelspartner der USA – allen voran die EU – nicht auf Angebote und Initiativen aus Washington warten, sondern den USA aktiv Angebote unterbreiten. Dies ist dann am erfolgversprechendsten, wenn Bidens innen- und binnenwirtschaftliche Prioritäten mit internationalen Themen verknüpft werden. 
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			Der scheidende US-Präsident hat die Welthandels­organisation (WTO) massiv geschwächt und zahlreiche Handelskonflikte entfacht, vor allem gegenüber China, mit dem Ziel, das US-Leistungsbilanzdefizit zu verringern. Sein konfrontativer handelspolitischer Kurs säte Zweifel an der Verlässlichkeit der USA unter Verbündeten, trug jedoch keineswegs zu einer Reduktion des Leistungsbilanzdefizits bei, das mit 480Mrd. US-Dollar im Jahr 2019 so hoch war wie seit über zehn Jahren nicht mehr. In einer globalisierten Welt, in der neue Handelsbarrieren durch Umlenkung der Handelsströme zu geringen Kosten umgegangen werden können, sind solche Maßnahmen von vornherein zum Scheitern verurteilt. Dies ist umso mehr der Fall für die USA, die die Reservewährung der Welt stellen und in demselben Zeitraum die Binnennachfrage durch diverse fiskalische Maßnahmen angekurbelt haben (Kolev 2020).

			Donald Trump hat mit seiner konfliktsuchenden Politik auch das transatlantische Verhältnis einer extremen Belastungsprobe ausgesetzt – sei es durch die Einführung von Zöllen auf Stahl- und Aluminiumimporte oder durch die mangelnde Verhandlungsbereitschaft im Airbus-Boeing-Konflikt. Zudem drohte er immer wieder mit US-Zöllen auf Automobilimporte. Letztlich machte er diese Drohung aber nicht wahr. Die EU-Strategie scheint sich ausgezahlt zu haben, mit Stärke und Gegenmaßnahmen zu reagieren. So blieb es überwiegend bei Theaterdonner für das heimische Publikum, und nur ein geringer Teil der EU-Exporte in die USA war letztlich von höheren Zöllen betroffen. Daher blieben die gesamtwirtschaftlichen Schäden in Deutschland geringer als befürchtet (Matthes 2020a). 

			Vorsichtige Hoffnungen auf Biden

			Der neu gewählte Präsident wird von der internationalen Gemeinschaft mit vorsichtiger Hoffnung erwartet. Zwar wird er in den ersten Monaten zunächst sehr intensiv mit der Innenpolitik beschäftigt sein. Im Mittelpunkt wird dabei der Umgang mit der eskalierenden Covid-19-Pandemie und die Spaltung der Gesellschaft stehen, sei es mit Blick auf die wirtschaftliche Ungleichheit oder die politische Lagerbildung. Doch Joe Biden wird als erfahrener Politiker einen schnellen Einstieg in sein Amt finden und bereitete schon vor dem Jahreswechsel ein weltoffenes Team vor, um den Verbündeten weltweit ein Versöhnungssignal auszusenden.

			Dennoch ist selbst mit Joe Biden als US-Präsidenten nicht davon auszugehen, dass es zu einer 180-Grad-Wende in der Handelspolitik kommt. Wenngleich sich der Ton ändern dürfte und mehr internationale Kooperation mit gleichgesinnten Staaten, insbesondere im Umgang mit China, möglich wäre (s.u.), dürfte der wirtschafts- und handelspolitische Kurs der USA weiterhin von dem Grundsatz »Buy American« geprägt sein, zumindest wenn Joe Biden seine Ankündigungen wahr macht (Bardt und Kolev 2020). So ist anhand seines Wahlprogramms eine klare Ablehnung von Produktionsverlagerungen ins Ausland zu erkennen, die mit steuerpolitischen Druckmitteln angegangen werden sollen (»Pro-American Worker Tax and Trade Strategy«, siehe Biden 2020a). Zudem sollen die bestehenden Buy-American-Regeln vermehrt eingesetzt werden, um Nachfrageimpulse für die heimischen Produzenten zu schaffen. 

			Wichtige Änderungen dürften mit dem Machtwechsel in Bezug auf die Unterstützung des Multilateralismus kommen. Joe Biden hat diesbezüglich bereits entsprechende Signale ausgesendet. Die Schaffung des Postens eines Klima-Sonderbeauftragten und die Besetzung dieses Postens mit dem ehemaligen Präsidentschaftskandidaten John Kerry, einem entschiedenen Kämpfer gegen den Klimawandel, zeigt die Entschlossenheit des neu gewählten Präsidenten, dieses globale Problem mitanzugehen und die Bemühungen der internationalen Klimaschutzgemeinschaft zu unterstützen. Klimaneutralität bis 2050, Investitionen von historischem Maßstab in klimafreundlicher Energie und Klimaforschung und -innovationen, Förderung der Elektromobilität, Steigerung der Energieeffizient von Gebäuden und vieles mehr – die Liste der geplanten Maßnahmen ist lang, um den Beitrag der USA zum globalen Klimaschutz zu steigern (Biden 2020b). 

			Was sich jedoch in der Liste nicht findet, ist eine explizite Bepreisung von CO2-Emissionen (Kolev und Schaefer 2020). Und vermutlich wird das Tempo beim Klimaschutz in den USA hinter dem in der EU zurückbleiben. Somit wird es auch unter Joe Biden eine große Herausforderung bleiben, für gleiche Wettbewerbsbedingungen der CO2-intensiven Branchen zu sorgen. Während der europäische Emissionshandel die Herstellungskosten in die Höhe treibt und die EU-Kommission nach Lösungen für dieses Problem, etwa in der Form einer Grenzausgleichsteuer sucht, sind die US-Hersteller kaum mit dieser Herausforderung konfrontiert. Hierbei kann selbst ein Grenzausgleichsmechanismus keine effiziente Marktlösung liefern, stattdessen droht hier ein weiterer Handelskonflikt. 

			Auch andere Besetzungen im Team Joe Bidens signalisieren den Willen des neu gewählten Präsidenten, mehr auf Kooperation mit gleichgesinnten Ländern weltweit zu setzen. So dürfte Antony Blinken als Außenminister die Rolle der USA in der internationalen Zusammenarbeit und Koordination stärken. Und wenn Katherine Tai die Rolle der Handelsbeauftragten übernimmt, ist die Message an die Welt klar: Als China-Expertin dürfte sie die bestehende Chinas-Strategie überarbeiten und neue Ansätze im bestehenden Konflikt suchen. Im Ergebnis dürfte es an der Handelsfront zwischen den USA und China jedoch nicht zu einer wesentlichen Entspannung kommen. 

			Kooperation bei Freihandelsabkommen!?

			Aus der Sicht der deutschen und anderen europäischen Unternehmen stellt sich die Frage, ob es mit Joe Biden möglich wäre, die Verhandlungen zu einem potenziellen Freihandelsabkommen wieder zu beleben. Zwar haben die TTIP-Verhandlungen mit der Obama-Administration gezeigt, dass ein umfassendes Handels- und Investitionsabkommen kaum realisierbar ist, nicht zuletzt aufgrund des Widerstands in der EU. Doch die EU hat bereits Anfang Dezember 2020 einen Vorschlag für eine neue transatlantische Agenda unterbreitet, die den Rahmen für mehr Kooperation und Handelsliberalisierung schaffen soll (European Commission 2020a). Nachdem die letzten Jahre von einer hohen Unsicherheit in den transatlantischen Beziehungen geprägt waren, dürfte zumindest ein reines Freihandelsabkommen mit der neuen US-Administration möglich werden, im Rahmen dessen Zölle und einige weniger sensible nicht-tarifäre regulatorische Hemmnisse abgebaut werden. 

			Doch die Verschiebung des Fokus der USA vom transatlantischen hin zum transpazifischen Raum, die bereits in den Jahren vor der Wahl Donald Trumps stattfand, dürfte nun weiter fortgesetzt werden. So ist es nicht ausgeschlossen, dass weniger Interesse an Verhandlungen mit der EU besteht. Zudem ist auf europäischer Seite immer noch wenig Einigkeit dar­über vorhanden, ob der Agrarsektor Teil eines transatlantischen Freihandelsabkommens werden soll – was in den letzten Jahren eine wichtige Forderung der USA war, um mit den Verhandlungen zu beginnen. Solange die USA das öffentliche Beschaffungswesen nicht in die Verhandlungen mit einbringen, dürfte die EU den Agrarsektor auch außen vor halten. Dann stellt sich die Frage, ob ein reines Industriegüterabkommen WTO-konform gestaltet werden kann, denn die WTO akzeptiert nur Handelsabkommen, die nach dem GATT-Article XXIV »substantially all the trade« abdecken. 

			Insbesondere der Abschluss des asiatisch-pazifischen Abkommens RCEP dürfte die USA dazu bewegen, ihren Ausstieg aus der während der Obama-Amtszeit ausverhandelten Transpazifischen Partnerschaft (damals TPP) auf den Prüfstand zu stellen. Denkbar wäre auch ein Beitritt der USA zu einem etwas angepassten CPTPP, der auch die EU unter Druck setzen würde, diesem wichtigen Schritt nachzugehen und eine eigene Beteiligung der EU am CPTPP zu prüfen (Matthes und Kolev 2020). In so einem Szenario würden sich die Verhandlungen zu einem transatlantischen Freihandelsabkommen erübrigen, und der Prozess der globalen Handelsliberalisierung dürfte ein Momentum erfahren. Doch auch hier bestehen zahlreiche Fragezeichen, nicht nur bezüglich der strategischen Verhandlungsmacht beim Beitritt zu einem bereits ausverhandelten Abkommen. Auch die gravierenden Unterschiede in den Abkommen der EU und der USA etwa in Sachen Nachhaltigkeit in FTA stehen solch einem Schritt zunächst im Wege. Die EU wird sich damit fragen müssen, welche Kompromisse einzugehen sie bereit ist, um in der asiatisch-pazifischen Wachstumsregion in Zukunft hinreichend präsent zu sein.

			Hoffnungen auf Fortschritte bei ausgewählten Konfliktfeldern

			Bei einigen bestehenden transatlantischen handels­politischen Konflikten erscheinen Hoffnungen auf Fortschritte unter einer Biden-Administration begründet, auch wenn darüber aktuell noch keine belastbare Aussage getroffen werden kann. 

			
					Es erscheint sehr wahrscheinlich, dass die Biden-Administration die Drohung mit Autozöllen nicht aufrechterhält. Das wäre vor allem für die deutsche Wirtschaft ein sehr positives Signal. 

					Bei den US-Zöllen auf Stahl- und Aluminiumimporte aus der EU spielt eine wichtige Rolle, wie weit die Bidensche Handelspolitik sich wieder stärker an den multilateralen Handelsregeln orientieren wird. Wenn das der Fall ist, dürften die Zölle vermutlich zurückgenommen werden, weil sie mit dem Verweis auf die nationale Sicherheit sehr fragwürdig begründet sind. Möglicherweise wird der Schritt eher früher als später realisiert, weil die EU eine zweite Tranche ihrer Gegenmaßnahmen im Frühjahr 2021 in Kraft setzen dürfte (European Commission 2018). Gleichwohl sollte Brüssel im Blick haben, dass Biden möglicherweise als Gegenleistung etwas vorweisen muss, um die Rücknahme politisch durchsetzen zu können. 

					Im schon lange bestehenden Airbus-Boeing-Konflikt um Subventionen für den Flugzeugbau waren Klagen beider Seiten vor der WTO erfolgreich (Matthes 2020b). Die WTO hat inzwischen sowohl die USA als auch die EU zu Gegenmaßnahmen in Form von Zollerhöhungen auf Importe der jeweils anderen Seite ermächtigt, die USA schon im Oktober 2019 und die EU Ende Oktober 2020, woraufhin Brüssel die Zölle kurz nach der US-Präsidentschaftswahl in Kraft setzte (European Commission 2020b). Wenig später ist die Trump-Administration auf das schon länger bestehende Angebot der EU eingegangen und hat Verhandlungen über eine Lösung des Subventionsstreits begonnen. Die Hoffnung besteht, dass die Biden-Administration hier anknüpft. Im Idealfall würden bereits während der Verhandlungen die gegenseitigen Strafzölle ausgesetzt. Aber das bleibt abzuwarten. 

			

			Bewegung in Sachen WTO? 

			Auch mit Blick auf die stark geschwächte WTO sind die Hoffnungen groß, dass die Biden-Administration auch diese multilaterale Organisation wieder stärken wird. Doch wie viel davon ist realistisch und wie viel ist Wunschdenken? 

			Unter Donald Trump hatten die USA erst im Oktober 2020 noch die Wahl einer neuen WTO-Generaldirektorin blockiert. Die Mehrheit der WTO-Mitglieder hatte sich zuvor für die Nigerianerin Ngozi Okonjo-Iweala ausgesprochen, die Trump-Administration für die Südkoreanerin Yoo Myung-hee. Es gibt Spekulationen darüber, dass die Biden-Administration hier umschwenken könnte, da Okonjo-Iweala den Demokraten in den USA offenbar nahesteht (Third World Network 2020). Das wäre wünschenswert, denn die WTO braucht gerade in diesen schwierigen Zeiten eine starke Führung. 

			Die Berufungsinstanz des WTO-Streitschlichtungsmechanismus, der »Appellate Body«, ist paralysiert, weil die USA die Nachbesetzung von ausscheidenden Schiedsexperten blockierten, bis zu wenige Streitschlichter verblieben (Matthes 2020b). Damit können Staaten einen gültigen Schiedsspruch verhindern, indem sie nach einem erstinstanzlichen Urteil Berufung einlegen, die dann ins Leere läuft. Die WTO kann in einem solchen Fall die multilateralen Regeln nicht mehr durchsetzen. Vor diesem Hintergrund initiierte die EU zusammen mit Kanada einen temporären Ersatzmechanismus für den »Appellate Body« mit der Bezeichnung MPIA (»Multiparty Interim Appeal Arbitration Arrangement«). Das Abkommen trat Ende April 2020 in Kraft (WTO 2020), und ihm sind inzwischen rund 20 Staaten beigetreten, unter anderem China, Brasilien, Mexiko, Australien und die Schweiz. Zudem haben Rat und Europäisches Parlament einen Enforcement-Mechanismus auf den Weg gebracht, um gegenüber Nicht-Teilnehmern am MPIA, wie den USA, weiter handlungsfähig zu bleiben. Falls diese ins Leere in Berufung gehen, schaffen die neuen EU-Regeln bald die Möglichkeit, dass die EU bereits Gegenmaßnahmen ergreifen kann, wenn ein gültiges Urteil bei der WTO in der ersten Instanz vorliegt. Es geht dabei um die Rücknahme von Zugeständnissen der EU, nicht nur wie bisher bei Zöllen und öffentlichen Aufträgen, sondern in Zukunft auch bei Liberalisierungen von Dienstleistungen oder geistigen Eigentumsrechten. 

			Das Drohpotenzial dieses Enforcement-Mechanismus könnte mit dazu beitragen, dass sich die USA unter der Biden-Administration auf Verhandlungen über eine Reform des »Appellate Body« einlassen. Dabei ist ein Teil der Kritik der USA durchaus berechtigt (Matthes 2020b; EP 2019). Zu Recht kritisieren sie vor allem, dass die Schiedsexperten ihre Kompetenzen zu weit ausgelegt und neues Recht gesetzt haben (Matthes 2020c). Zudem sehen sich die USA zu Recht in ihren Möglichkeiten zu sehr eingeschränkt, gegen Wettbewerbsverzerrungen durch chinesische Industriesubventionen vorgehen zu können. Ein Konzeptpapier der Europäische Kommission zur WTO-Reform aus dem Jahr 2018 greift zahlreiche dieser Aspekte auf (European Commission 2018). Es kann als Grundlage für Verhandlungen über eine Reform und die hoffentlich darauffolgende Wiedereinsetzung des »Appellate Body« dienen. Dazu ist aber auch ein Entgegenkommen Chinas beim Thema Wettbewerbsverzerrungen nötig, auf das die EU mit Nachdruck und gemeinsam mit den USA hinwirken sollten (Matthes 2020c). 

			Gemeinsame Strategie gegenüber China 

			Bislang gibt es in Sachen China jedoch zu wenig Kooperation zwischen der EU und den USA wegen des konfrontativen Kurses der Trump-Administration gegenüber der EU. Die USA setzte – anders als Europa und Deutschland – auf eine weitgehende Entkoppelung von China (»Decoupling«). 

			Doch gab es auf Expertenebene bei den Themen Industriesubventionen und Staatsunternehmen bereits zusammen mit Japan eine trilaterale Zusammenarbeit, die weitreichende Vorschläge für Reformen der WTO-Regeln gemacht hat (USTR 2020). Diese Initiative gilt es nun, mit Nachdruck in die WTO einzubringen und Verbündete zu suchen, um China zu Verhandlungen über eine WTO-Regelreform zu bringen.

			Auch auf hoher politischer Ebene kam es in den letzten Monaten zu einer Annäherung. Ende Oktober 2020 wurde ein bilateraler Dialog zwischen der EU und den USA zu China aufgenommen (US Department of State 2020). Die EU hatte zuvor ihre Positionierung gegenüber China verschärft, nicht zuletzt durch die Benennung Chinas als systemischen Wettbewerber und die Einführung einer Prüfung von Investitionen aus Drittstaaten wie China. Die Grundsatzeinigung auf ein Investitionsschutzabkommen der EU mit China stellt hingegen einen Schritt hin zu mehr Kooperation mit China dar und könnte einen Schulterschluss mit den USA erschweren.

			Unter der Biden-Administration dürfte die Zusammenarbeit zwischen der EU und den USA weiter intensiviert werden können. Klare gemeinsame Interessen finden sich z. B. auch bei Menschenrechtsverstößen in China und möglichen Sanktionen (etwa gegen Güter aus Arbeitslagern) und bei der gemeinsamen Setzung von internationalen Produktstandards, wo China im Rahmen seiner China Standards 2035 zunehmend seinen Einfluss geltend macht. 
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			Kürzlich erst wurde der fünfte Geburtstag des Pariser Klimaabkommens begangen. Darin hat sich die Weltgemeinschaft darauf verständigt, die globale Erderwärmung gegenüber der vorindustriellen Zeit auf maximal 2°C zu begrenzen. Dazu muss die Welt tendenziell bis Mitte des 21. Jahrhunderts CO2-neutral und in den darauffolgenden 15–20 Jahren komplett treibhausgasneutral werden. Die USA sind derzeit für etwa 15% der jährlichen Treibhausgasemissionen verantwortlich und nach China damit weltweit der zweitgrößte Emittent. Um die Ziele von Paris zu erreichen, müssen daher auch in den USA zügig die Weichen Richtung Treibhausgasneutralität gestellt werden. 

			Danach sah es in den letzten Jahren unter der Trump-Regierung nicht aus. Diese ist formal aus dem Abkommen von Paris ausgetreten, hat sich an verschiedenen Stellen skeptisch gegenüber dem menschgemachten Klimawandel geäußert und in ihrer Energiepolitik mit Blick auf Energieunabhängigkeit gezielt die heimische Kohleindustrie unterstützt, indem sie die Nutzung von Reserven in Naturschutzgebieten erneut zugelassen hat. Zusätzlich wurden klimarelevante Regulierungen auf Bundesebene wie der Clean-Power-Plan zurückgenommen und der Bundesumweltbehörde (EPA) untersagt, CO2-Emissionen zu regulieren. 

			Joe Biden hat angekündigt, als neuer Präsident der USA unverzüglich wieder dem Pariser Klimaabkommen beizutreten und das Ziel ausgegeben, die USA bis 2050 treibhausgasneutral zu machen. Der Stromsektor soll bereits 2035 CO2-frei sein. Dies ist ein hehres und anerkennenswertes Ziel. Die große Herausforderung ist nun, es auch zu erreichen. Dieser Beitrag soll einen kurzen Überblick geben, wo die USA im Hinblick auf die Dekarbonisierung stehen und wie die Maßnahmen, die Joe Biden skizziert hat, zu beurteilen sind. 

			Wo steht die USA in der Dekarbonisierung? 

			Die USA waren nicht nur bis etwa 2006 weltweit der größte Emittent von Treibhausgasemissionen, sondern sie sind nach den Ölexportländern im Mittleren Osten und Australien auch eines der Länder mit den größten Pro-Kopf-Emissionen. Diese sind mit 16,1t/CO2e pro Kopf 2018 mehr als dreimal so groß wie der Weltdurchschnitt und rund 75% höher als in Deutschland. Die Emissionsintensität ist dabei vergleichsweise hoch, und die Emissionen pro Einheit Bruttoinlandsprodukt sind etwa 1,5-mal so groß wie in der EU. Dazu ist die USA mit 25% weltweit für den größten Anteil an kumulativen Emissionen seit Beginn der Industrialisierung verantwortlich (UNFCCC 2020; Our World in Data 2020; Globalcarbonatlas 2020).

			Nationale und internationale Klimapolitik hatte dabei in den USA stets einen schweren Stand. Zwar sind die USA im Rahmen des ersten internationalen Klimaabkommens, dem Kyoto-Protokoll, ursprünglich eine Reduktionsverpflichtung von –7% gegenüber dem Basisjahr 1990 eingegangen, aber später unter der Bush-Regierung wieder aus dem Abkommen ausgestiegen. Anläufe für eine nationale Klimagesetzgebung – auch unter der klimapolitisch stärker engagierten Obama-Regierung – sind mehrfach gescheitert. Entsprechend sind die Treibhausgasemissionen seit 1990 bis zur Finanz- und Wirtschaftskrise 2008 stetig angestiegen (EPA 2020). Danach haben sie sich auf etwas niedrigerem Niveau stabilisiert und waren 2018 noch immer 4% höher als 1990. Dass die Emissionen auch in der Amtszeit von Trump bereits vor Ausbruch der Corona-Pandemie nicht wesentlich gestiegen sind, liegt im Kern an technologischen Entwicklungen, globalen Markttrends und auch dem klimapolitischen Engagement der US-Bundesstaaten.1 

			Was die technologischen Entwicklungen angeht, so ist der Indikator Energieintensität in den USA in den vergangenen Jahren mit einer vergleichbaren Rate wie in der EU gesunken, auch wenn die Energieintensität (wie bereits geschildert) nach wie vor deutlich höher ist (Globalcarbonatlas 2020). Bei globalen Markttrends spielt vor allem eine Rolle, dass erneuerbarer Strom – so wie weltweit auch – in den USA zunehmend wettbewerbsfähig geworden ist und damit Marktanteile gewinnt. Dadurch ist in den USA der Anteil erneuerbaren Stroms in Trumps Amtszeit von 13% 2015 auf 17% 2018 gestiegen (EIA 2020a; Bundesnetzagentur 2020). Der entscheidende Faktor dürfte allerdings sein, dass auf subnationalstaatlicher Ebene erhebliche klimapolitische Anstrengungen unternommen werden. So haben sich 23 Bundesstaaten, die rund 55% der US-Bevölkerung und 60% des US-BIP repräsentieren (US Climate Alliance 2020) und für gut 40% der energiebedingten CO2-Emissionen verantwortlich sind2 in der US Climate Alliance zusammengeschlossen. Zählt man die Aktivitäten zusätzlicher Städte und Unternehmen dazu, die sich ebenfalls zu Emissionsreduktionen bekennen, so repräsentieren diese Akteure laut »American Pledge«3 zusammen sogar 68% des US-BIP, 65% der US-Bevölkerung und mehr als die Hälfte der US-Emissionen. Zu den zahlreichen klimapolitischen Maßnahmen, die die Mitglieder der Climate Alliance implementiert haben, zählen regionale (z.T. mehrere Bundesstaaten umfassende) Emissionshandelssysteme, Quoten und andere Unterstützungsmaßahmen für den Anteil erneuerbarer Energien und Flottengrenz­werte. Vorreiter ist Kalifornien, das bereits 2006 ein Klimagesetz verabschiedet hat und ein eigenes Emissionshandelssystem besitzt. Insgesamt und über die Climate Alliance hinaus haben sich etwa die Hälfte aller US-Bundesstaaten neben Standards im Energie-, Umwelt- und Verkehrsbereich eigene Emissionsreduktionsziele gesetzt, und etwa 80% schreiben eine bestimmte Menge an erneuerbaren Energien im Energiemix vor. Eine Analyse von »American Pledge« Ende 2019 und damit noch vor der Corona-Pandemie schätzt, dass die bisherigen Maßnahmen dafür sorgen würden, die US-Emissionen bis 2025 um 19% gegenüber 2005 und bis 2030 um 25% zu senken. In ihrem Corona-Update aus 2020 kommt die Initiative auf mögliche 37% Reduktion 2030 auch ohne jegliche neue bundesstaatliche Politik (vgl. Bloomberg Philantrophies 2019; 2020).

			Ziele und Zielerreichung

			Soweit erkennbar, meint es Joe Biden tatsächlich ernst mit der Klimapolitik. Er hat bereits als Senator 1987 im Senat die Erste Klimaschutzgesetzgebung der USA unterstützt und bereits im Dezember 2020 erste zentrale Personalentscheidungen getroffen, die sein Bekenntnis zu einer stringenten Klimapolitik und deren Priorität untermauern. Dem Pariser Abkommen will er am ersten Tag seiner Amtszeit wieder beitreten und innerhalb der ersten 100 Tage zu einen Klimagipfel der weltweit führenden Wirtschaftsnationen der Welt einladen. 

			Sein übergeordnetes langfristiges Ziel, Treibhausgasneutralität bis 2050, ist ambitioniert und entspricht den Zielen anderer Industrieländer wie der EU, Kanada, Neuseeland, Südkorea oder Japan. China hat zugesagt, Treibhausgasneutralität bis 2060 zu erreichen. Damit die USA ihr Ziel erreichen, sind allerdings striktere Reduktionen notwendig als etwa in der EU. Während die EU 28 ihre Emissionen relativ zu 1990 2018 bereits um ca. 26% reduziert hat, sind die Emissionen in den USA dagegen um etwa 6% gestiegen.4 Zwischenziele für die Gesamtemissionen sind bislang nicht bekannt. Das ehemalige Ziel der USA im Rahmen des Pariser Klimaabkommens (das die USA als sogenannte Nationally Determined Contribution (NDC) gemeldet hatte) war eine Reduktion von 26 bis 28% 2025 gegenüber dem Jahr 2005 (als die Emissionen gegenüber 1990 bereits erheblich gestiegen waren). Dieses NDC-Ziel wird, wenn man den erwähnten Schätzungen glaubt, bereits durch die Politik in den Bundesstaaten fast erreicht und ist nicht sehr anspruchsvoll. Es würde auch bedeuten, dass in den verbleibenden 25Jahren bis 2050 noch zwei Drittel der Reduktionen (vom Basisjahr 2005) notwendig wären. Das ist kein sinnvoller Zielpfad.

			Was Biden als Zwischenziel angekündigt hat, ist, dass der Stromsektor bereits 2035 CO2-frei sein soll. Auch hier hinkt die USA bisher anderen Industrieländern hinterher. Während der Anteil erneuerbaren Stroms 2019 in der EU bei 31% lag, in Kanada bei 66%, in Neuseeland bei 81% und in Japan bei immerhin 19%, lag er in den USA nur bei 17%. Auch in China liegt er mit 20% höher als in den USA.5 

			Die entscheidende Frage ist also, wie die Weichen gestellt werden, um die angekündigten Ziele zu erreichen. Sinnvoll wäre, hierbei zentral auf eine Bepreisung von Treibhausgasen zu setzen, wie dies im Übrigen auch immer lauter von einflussreichen US-Ökonom*innen nachdrücklich gefordert wird.6 Das entsprechende Statement hebt dabei hervor, dass »eine Kohlenstoffsteuer den kosteneffektivsten Hebel bietet, um Kohlenstoffemissionen in dem erforderlichen Umfang und Tempo zu reduzieren. Indem sie ein bekanntes Marktversagen korrigiert, sendet eine Kohlenstoffsteuer ein starkes Preissignal, das die unsichtbare Hand des Marktes nutzt, um die Wirtschaftsakteure in eine kohlenstoffarme Zukunft zu lenken.« Gleiches würde auch für einen Emissionshandel als alternatives Bepreisungsinstrument gelten, das aber vermutlich in den USA auf bundesstaatlicher Ebene schwerer durchzusetzen ist. 

			Insgesamt ist die Treibhausgasbepreisung in den USA, das staatlicher Regulierung generell eher kritisch gegenüberstehet, seit langem ein politisch sehr kontroverses Thema und mehrere Versuche, ein nationales Emissionshandelssystem zu implementieren, wie etwa gemeinsam von dem demokratischen Senator Liebermann und dem republikanischen Senator McCain Anfang der 2000er vorangetrieben, sind am Ende gescheitert. Joe Biden hat eine CO2-Bepreisung bislang nicht explizit angesprochen, spricht allerding etwas verklausuliert von einem »Umsetzungsmechanismus«, worunter eventuell eine Bepreisung fallen könnte. Aktuelle Berechnungen7 zeigen, dass schon für die Erreichung der ehemals eingereichten NDCs ein nationaler CO2-Preis von 25 bis 46 US-Dollar/tCO2 notwendig wäre und für einen Pfad, der im Einklang mit einer Dekarbonisierung bis 2050 steht, 66 bis 125US-Dollar/tCO2. 

			Hervorgehoben hat Biden in seinen Ankündigungen zur Klimapolitik, dass er in den nächsten zehn Jahren 1,7 Billionen US-Dollar Bundesmittel für Forschung, Entwicklung und Innovationen in saubere Energie bereitstellen will. Außerdem sollen alle Infrastrukturinvestitionen im Transport, Gebäude- und Stromsektor mit Rücksicht auf Emissionsreduzierung und Resilienz gegen den Klimawandel getätigt werden. 

			Daneben zählt das Wahlprogramm weitere Einzelmaßnahmen auf. Diese Maßnahmen sind prinzipiell zu unterstützen, da Innovationen und die positiven Spill-Over, die Forschung und Entwicklung erzeugen, für eine effiziente Dekarbonisierung sicher wichtig sind. Ausreichend ist dies ohne konsequente Maßnahmen die explizit den Treibhausgasausstoß reduzieren, so wie es eine Bepreisung tut, allerdings nicht. Vielmehr führen reine Effizienzmaßnahmen auf allen Skalenebenen nachgewiesener Weise zu sogenannten Rebound-Effekten: Kühlschränke werden energieeffizienter – und dann größer; Autos wurden effizienter, aber größer und schwerer, und die Fahrleistung steigt; gesamtwirtschaftlich steigt das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ohne emissionsbegrenzende Maßnahmen stärker, als die Emissionsintensität des BIP sinkt. In der Summe führen Effizienzgewinne damit tendenziell dann zu höheren statt niedrigeren Emissionen und auf keinen Fall zu ausreichend Emissionsreduktionen. Wenn er seine eigenen Ziele ernst nimmt, wird Joe Biden nicht darum herumkommen, sehr konsequente »Umsetzungsmechanismen« zu implementieren, die den Gesamtausstoß an Emissionen regulieren. 

			Fazit

			Die USA werden mit Joe Biden in den Kreis der Staaten zurückkehren, die sich den Zielen des Pariser Klimaabkommens verpflichtet fühlen. Er hat für die USA ambitionierte und angemessene langfristige Ziele (eine Treibhausgasneutralität bis 2050) angekündigt. Das ist ein wichtiger Schritt, denn ohne die USA als zweitgrößten Emittenten sind globale Klimaziele nicht zu erreichen. Jetzt kommt es darauf an, dass sich die USA ebenso angemessene Zwischenziele setzt und diese dann auch erreicht. Damit dies effizient und effektiv geschieht, muss Joe Biden die Vorbehalte gegen eine nationale CO2-Bepreisung überwinden und sollte auf eine solche als Leitinstrument abzielen. Hierbei kann er auf vielfältige Erfahrungen in verschiedenen Bundesstaaten, die sich in der US Climate Alliance zusammengeschlossen haben, aufbauen. Ein solcher Schritt wäre auch entscheidend, um die internationale Klimapolitik voranzubringen. Hier steht der Vorschlag eines internationalen Mindestpreises für Treibhausgas­emissionen oder zumindest für die energiebedingten CO2-Emissionen im Raum. Er könnte ein Durchbruch für eine effiziente und effektive internationale Klimapolitik sein und auch das Problem von Emissionsverlagerungen (Carbon Leakage) verringern, das zu Problemen für diejenigen Länder führt, die in der Klimapolitik vorangehen wollen. Sollten sich die EU, die bereits stark auf CO2-Bepreisung setzt, China, dessen nationales Emissionshandelssystem im Februar 2021 an den Start geht, und nun die USA auf einen Mindestpreis für CO2 einigen oder, noch besser, ihre Preissysteme verbinden, wäre der größte Schritt getan. 
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					1	Der folgende Absatz lehnt sich sehr stark an Peterson (2020) an. 

				

				
					2	Eigene Berechnungen basierend auf EIA (2020b) (State energy-related carbon dioxide emissions by year, adjusted).

				

				
					3	Diese Initiative hat zum Ziel, die Aktivitäten von US-Bundesstaaten, Städten, Unternehmen und anderen nicht-nationalen Akteuren zur Reduzierung ihrer Treibhausgasemissionen im Einklang mit den Zielen des Pariser Abkommens zusammenzufassen und zu quantifizieren. Die folgenden Zahlen stammen aus Bloomberg Philantrophies (2019).

				

				
					4	Die Zahlen beziehen sich auf Treibhausgasemissionen inklusive Emissionen von Landnutzungsänderungen, (United Nations 2020a; 2020b). In anderen Industrieländern (Kanada, Australien, Neuseeland) sind die Emissionen seit 1990 allerdings noch erheblich stärker als in den USA gestiegen. 

				

				
					5	Alle Zahlen zu erneuerbaren Anteil im Stromsektor stammen von IEA (2020).

				

				
					6	Das ursprünglich von 45 Ökonom*innen, darunter 28 Nobelpreisträger unterzeichneten Statement seine Kohlenstoffsteuer einzuführen wurde mittlerweile von einer vierstelligen Zahl weitere Ökonom*innen unterzeichnet. 

				

				
					7	Diese wurden im Rahmen der Modellstudie EMF36 (EMF 2020) durchgeführt und sind noch nicht veröffentlicht.
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			Nach Jahren der zähen Verhandlung gibt es Hoffnung in der internationalen Klimapolitik. Es bahnt sich ein Club der Klimaschützer an, dem sich kein Staat mehr entziehen kann. Der Regierungswechsel in den USA kann der Verbindung von Klima- und Handelspolitik entscheidende Impulse geben. 

			Neue Phase der Weltklimapolitik

			Im Jahr der Pandemie 2020 haben viele befürchtet, dass die Klimakrise durch das Corona-Thema politisch verdrängt werden könnte. Dass das Thema in der öffentlichen Wahrnehmung nicht in den Hintergrund gerückt ist, zeigen viele Bevölkerungsumfragen – die Klimakrise bleibt die Sorge der Nationen. Auch die Politik ist in Bewegung. Das hat der virtuelle Klimagipfel zum fünften Jahrestag des Pariser Weltklimaabkommens am 12. Dezember 2019 gezeigt. Eine Besonderheit zeichnete ihn aus: Geladen waren nur die Staaten, die neue, gesteigerte Zielsetzungen im Klimaschutz ankündigen konnten. Die Ergebnisse machen sich zwar nur bescheiden aus, gemessen an dem, was zur Einhaltung des hochgesteckten Ziels, die Erderwärmung möglichst bei 1,5 Grad gegenüber vorindustriellem Niveau zu begrenzen, aber sie markieren den Übergang zu einer neuen Phase des Multilateralismus in der Weltklimapolitik. 

			75 Nationen bekräftigten beim Gipfel einhellig das Ziel, die Treibhausgasemissionen bis 2050 netto auf null zu bringen – also nur noch so viele Treibhausgase auszustoßen, wie natürliche und technische Speicher der Atmosphäre wieder entziehen. Das haben sie schon mit dem Paris-Abkommen versprochen, allerdings vage für die zweite Hälfte des Jahrhunderts. Viele Regierungen gaben im Vorfeld des Gipfels Zusagen ab, die Nettonull deutlich eher zu erreichen. Allerdings lohnt ein genauer Blick: Manche versprechen Klimaneutralität und meinen damit, dass die Nullbilanz für alle Treibhausgase gelten soll. Andere sprechen von CO2-Neutralität, was nur Kohlendioxid beinhaltet. Die EU beispielsweise will bis 2050 klimaneutral werden, die USA nach Ankündigung des designierten Präsidenten Joe Biden ebenfalls, Österreich 2040. China will die CO2-Neutralität 2060 erreichen, Finnland sogar schon 2035.

			Die vom UN-Generalsekretär Antonio Guterres ausgerufene »Koalition für Kohlenstoffneutralität« verfügt mit allen Versprechen über eine Mehrheit von 65% der weltweit kontrollierten CO2-Ausstoßmenge. Diese Mehrheit könnte beträchtlich anwachsen, wenn die Industrieländer auch bei den Finanzzusagen für Klimaschutz und -anpassung in ärmeren Staaten vorankommen. Ab 2020 haben sie jährlich 100 Mrd. US-Dollar versprochen. Für dieses Jahr liegen laut OECD (2020) erst knapp 80% auf dem Tisch, aber auf dem UN-Gipfel kamen keine nennenswerten Geldbeträge mehr hinzu.

			Dafür wurde der Weg zu den ambitionierten Zielen klarer. Kanada und Kasachstan bekannten sich beim Gipfeltreffen – wie schon zuvor die EU – zum Kohlenstoffpreis als zentralem Instrument für den Klimaschutz, die kanadische Regierung will den Preis bis 2030 von aktuell umgerechnet 20 Euro die Tonne CO2 stetig auf etwa 110 Euro pro Tonne ansteigen lassen. 

			Schaffung eines »Klimaclubs«

			Dieser Politikschwenk gegenüber den zähen, teils gescheiterten Verhandlungsrunden der vergangenen Jahre geht nicht auf Läuterung zurück, sondern ist das Ergebnis von politisch-ökonomischen Kräften. Manchmal belächelt, oft aber einfach nur unverstanden, ist es den Vereinten Nationen gelungen, was der Träger des Wirtschaftsnobelpreises William Nordhaus bereits 2015 als Lösung für das Dilemma der weltweiten Klimapolitik vorgeschlagen hat – die Schaffung eines Klimaclubs (Nordhaus 2015) Die Idee ist so einfach wie brillant: die Schaffung von Exklusivität. 

			Das Hemmnis für die weltweite Kooperation im Klimaschutz ist, dass es möglich ist, an den positiven Effekten des Klimaschutzes als Trittbrettfahrer teilzuhaben, ohne sich an den Anstrengungen zu beteiligen. Spieltheoretiker nennen das ein Gefangenendilemma (Schwarze 2013). Das Ergebnis, das für alle Beteiligten das beste wäre, bedarf der Kooperation. Aus lauter Angst vor relativen Verlusten betreibt am Ende im schlimmsten Fall aber niemand Klimaschutz.

			Die Idee des Klimaclubs basiert auf Freiwilligkeit. Die Mitglieder ziehen einen wechselseitigen Nutzen aus der Aufteilung der Kosten für den Klimaschutz. Der Nutzen eines erfolgreichen Clubs muss so groß sein, dass sich die Mitglieder ohne äußeren Zwang an die Clubregeln halten. Dazu darf der Klimaclub nicht zu klein sein. Er muss aber exklusiv arbeiten; die dort erbrachten Leistungen dürfen ausschließlich den Mitgliedern des Clubs zur Verfügung stehen. Beim Klimaschutz sind das das Know-how, Technologien und Standards, günstige Finanzierungsmöglichkeiten und vielleicht auch das wärmende Gefühl, Gutes zu tun (Welsch 2020). 

			Unterstützung durch die Zivilgesellschaft

			Das klingt alles so einfach, dass man sich fragt, warum es einen Klimaclub nicht von Beginn an gab? War nicht das Kyoto-Protokoll, der Vorgänger des Paris-Abkommens, bereits ein solcher Club? Im Kyoto-Protokoll waren nur die Industrieländer zum Klimaschutz verpflichtet. Die USA ratifizierten es nie; Kanada trat wieder aus. So war die kritische Clubgröße nicht gegeben, ab der der Nutzen die Kosten der Mitgliedschaft überwiegt – die z. B. auch die Möglichkeit zur glaubhaften Drohung mit Handelssanktionen und Grenzausgleichszahlungen gegen die Nichtmitglieder bietet. Das war erst möglich, als mit dem Pariser Weltklimaabkommen die strikte Zweiteilung der Welt in Industriestaaten und Entwicklungsländer passé war. Jetzt ist jedes Land angehalten beizusteuern, was es kann. Der neue Klimaclub wird auch von Schwellenländern angetrieben.

			Das war das Erfolgsgeheimnis von Paris, neben der viel gepriesenen französischen Diplomatie. Vorbereitet wurde das Abkommen durch die Annäherung zwischen den USA unter Barack Obama und China unter Xi Jinping sowie den enormen Preisverfall bei der Stromerzeugung aus Erneuerbaren im gleichen Zeitraum. Zugleich ist es zuträglich, dass sich die Bedingungen am weltweiten Kapitalmarkt ändern, dass nachhaltige, grüne Finanzprodukte vorteilhafter werden – nicht zuletzt – dass der Protest der »Fridays for Future« Erfolg hat sowie Einfluss auf politische Wahl­entscheidungen zeigt. Insofern brauchte und braucht der Klimaclub die breite Unterstützung der Zivilgesellschaft und die Sogwirkung von entstehenden neuen sozialen Normen – den neuen Gesellschaftsvertrag (»New Deal«). 

			Regierungswechsel bietet Chance zur internationalen klimapolitischen Zusammenarbeit

			Der Regierungswechsel in den USA kann nun dazu beitragen, dass der »Gesellschaftsvertrag von Paris«, sprich das Bekenntnis zur internationalen klimapolitischen Zusammenarbeit, nach einer Phase national-populistischer Abkehr, erneuert und bekräftigt wird. Der designierte US-Präsident Joe Biden hat angekündigt, bereits am ersten Tag seiner Ernennung dem Pariser Weltklimaabkommen wieder beitreten. Und nicht nur das. Er verspricht, »jedes Instrument der amerikanischen Außenpolitik zu nutzen, um den Rest der Welt zu drängen, ihre Ambitionen drastisch zu erhöhen« (Biden 2020). In den ersten hundert Tagen seiner Amtszeit soll dazu ein Sondergipfel in New York einberufen werden, der die wichtigsten kohlenstoff­emittierenden Nationen der Welt davon zu überzeugen soll, sich der wachsenden »Koalition für Kohlenstoffneutralität« der UN anzuschließen. Er verspricht diplomatische Anstrengungen für internationale Vereinbarungen zur Reduzierung der Emissionen aus der globalen Schifffahrt und im Luftverkehr sowie die gezielte Nutzung der US-Handelspolitik zur Verhinderung der Umgehung der internationalen Klimaschutzabkommen. Dazu zählt aus US-amerikanischer Sicht vor allem China davon abzuhalten, weiterhin Kohleexporte zu subventionieren und die kohlenstoffintensive Erzeugung in andere Länder auszulagern. China ist nicht nur der weltweit größte Emittent von CO2, sondern durch seine massive Belt-and-Road-Initiative finanziert Peking auch jährlich Milliardenprojekte fossiler Energieerzeugung in ganz Asien und darüber hinaus. Biden will bilaterale Verhandlungen und »durch die Einbindung wichtiger Führungspersönlichkeiten in China« das Land dazu bewegen, hohe Umweltstandards bei seinen ausländischen Infrastrukturprojekten einzuführen und international Rechenschaft darüber abzulegen. Das wäre allein auf der Basis der chinesischen Mitgliedschaft im Paris-Abkommen nicht möglich. Überhaupt sollen gemäß des Biden-Plans schon innerhalb von vier Jahren sämtliche Exportfinanzierungssubventionen für kohlenstoffintensive Projekte beendet werden und, aufbauend auf früheren Verpflichtungen der G 7 und multilateraler Exportfinanzierungsinstitutionen, Regeln beim Internationalen Währungsfonds und der Weltbank etabliert werden, die Projekte mit nicht-nachhaltigen Klimawirkungen ans Ende der Schlange stellen, was sie risikoreicher und teurer macht. Das Ziel von Klimaneutralität bis 2050 würde sich damit zum Bezugspunkt der internationalen Politik entwickeln. Aber eben nicht nur von Regierungen, sondern auch von Unternehmen und Investoren bei ihren Entscheidungen darüber, wohin das Geld fließt.

			»Der Tag war ein wichtiger Schritt nach vorn, aber er reicht noch nicht aus«, mahnte UN-Chef Guterres zum Abschluss des Dezember-Gipfels. »Wir dürfen nicht vergessen, dass die Welt noch immer auf dem Weg zu einem Temperaturanstieg von mindestens 3Grad Celsius bis zum Ende des Jahrhunderts ist, was einer Katastrophe gleichkäme.« Die Zugkraft der Zusagen beim virtuellen »Klimagipfel der Ambitionen« entscheidet sich erst in der Umsetzung, zuvorderst in der völkerrechtlich verbindlichen Hinterlegung durch sogenannte »national bestimmte Beiträge« (NDCs). Bis heute haben 52 Länder, einschließlich der 27 EU-Mitgliedsländer, neue und verbesserte NDCs beim Klimasekretariat in Bonn eingereicht. Das entspricht 20,3% der weltweiten Treibhausgasemissionen. Weitere 44Länder haben erklärt, dies zu tun, was den Anteil der globalen Emissionen unter Kontrolle des Klimaclubs auf 37,7% erhöhen würde. Der Klimaclub wartet also gewissermaßen noch auf formale Mitgliedsanträge. Erst mit dem völkerrechtlich verbindlichen Wiederbeitritt der USA zum Pariser Übereinkommen und einem NDC von China mit einem nachvollziehbaren Zwischenziel für 2030 wäre die kritische Masse von über 65% erreicht, die auch den Nachzüglern Australien und Brasilien keine Alternative zum Handeln ließe. Das aber bleibt abzuwarten. 
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			Die Gesundheitspolitik bildet seit Jahrzehnten einen Zankapfel in den politischen Auseinandersetzungen zwischen Demokraten und Republikanern. Dies war auch im Wahljahr 2020 der Fall, in dem die Gesundheitspolitik nach der Wirtschaftspolitik als wichtigstes Thema der Wahl galt (Pew Research 2020a). Während die Demokraten einen Ausbau der allgemeinen Krankenversicherung forderten, lehnten die Republikaner eine Verpflichtung zur Versicherung ab. Donald Trump wies dabei im Wahlkampf den Ausbau der staatlichen Gesundheitsversorgung immer wieder als »Sozialismus« zurück. Insbesondere die von Obama 2010 eingeführte Gesundheitsreform (»Obamacare«) veranlasste ihn zu scharfer Kritik, und er versuchte, sie in seiner Amtszeit durch verschiedene Maßnahmen auszuhebeln. Aber auch die Demokraten waren unter sich gespalten. Während der progressive Flügel der Partei ein universelles Krankenversicherungssystem forderte, befürworten die moderaten Demokraten um Joe Biden eine Ausweitung und Verbesserung von Obamacare. Verschärft wurde die Kontroverse durch die Covid-19-Pandemie. Doch was steht hinter diesem Streit, und wie wird sich die Biden/Harris-Administration zukünftig in dieser Auseinandersetzung positionieren? Ist eine schrittweise Erweiterung der gesundheitlichen Versorgung denkbar bzw. realistisch, und welche Bedeutung hat die Pandemiebekämpfung in dieser Debatte?

			Die Ausgangslage

			Während sich in anderen westlichen Ländern der Gedanke einer allgemeinen Gesundheitsversorgung im Verlauf des 20. Jahrhunderts schrittweise durchsetzen konnte, sind die USA das einzige OECD-Land, in dem es bis zur Gesundheitsreform von Präsident Obama 2010 keine allgemeine Krankenversicherung gab. Dies führte nicht nur zu einer hohen Zahl an Nichtversicherten, sondern auch zu vergleichsweise sehr hohen Kosten im Gesundheitswesen (Leimbigler und Lammert 2020). 

			Mit dem Patient Protection and Affordable Care Act von 2010 (häufig auch Affordable Care Act, ACA, oder »Obamacare«) wurde schließlich eine Verpflichtung zur Krankenversicherung eingeführt, und die hohe Zahl der Nichtversicherten ging langsam zurück (Goodnough et al. 2020). Durch die Ausweitung des bereits bestehenden Medicaid-Programms für Bedürftige konnten insbesondere ärmere Schichten der Bevölkerung, unter ihnen vor allem Hispanics und Afroamerikaner, den größten Zugewinn verzeichnen. Auch sollte niemand aufgrund einer Vorerkrankung von einer Versicherung ausgeschlossen werden können, eine Regelung, die in der Bevölkerung große Zustimmung und Unterstützung fand und zu den wichtigsten gelungenen Bausteinen von Obamacare zählt (Goodnough et al. 2020). Wer sich dennoch nicht versicherte, musste einen steuerlichen Ausgleich zahlen. Letztere Regelung hat die Trump-Administration jedoch mit der Steuerreform von 2018 wieder aufgehoben und damit eine tragende Säule von Obamacare unterminiert. 

			Nach Angaben des U.S. Census Bureau (2020) verfügten rund 26 Millionen Menschen in den USA im Jahr 2019 über keine Krankenversicherung. Das sind zwar deutlich weniger als 2012, als immerhin 45,6 Millionen Menschen nicht versichert waren. Der Anteil derjenigen, die eine Versicherung haben, liegt mit 92% der Bevölkerung aber immer noch deutlich niedriger als in anderen OECD-Ländern. Zugleich verzeichnet das Land die vergleichsweise höchsten Kosten im Gesundheitssystem.

			In der Forschung über die Gesundheits- und Sozialpolitik wird immer wieder auf die institutionellen und historischen Besonderheiten der USA verwiesen, die die lückenhafte Absicherung erklären (Pierson 2004; Skocpol 1992; Lammert 2020). Neben politisch-kulturellen Faktoren spielen dabei auch wirtschaftliche und ideologische Gründe eine Rolle. Das Konzept von Gesundheit als öffentlichem Gut, das dem Gesundheitswesen der meisten europäischen Länder zugrunde liegt, ist in den USA aus historischen Gründen nur schwach entwickelt. Traditionell besteht nicht nur eine tiefsitzende Abneigung gegen staatliche Regulierungen, sondern auch gegen bundesstaatliche Vorgaben im Gesundheits- und Sozialbereich. Anders als in europäischen Ländern ist die Krankenversicherung in den USA an den Markt geknüpft. An kritischen Wendepunkten (»critical junctures«), wie etwa dem Ende des Ersten und des Zweiten Weltkriegs, hatte das Land jeweils nur Teilreformen verabschiedet und den Marktkräften den Vorrang überlassen. Daher bietet die Gesundheitsversorgung ein fragmentiertes Bild ohne universellen Versicherungsschutz. Die Mehrheit der Amerikanerinnen und Amerikaner waren nach Angaben der Kaiser Family Foundation (2020) über ihren Arbeitgeber versichert (49,6%), so dass sich die soziale Schichtung der Gesellschaft dabei auch in der Gesundheitsversorgung widerspiegelt.

			Obwohl Prävention, Diagnostik und Behandlungsmethoden sowie vor allem auch die medizinische Forschung in den USA ausgezeichnet entwickelt sind, zeigt der ungleiche Zugang zum Gesundheitssystem gravierende Folgen. So geht bei einem Arbeitsplatzverlust oftmals auch die Versicherung verloren, weshalb die rasch steigende Arbeitslosigkeit im Zuge der Covid-19-Krise nicht nur zu größeren Einkommensverlusten führte, sondern auch den Verlust der so wichtigen Krankenversicherung mit sich brachte. Zudem hat in der untersten Einkommensschicht lediglich ein Drittel der Beschäftigten die Möglichkeit, eine Lohnfortzahlung im Krankheitsfall zu beziehen (Pew Research Center 2020b). 

			Spiegelbild der politischen Spaltung 

			In der Gesundheitspolitik spiegelt sich wie in kaum einem anderen Politikfeld der tiefe politische Graben zwischen Demokraten und Republikanern wider (Lemke und Wiedekind 2021). So ist der Anteil derjenigen, die eine staatliche Verantwortung für die Gesundheitspolitik befürworten, Umfragen zufolge insgesamt deutlich gestiegen, aber diese Zustimmung unterscheidet sich klar nach Parteipräferenzen. Wie das Pew Research Center (2018) ermittelte, stimmen 60% der befragten Amerikanerinnen und Amerikaner der Aussagen zu, dass der Staat für die Gesundheitsversorgung Verantwortung tragen müsse; 2008 waren dies nur 51%. Aber betrachtet man die Parteizugehörigkeit, so stimmen nur 55% der Republikaner einer staatlichen Verantwortung (einschließlich bestehender Programme wie Medicare und Medicaid), zu und immerhin 10% lehnen sie völlig ab. Bei den Demokraten betrachten dagegen 80% die Gesundheitsversorgung als staatliche Aufgabe, und nur 1% lehnt diese ab. 

			Die durch Obama eingeführte Gesundheitsreform hat trotz einiger administrativer und regulativer Mängel bei der Bevölkerung konstante Unterstützung erfahren, denn das Gesetz hatte Millionen von Menschen überhaupt erst Zugang zu einer bezahlbaren Versicherung eröffnet. Trotzdem war sie den Republikanern seit ihrer Einführung ein besonderer Dorn im Auge. Allein rund 60-mal haben die Republikaner zwischen 2010 und 2020 im Kongress versucht, Obama­care wieder abzuschaffen und durch ein anderes Gesetz zu ersetzen (Goodnough et al. 2020). Bei der Wahl von Donald Trump 2016 hatte er die Abschaffung zu einem Kernpunkt seiner Wahlplattform erklärt. Unterstützung fand er hierfür vor allem bei der zunächst libertär, dann aber zunehmend rechtspopulistisch orientierten »Tea-Party«-Bewegung, die sich vor allem gegen die Gesundheitsreform von Obama richtete und sie als »sozialistisch« verunglimpfte. Der nach dem Machtwechsel im Weißen Haus angekündigte Gesetzentwurf der Trump-Administration scheiterte jedoch im Kongress im März 2017 an der Uneinigkeit der Parteiflügel innerhalb der Republikanischen Partei. Insbesondere dem libertären »Freedom Caucus« gingen die Reformen des von Trump vorgelegten Vorschlags nicht weit genug. Sie wünschten einen vollständigen Rückzug des Staates. Eine neue Gesetzesvorlage, wie von Trump mehrfach angekündigt, wurde jedoch in seiner Amtszeit nicht mehr im Kongress eingebracht, und auch im Wahlkampf blieben seine Ausführungen zu einer möglichen Alternative, die den ACA ersetzen sollte, mehr als vage. Zudem blieb offen, wie die Republikaner das Problem der geschätzten 20 Millionen Amerikaner gelöst hätten, die bei einer Abschaffung von Obamacare aus der Versicherung herausgefallen wären. Ebenso blieb unklar, wie Personen mit Vorerkrankungen nach der Abschaffung von Obamacare einen bezahlbaren Versicherungsschutz erfahren würden und wie mögliche Langzeitfolgen durch Covid-19 in der Gesundheitsversorgung aufgenommen werden würden. 

			Soziale Auswirkungen von Covid-19 

			Präsident Trump hat die zügige Entwicklung und rasche Zulassung des Impfstoffs gegen Covid-19 für sich als Erfolg verbucht. Allerdings wird die Vorreiterrolle der USA überschattet durch die sehr hohen Fallzahlen der Infizierten. Nach Angaben der New York Times (2021) waren Anfang Januar 2021 rund 20 Millionen Infizierte in den USA zu verzeichnen. 347956 Menschen waren insgesamt an Covid-19 verstorben und damit nahezu so viele Amerikaner, wie im Zweiten Weltkrieg. Die Pandemie wirft zugleich ein Schlaglicht auf deutliche Unterschiede im Zugang zu Gesundheitseinrichtungen sowie dem allgemeinen Gesundheitszustand der amerikanischen Bevölkerung, denn soziale und ethnische Unterschiede treten hier besonders krass hervor. Zwar liegen noch keine nationalen Statistiken über die ethnischen Unterschiede in der Infektionshäufigkeit und der Sterberate an Covid-19 vor; einzelne Bundesstaaten legten jedoch schon in der Frühphase der Pandemie alarmierende Daten vor. Im Bundesstaat Illinois waren beispielsweise 43% der im Frühjahr an Covid-19 Verstorbenen sowie 28% der positiv getesteten Personen Afroamerikaner*innen, obwohl sie nur 15% der Gesamtbevölkerung des Bundesstaates ausmachen (Elgion 2020). In Michigan waren ein Drittel der positiv getesteten Personen und 40% der Verstorbenen Afroamerikaner*innen, obwohl sie nur 14% der Bevölkerung stellen. Auffällige Missverhältnisse werden auch aus anderen Bundesstaaten gemeldet; etwa in Louisiana, wo 70% der an Covid-19 Verstorbenen Afroamerikaner*innen sind, obwohl sie dort nur ein Drittel der Bevölkerung stellen. Ähnlich besorgniserregende Statistiken über die überproportional hohe Betroffenheit von Minderheiten wurden auch aus North und South Carolina gemeldet. 

			Wie neuere Studien zeigen, sind es vor allem sozio-ökonomische Gründe, d. h. die Lebens- und Arbeitsbedingungen, die die höhere Infektionsrate mit Covid-19 in den Minderheitengruppen verursachen, nicht aber eine ethnische Prädisposition (Ogedegbe et al. 2020; Kolata 2020). Die Gründe liegen vor allem an der Beschäftigungsstruktur und am sozialen Umfeld. Nur wenige Hispanics und Afroamerikaner*innen arbeiten in Berufen, die gut bezahlt sind und/oder Homeoffice ermöglichen. Überdurchschnittlich häufig sind sie in Niedriglohnbereichen in den Supermärkten, im Baugewerbe, der Stadtreinigung sowie in Pflege- und Krankeneinrichtungen beschäftigt und somit der Infektionsgefahr unmittelbar ausgesetzt. Die Arbeitsverträge von gering bezahlten Tätigkeiten beinhalten zudem nur selten eine umfassende Krankenversicherung, aber sie liegen häufig über der Einkommensgrenze, die einen Zugang zum staatlichen Medicaid-Programm erlauben würde. Bereits vor der Pandemie war auch immer wieder auf die höhere Rate an Vorerkrankungen, wie Adipositas, Bluthochdruck und Diabetes, hingewiesen worden. Hinzu kommen die oft beengten Wohnverhältnisse und Haushaltsstrukturen mit mehreren Generationen, die weder eine individuelle Isolation im Fall einer Ansteckung erlauben noch eine Trennung von Altersgruppen. Zwar ist man in den USA der weiter auseinanderklaffenden Schere zwischen arm und reich gegenüber weniger besorgt, als dies in europäischen Ländern der Fall ist. Die aktuelle Krise verschärft diese Gegensätze jedoch nicht nur, sondern hebt sie vielen Amerikanern und Amerikanerinnen deutlicher ins Bewusstsein. 

			Welchen Weg schlägt die Biden/Harris-Administration ein?

			Im Krisenkontext des Wahljahres 2020 wurde Joe Biden als ein Hoffnungsträger für das Weiße Haus wahrgenommen, der sich nicht nur gegen Trumps Konfrontationskurs in der Wirtschaftspolitik positionierte, sondern mit seinen politischen Vorstellungen auch soziale Fragen deutlich in den Mittelpunkt rückte. Dementsprechend detailliert werden diese Themen in der Wahlplattform der Demokraten ausgeführt (Democratic Party Platform 2020). So tritt Biden für eine stärkere Förderung der Mittelklasse-Familien, den Abbau von Ungleichheiten sowie eine deutliche finanzielle Besserstellung der Beschäftigten im Bereich von Pflege, Gesundheit, Bildung und Erziehung ein. Eckpunkte der von Biden angekündigten Verbesserung des Gesundheitssystems sind der weitere Ausbau des Affordable Care Acts ACA und der öffentlichen Krankenkassen, die Ausweitung von Medicaid für Bedürftige in allen Bundesstaaten, die Senkung der Medikamentenkosten sowie die Möglichkeit für undokumentierte Zuwanderer, eine öffentliche Krankenversicherung zu erwerben. Letzteres war bislang ausgeschlossen und trug zur hohen Zahl der Nichtversicherten bei. Der Zugang bildete eine zentrale Forderung des progressiven Flügels der Demokraten. Dessen Vertreter gehen die Vorstellungen des als moderat geltenden Biden allerdings nicht weit genug, denn sie fordern nicht nur die Ausweitung der staatlichen Verantwortung, sondern die Einführung eines neuen universellen und für alle verpflichtenden Krankenversicherungssystems. 

			Eine Abschaffung von Obamacare, wie von den Republikanern gefordert, steht derzeit zwar nicht mehr auf der Tagesordnung, aber Biden muss sich jetzt der prekären gesundheitlichen Versorgung eines großen Teils der Bevölkerung angesichts der Covid-19-Pandemie und ihrer Folgen stellen. Ohne Netz und doppelten Boden wird sich die Lage für viele von der Pandemie Betroffene weiter dramatisch verschlechtern. Für die Finanzierung der gesundheitspolitischen Reformen veranschlagt die Biden/Harris-Administration rund 750 Mrd. US-Dollar für die kommenden zehn Jahre. Dieser Betrag soll vor allem durch die Revision der von Trump eingeführten Steuersenkungen für Wohlhabende und Firmen aufgebracht werden. Konfliktstoff mit den Republikanern ist daher vorprogrammiert. 

			Die von Joe Biden und Kamala Harris angezeigte innenpolitische Richtungsweisung könnte zur Minderung der tiefen gesellschaftlichen Spaltung der US-Gesellschaft beitragen, indem diejenigen eine sozio-ökonomische Besserung ihrer Lebensverhältnisse erfahren, die durch den harten neoliberalen Wirtschaftskurs der Globalisierung und die Folgen der Pandemie an den Rand gedrängt worden waren. Einige der angekündigten Maßnahmen könnte Biden durch präsidentielle Anordnungen umsetzen. Bei den geplanten gesetzlichen Änderungen wird Biden aber nicht nur den progressiven Flügel der Demokraten berücksichtigen, sondern auch Republikanische Abgeordnete im Kongress einbeziehen müssen, um die politische Polarisierung der US-Gesellschaft zu überwinden. Die innenpolitische Entwicklung bleibt daher ein spannendes Feld für weitere Analysen.
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			Die Wahl am 3. November 2020 war in erster Linie eine Anti-Trump-Abstimmung. Der beispiellose Außenseiterpräsident Donald Trump macht Platz für Joe Biden, den ultimativen Washington-Insider. Donald Trump verfehlte eine zweite Amtszeit aus drei Gründen: Erstens verprellte er in den umkämpften Bundesstaaten Pennsylvania, Michigan und Wisconsin, die er vier Jahre zuvor überraschend sehr knapp gewonnen hatte, einen Teil seiner weißen, höher gebildeten Wählerinnen in den Vorstädten mit seinem rabiaten, erratischen und mitunter vulgärem Regierungsstil. Zweitens kam sein verpfuschtes Management der Corona-Pandemie auch bei einem Teil seiner überwiegend weißen männlichen Wähler schlecht an und führte auch in dieser Wählergruppe zu Verlusten. Drittens ist die Niederlage in seiner Persönlichkeitsstruktur angelegt: Donald Trump ist ein Populist mit autoritären Neigungen, aber er ist zu sprunghaft, zu sehr Ad-hoc-Politiker, zu wenig Stratege und vor allem zu narzisstisch, um einen konsistenten national-konservativen Umbau der USA systematisch zu verfolgen. Zwar konnte der abgewählte Präsident im Vergleich zu 2016 gut 10 Millionen weitere Wähler dazugewinnen, aber die Gegenmobilisierung zugunsten Joe Bidens fiel speziell unter jüngeren Wählern und den Afroamerikanern noch höher aus. Für Joe Biden reichte es, einfach nicht Donald Trump zu sein. Mehr als zwei Drittel seiner mehr als 80 Millionen Wähler gaben an, Biden nicht wegen seiner jahrzehntelangen politischen Erfahrung und weniger wegen seiner politischen Vorhaben gewählt zu haben, sondern weil sie im 78-jährigen ehemaligen Vizepräsidenten und Senator die einzige Möglichkeit sahen, Donald Trump bereits nach vier Jahren wieder loszuwerden. Dies ist gelungen. 

			Bidens Prioritäten und ihre Realisierungschancen

			Programmtisch hat der designierte Präsident Biden vier ehrgeizige Prioritäten: Beherrschung der Covid-19 Pandemie, Eindämmung des Klimawandels, die Reduzierung sozialer und ethnischer Ungleichheiten sowie die Herbeiführung eines nachhaltigen wirtschaftlichen Aufschwungs. Zusätzlich versprach Biden die Heilung der hoffnungslos gespaltenen Nation, Versöhnung statt weiterer Polarisierung. Unmittelbar nach den Wahlen schien eine Umsetzung dieser Vorhaben unrealistisch, da die Republikaner weiterhin die Kontrolle über den US-Senat ausüben würden, Biden also unter den Bedingungen des »geteilten Regierens« würde regieren müssen. Sogar das Wort einer »Totgeburt« seiner Agenda machte die Runde. 

			Doch der hauchdünne Sieg der demokratischen Senatskandidaten Raphael Warnock und Jon Ossoff bei den Stichwahlen in Georgia am 5. Januar 2021 haben die Ausgangslage für Joe Biden deutlich zu seinen Gunsten verändert, da in der oberen Kammer des Kongresses ein politisches 50:50-Patt entsteht. In dieser Konstellation sieht die US-Verfassung vor, dass die Stimme der künftigen Vizepräsidentin Kamala Harris bei Abstimmungen den Ausschlag gibt. Da somit eine Senatsmehrheit der Demokraten von einer Stimme unterstellt wird, gehen auch alle Ausschussvorsitze sowie wichtige und weitgehende Geschäftsordnungskompetenzen an die neue Mehrheitsfraktion der Demokraten unter der Leitung von Charles Schumer, Senator aus New York. 

			Kurzfristig bedeutet dies für Joe Biden zweierlei: Er hat jetzt freiere Hand bei der Nominierung seines Personals – von »Ministern« (»secretaries«) über Behördenleitungen zu Botschaftern und Bundesrichtern –, das vom Senat bestätigt werden muss. Dennoch wird Joe Biden aufgrund der knappen Kongress-Mehrheiten nicht einfach »durchregieren« können, denn nach wie vor gilt im Senat das Dauerrederecht jedes Mitglieds (»filibuster«), das nur von einer qualifizierten Mehrheit von 60 Stimmen beendet werden kann. Erreicht man diese Zahl nicht, kann ein Filibuster zahlreiche Gesetzesvorhaben, nicht aber Personalentscheidungen, blockieren. Da es sich beim Filibuster nicht um eine Verfassungsnorm, sondern lediglich um eine Geschäftsordnungsregel des Senats handelt, könnte sie mit einfacher Mehrheit gekippt werden. Kongressmitglieder des starken progressiven Flügels der Demokratischen Partei, die ambitionierte Vorhaben wie einen Green New Deal oder eine Totalreform des Krankenversicherungswesens anstreben, werden sich für eine Abschaffung des Filibusters und andere institutionelle Reformen stark machen. 

			Wohin geht die Republikanische Partei nach Trump?

			Die Republikanische Partei befindet sich in einer Debatte darüber, mit welchem Personal und mit welchen Inhalten sie eine lang anhaltende Phase der Dominanz der Demokraten in der US-Politik, denen nach Aussagen von Fachleuten die demografischen Veränderungen zugunsten einer jüngeren und »bunteren« Wählerschaft in die Hände spielen, verhindert werden kann. Dieser Machtkampf ist nach dem jähen Ende einer verkürzten Trump-Ära in vollem Gange. 

			Traditionsrepublikaner oder …

			Man sollte nicht davon ausgehen, dass dieser Richtungsstreit automatisch zugunsten der »Traditionsrepublikaner« ausgeht – auch nicht nach den skandalösen Vorkommnissen vom 6. Januar 2021, als ein größerer Mob von Trump-Anhängern die Absperrungen vor dem Kapitol überwandte, ein kleinerer Teil gewaltsam in das Kapitols-Gebäude eindrang und dort Verwüstungen anrichtete. Da der scheidende Präsident Trump die Demonstranten explizit dazu aufgefordert hatte, zum Kapitol zu gehen und die Abgeordneten dahingehend unter Druck zu setzen, eine Zertifizierung des Wahlsieges von Joe Biden zu verhindern, ist seine Mitverantwortung für den gescheiterten Aufstand offensichtlich. Die Rücktritte weiterer Regierungsmitglieder unmittelbar danach unterstreichen dies und schwächen Trumps künftige Rolle in der Partei. Mit seiner wochenlangen Weigerung, seine Niederlage anzuerkennen, hat Trump nicht nur sich selbst und der amerikanischen Demokratie, sondern auch seiner Partei geschadet. Fast alle Republikaner machen Trumps Verhalten wie seine wirren und vehementen Angriffe auf Vertreter der Landespartei in Georgia für die ungemein folgenreiche doppelte Wahlniederlage in der dortigen Senatsstichwahl verantwortlich. Einmal mehr erweist sich Trump nicht als Teamplayer, dem das Wohl seiner Partei, geschweige denn das des Landes am Herzen liegt, sondern als ein erratischer Egomane, dem es nur um die eigene, persönliche Machtperspektive geht. 

			… »Trumpismus«

			Doch die Partei verfügt über Personal, das die inhaltlichen Anliegen des »Trumpismus« besser und konsistenter artikulieren kann als Donald Trump selbst. Laut einer Umfrage des Instituts Rasmussen vom Dezember 2020 sind sich die Anhänger der Republikanischen Partei uneinig darüber, ob sie für die Präsidentschaftswahl 2024 einen erfahrenen Kandidaten, der das Präsidentenamt kennt, wünschen – also Donald Trump – oder ein frisches und jüngeres Gericht. 52% optieren für ein frisches Gesicht, während sich 33% für Donald Trump aussprachen. Große Einigkeit herrscht indes über die politische Grundhaltung der republikanischen Kandidatin oder des Kandidaten 2024: 72% der Anhänger bevorzugen eine Persönlichkeit, die die populistische, nationalkonservative Grundhaltung Präsident Trumps verkörpert, nur 24% sprechen sich für eine Person aus, die der politisch eher konventionell konservativen Haltung eines durchschnittlichen Kongressmitglieds entspricht. Ein »Trumpist« oder eine »Trumpistin«, die die wirtschaftspolitisch populistische Grundhaltung des 45. Präsidenten vertritt, ohne sich in einen autoritären und erratischen Politikstil zu verrennen, wäre für nahezu drei Viertel der republikanischen Anhänger eine ideale Person, um 2024 Joe Biden oder wer immer ihm nachfolgen sollte, herauszufordern.1

			Programmatisch hat sich die Republikanische Partei unter Trump von ihren Wurzeln im Reaganismus der 1980er Jahre, einer Mischung aus Deregulierung, Steuersenkungen, globalem und regionalem Freihandel sowie einer interventionistischen Außen- und Sicherheitspolitik zumindest punktuell gelöst und favorisiert einen populistischen Nationalkonservatismus. Zur Disposition stehen nicht marktwirtschaftliche Grundsätze per se, sondern die Praxis der Globalisierung der letzten 30 Jahre. Markt- und Grenz­öffnungen der USA und die Institutionen der neoliberalen Global Governance hätten einseitig den Hauptgegner der USA, China, sowie andere Konkurrenten der USA gestärkt sowie die gut ausgebildeten und global vernetzten Eliten, nicht aber die Normalbevölkerung. Diese Auffassung führt gerade bei jüngeren Republikanern zu einer Neubewertung handels- und wirtschaftspolitischer Orthodoxien. In der Außen- und Sicherheitspolitik heißt dies, dass Amerika stark sein muss, militärisch sogar sehr stark, aber diese Stärke lediglich zur Abschreckung möglicher Gegner und zur Verfolgung eigener nationaler Interessen einsetzt und weniger zur Aufrechterhaltung bestimmter multilateraler Ordnungsvorstellungen in anderen Weltteilen, die keinen sofortigen und eindeutigen Mehrwert für die USA besitzen.

			Donald Trump und sein Team haben diese Dynamiken 2016 instinktiv besser verstanden als andere, was seinen überraschenden innerparteilichen Erfolg erklärte, doch es haperte bei Trump mit der Umsetzung dieser Erkenntnis in eine kohärente politische Regierungsstrategie. Die Republikaner im Kongress und in den Einzelstaaten sind – von einigen Ausnahmen abgesehen – Trump nicht aus purer Angst gefolgt. Vielmehr haben gerade jüngere Politiker der Republikaner festgestellt, dass die Präferenzen ihrer Wähler oft nicht deckungsgleich sind mit der oft globalistischen und marktliberalen Haltung großer Geldgeber der Partei. 

			Kehrtwende unter Biden?

			Bidens neue Regierungsmannschaft steht auf den ersten Blick für das Gegenteil: Wiedererlangung amerikanischer Führungsrolle gemeinsam mit den Alliierten und Freunden, Stärkung der regelbasierten internationalen Ordnung, Ablehnung eines rein transaktionalen Ansatzes, der jede Beziehung der USA zur Außenwelt einer bilateralen, eng kaufmännischen Kosten-Nutzen-Rechnung unterzieht, im Inneren Rücknahme der Unternehmensteuerreform von 2017, Weiterentwicklung der Gesundheitsreform und anderen Maßnahmen der Obama-Ära, insbesondere auch in der Einwanderungs- und Grenzpolitik. 

			Donald Trump hatte seine Administration überwiegend mit Leuten besetzt, die keine Berufspolitiker waren und außerhalb der Politik reich wurden, nicht immer auf die redlichste Weise. Vertreter der traditionellen Energiewirtschaft und dem angeschlossenen Lobbybereich fanden in der Trump-Administration stets ein offenes Ohr. Joe Biden dagegen bestückt wichtige Posten mit erfahrenen Politikveteranen wie dem ehemaligen Außenminister John Kerry als »Klima-Zar« und mit ehemaligem Regierungspersonal wie dem designierten Außenminister Anthony Blinken, der Geheimdienstkoordinatorin Avril Haines oder Sicherheitsberater Jake Sullivan, die meistens im Geleitzug mit Biden selbst durch die Politik sowie im politiknahen Bereich des Lobbyismus und des Einflussmakelns zu Geld gekommen sind, gerade auch im Auftrag von Tech-Firmen aus dem Silicon Valley und der Rüstungssparte. Andere, wie die designierte Finanzministerin Janet Yellen, kamen auf dem Rednerparkett in kurzer Zeit zu einem Millionenvermögen. 

			Drahtseilakt aufgrund hoher Erwartungen der US-Öffentlichkeit und dem Ausland

			Doch nicht nur aufgrund einiger Personalentscheidungen steht Biden innerparteilich unter Druck. Die »Progressiven« unter den Demokraten wollen die USA strukturell verändern und damit bereits 2021/2022 beginnen und nicht erst 2024 oder 2028. Ihre Kritik an Freihandel, an Globalismus, am »Überwachungskapitalismus« der Tech-Industrie und am amerikanischem militärischem Engagement in der Welt ist anders begründet als die Kritik der nationalkonservativen Republikaner, aber im Ergebnis gibt es durchaus punktuelle Überschneidungen wie Kritik an den Institutionen der Global Governance, aber auch des »tiefen« Staates, an Silicon Valley, einer starken Militärpräsenz rund um die Welt, an einer konfrontativen Haltung gegenüber Russland usw. Denkbar ist, dass der Burgfriede innerhalb der Demokratischen Partei nur währte, solange der gemeinsame Feind Donald Trump hieß. Er könnte ab dem 21. Januar 2021 enden. Regieren bedeutet für Joe Biden nicht nur einen Drahtseilakt hinsichtlich der hohen Erwartungen der Öffentlichkeit in den USA selbst und bei den Partnern im Ausland, sondern vor allem auch im Hinblick auf die Forderungen des starken progressiven Flügels der Demokraten, der sich im Wahlkampf diszipliniert hinter den ungeliebten Biden gestellt hatte. 

			Sollten die Biden-Administration und ihre Anhänger in der Welt glauben, dass alles gut wird, wenn die US-Politik zu dem zurückkehrt, wie es vor dem Aufstieg Trumps war, zum Freihandel im Stil der 1990er Jahre, zu Abkommen wie dem Atomabkommen mit dem Iran, zur Praxis multilateraler Institutionen wie der Welthandelsorganisation und dem Internationalen Währungsfonds, dann dürfte der gesellschaftliche Widerstand dagegen enorm sein, denn im Umfeld beider Parteien existieren Zweifel daran, dass dies die Lösungsansätze für die Probleme des 21. Jahrhunderts sein werden, denn es waren genau diese Politikansätze, die den Populismus erst richtig beflügelt hatten. 

			Frankreich: Gewinner des Machtwechsels auf europäischer Seite

			Am wenigsten wird sich Biden eine Kehrtwende im Grundansatz der amerikanischen Chinapolitik leisten können. Die harte Grundhaltung Trumps zu China – die er nicht immer konsequent durchhielt und erratisch praktizierte – ist bei drei Viertel der US-Bevölkerung sehr beliebt, weit über das Lager der Republikaner hinaus. Im Gegensatz zu Trump wird Biden versuchen, harte Haltungen zu China gemeinsam mit den Alliierten im transatlantischen und im indo-pazifischen Raum aufzubauen und zu praktizieren. Dies dürfte gerade die deutsche Chinapolitik in die eine oder andere Erklärungsnot bringen. Ähnliches könnte für die Russlandpolitik gelten. Das deutsche Insistieren auf Nordstream 2 sowie das vornehmlich von Kanzlerin Merkel während der deutschen Ratspräsidentschaft vorangetriebene und abgeschlossene Investitionsabkommen der Europäischen Union mit der kommunistischen Führung in Peking sind aus US-Sicht Gift für die Entwicklung eines gemeinsamen transatlantischen Ansatzes gegenüber China und Russland. Ein deutscher Sonderweg bei der nuklearen Teilhabe innerhalb der NATO sowie bei der Beschaffung bewaffneter Drohnen, wie er von der Führung der Regierungspartei SPD propagiert wird, dürfte auch im Washington der Biden-Administration mehr Verwunderung als Zustimmung auslösen. Im ersten Jahr der Biden-Administration dürfte Paris, weniger Berlin und schon gar nicht London, auf europäischer Seite der größte Gewinner des Machtwechsels im Weißen Haus sein, unterhalten doch führende Akteure des neuen Außenpolitikteams sehr enge Bindungen nach Frankreich. Außerdem erfüllt Frankreich die militärischen Bündnisverpflichtungen in weitaus höherem Maße als Deutschland und zeigt keine Anzeichen, seinen ständigen Sitz im UN-Sicherheitsrat mit Vetorecht mit der EU oder Deutschland zu teilen.  

			Es ist daher wahrscheinlich, dass die Politik der USA unter Biden im ersten Jahr seiner Amtszeit überwiegend als klare Kehrtwende zu Trump wahrgenommen wird – speziell beim Thema Klimawandel, vielleicht beim Thema Iran-Atomabkommen und zumeist rhetorisch beim Thema NATO und Lastenteilung, in anderen Bereichen wie der Finanzpolitik oder der Außenwirtschaftspolitik und ganz sicher bei China werden Fragezeichen bleiben.


Endnoten


			
				
					1	Quelle: https://www.rasmussenreports.com/platinum/political_tracking_crosstabs/december_2020/crosstabs_gop_december_21_22_2020.
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			Joe Biden hat in seiner ersten Rede nach der Wahl am 7. November 2020 erklärt, dass es für alles eine Zeit gibt. Aus der Vielzahl der Beispiele, die sich in der bekannten Bibel-Stelle bei Prediger 3.1 finden, unterstrich der designierte US-Präsident vor allem die folgenden: eine Zeit zum Aufbauen und eine zum Heilen. Joe Biden bezieht das vor allem auf sein eigenes Land und die eigenen Bürgerinnen und Bürger. Und es geht ihm jenseits der unmittelbar notwendigen Pandemiebekämpfung auch darum, soziale und politische Wunden zu heilen, unter denen die US-Gesellschaft als Ganzes leidet. Dazu zählen neben wachsender sozialer Ungleichheit und dem Verlust gesellschaftlicher Aufstiegschancen und die rassistische Gewalt, auch durch Staatsbedienstete in den Rängen der Polizei. Keines dieser Probleme – das legt die Erfahrung der Jahre nach der Globalen Finanzkrise nahe – wird sich allein durch ein wiedererstarkendes Wirtschaftswachstum aus der Welt schaffen lassen. Springt aber das Wachstum in diesem Jahr nicht wieder an, verschärfen sich bestehende Probleme. 

			Biden weiß, dass das Ende 2020 im Kongress bewilligte Konjunkturpaket die Amerikaner nur bis März absichert, die Krise aber mindestens bis zur Jahresmitte anhalten wird. Erst dann werden Risikogruppen und Berufsgruppen, die dem Virus überdurchschnittlich ausgesetzt sind, die notwendigen Impfungen erhalten haben. Eine Immunität von über 60 bis 70% der Bevölkerung wird wohl erst Monate später erreicht werden können. Sie ist jedoch die Voraussetzung dafür, wirtschaftliche und auch soziale Aktivitäten wieder umfassend zuzulassen, ohne dass es zu erneuten massenhaften Covid-19-Ausbrüchen kommt, die das Gesundheitssystem überfordern. Die Chancen der Demokraten bei den nächsten Zwischenwahlen 2022 eine Mehrheit in beiden Häusern zu erreichen und 2024 die Präsidentschaft zu halten, werden maßgeblich davon abhängen, ob es Biden gelingt, die Pandemie schnell zu überwinden. Biden und die Demokraten werden daran gemessen werden, ob die US-Wirtschaft im Anschluss an die Shutdowns erneut wächst und die Arbeitslosigkeit weiter zurückgeht. Deshalb wird Biden alles daran setzen, der US-Wirtschaft bis zum Frühjahr 2022 zu einem Aufschwung zu verhelfen und den versprochenen Anschub für die US-Infrastrukturinvestitionen – physisch wie digital – zu geben. Dafür muss der US-Präsident den politisch tief gespaltenen Kongress auf seine Seite ziehen. 

			Für Europa bedeutet das, dass die Biden-Regierung nichts tun wird, was diesem Ziel zuwiderlaufen könnte. Europa sollte seine Erwartungen an einen großen multilateralen Moment herunterdimmen, aber nicht alle Pläne, z.B. in der Klima-, Handels- oder in der globalen Gesundheitspolitik, aufgeben. Gelingt es Biden, die tiefen wirtschaftlichen, sozialen und politischen Gräben im eigenen Land zuzuschütten, gewinnt er auch (außen-)politischen Handlungsspielraum hinzu. In der Außenpolitik könnte seine Regierung dann Ziele anstreben und verwirklichen, an denen auch den Europäern gelegen ist.

			Innenpolitische Ausgangslage

			Für den neuen US-Präsidenten wird die Hauptaufgabe darin bestehen, das Ergebnis der Präsidentschaftswahl zu konsolidieren und mit einem gespaltenen Kongress zusammenzuarbeiten. Auch nachdem die Demokraten bei den Stichwahlen in Georgia zwei Senatssitze dazugewonnen haben, sind sie weiterhin auf eine Zusammenarbeit mit den Republikanern angewiesen. Der US-Präsident kann zwar als oberster Befehlshaber in der Sicherheitspolitik eigenständig handeln, in der Klima- und Handels­politik und bei Abschluss internationaler Verträge benötigt er die Zustimmung des Kongresses. Und da die Demokraten weit von einer 60-Stimmen-Mehrheit im Senat entfernt sind, können die Republikaner mit Hilfe der »Fillibuster«-Regel, die das Dauerreden zulässt, Abstimmungen über wichtige politische Vorhaben der Regierung blockieren. 

			Außerdem ist nach dem Sturm auf das Kapitol die Gefahr eines populistischen Backlash und der Rückkehr der »America-first«-Politik mit dem Amtsantritt Bidens nicht gebannt. Auch nach dem gewaltvollen Einbruch der Trump-Anhänger in die Parlamentsgebäude unterstützten noch über zwei Drittel der Republikaner im Repräsentantenhaus und sieben Senatoren Beschwerden gegen die Zertifizierung des Wahlsiegs von Joe Biden. Der Angriff auf den Kongress kam nicht von ungefähr. Schon Wochen vorher drohten führende Politiker der Republikaner im zweitgrößten US-Bundesstaat Texas nach einer Entscheidung des Supreme Court, die auf eine Anerkennung der Wahl Bidens zum Präsidenten hinauslief, offen mit einer Abspaltung des Staates. Siebzehn weitere Staaten stellten das Ergebnis der Präsidentschaftswahl in Frage. Hinzu kam die Unterstützung rechtsradikaler und paramilitärischer Gruppen (Proud Boys, Oath Keepers etc.). Bereits im November und Dezember 2020 hatten diese Gruppen, wie auch die QAnon-Bewegung– ein Sammelbecken von Verschwörungstheoretikern –, Proteste in Washington gegen die angeblich »gestohlene Wahl« organisiert. Trump wusste, was er tat, als er diesen Menschen am 6. Januar für ihre Loyalität dankte. Noch ist offen, ob sich die Republikaner aus dem Würgegriff der Trumpisten befreien und nach den Vorfällen wieder in die politische Mitte rücken. 

			Für Biden wird das Regieren auch aus anderen Gründen nicht leicht werden: Neben den Anstrengungen, die Pandemie in den Griff zu bekommen, wird er damit kämpfen, dass ihm die Republikaner haushaltspolitisch Steine in den Weg legen. Die »fiscal hawks« unter den Republikanern werden in Anbetracht historisch hoher Haushaltsdefizite und Staatsverschuldung in den nächsten Jahren jede politische Entscheidung Bidens, die mit höheren Kosten verbunden ist, für unverantwortlich erklären – wenn auch vor allem die Regierung seines Vorgängers durch umfangreiche Steuersenkungen die Verschuldung vorangetrieben hat. 

			Derzeit erleben die USA neben der Gesundheitskrise auch eine gravierende Armutskrise. Laut einer Untersuchung der Ökonomin Diane Schanzenbach, Northwestern University, basierend auf wöchentlichen Daten des US Census Bureau, berichten während der Pandemie zwischen 10 und 12% der Amerikaner, dass sie in der vergangenen Woche manchmal oder oft nicht genug zu essen hatten. Mehr als vier von zehn Kindern leben in Haushalten, die berichten, dass sie Schwierigkeiten haben, für Grundbedürfnisse wie Miete und Lebensmittel aufzukommen. Nahrungsmangel ist dabei in der Krise kein lokalbegrenztes Phänomen, sondern in 44 Staaten und in der Hauptstadt Washington D.C. verbreitet. Schaut man auf diese und andere Armutsindikatoren ist offensichtlich, dass sich die Biden-Regierung zunächst auf ein »Nation Building at Home« konzentrieren muss.

			Politische Ambition und Wirklichkeit

			In seiner »Build-Back-Better«-Agenda hat Biden vor der Wahl seine Pläne für ein Wiederaufbau- und Investitionsprogramm und auch die damit verbundenen Kosten offengelegt. Um, wie angekündigt, Ausgaben in Höhe von 7,9 Billionen US-Dollar über eine Amtszeit von vier Jahren zu finanzieren, setzt Biden auf höhere Steuereinnahmen (insgesamt ca. 4,4 Billionen US-Dollar laut Schätzungen von Moody’s). Der Löwenanteil soll über höhere Steuern für große Unternehmen eingespielt werden. Biden plant den Spitzensteuersatz von 21 auf 28% zu erhöhen, nachdem Trump ihn Ende 2017 von 35 auf 21% gesenkt hatte. Um auch nur einen Teil seiner Pläne zu verwirklichen, wird Biden viel politisches Kapital einsetzen müssen. Er muss also die Offenheit und die notwendige Ausdauer zeigen, um mit dem politischen Gegner Kompromisse auszuhandeln. Die angekündigte fortgesetzte Niedrigzinspolitik und die fortgesetzten Anleihekäufe der Zentralbank Federal Reserve sollten diese Aufgabe etwas leichter machen. Viel wird jedoch auch vom politischen Gespür der designierten Finanzministerin, Janet Yellen, abhängen.

			Wird neben den schwierigen innenpolitischen Entscheidungen überhaupt noch »Luft für Außenpolitik« bleiben? Gerade bei den Fragen, die nicht von größerer haushaltspolitischer Bedeutung sind, behält der Präsident in jedem Fall Handlungsfreiheit. Eine Reihe von außenpolitischen Entscheidungen kann und wird Biden wahrscheinlich in den ersten Amtstagen veranlassen: die Rückkehr zum Pariser Klimaabkommen und auch in die Weltgesundheitsorganisation (WHO) scheinen bereits ausgemacht. In der Sicherheitspolitik steht als erste wichtige Entscheidung die Verlängerung des »New-Start«-Abkommens über die Begrenzung der strategischen Atomwaffen für weitere fünf Jahre an. Mit »New Start«, das am 5. Februar auszulaufen droht, würde die letzte vertraglich bindende Begrenzung der beiden größten Atomarsenale der Welt enden. Darüber hatte die Trump-Regierung mit Russland verhandelt, jedoch hatte sie es zur Bedingung für die Verlängerung gemacht, dass sich China an dem Rüstungskontrollabkommen beteiligt. Sowohl Russland als auch China lehnen diese Bedingung ab. Neu im Amt könnte Biden den bilateralen Vertrag mit Moskau verlängern. Schwieriger, aber zu einem späteren Zeitpunkt immer noch möglich, wäre ein Dialog mit Russland und China über die Atomwaffenkontrolle. 

			In die Kategorie »schwierig, aber möglich« fiele auch ein neues, umfassenderes Abkommen zwischen den USA, dem Iran und europäischen Partnern. Biden könnte einem Folgeabkommen der früheren Atomvereinbarung mit Iran, dem »Joint Comprehensive Plan of Action« (JCPOA), zustimmen, soweit darin neben der iranischen Raketenrüstung auch das Problem thematisiert würde, dass Teheran bisher terroristische Aktivitäten in seinen Nachbarländern unterstützt und damit zur Destabilisierung beiträgt. 

			Ansatzpunkte für die Europäer 

			Seit der Wahl Bidens zum Präsidenten erschienen auf beiden Seiten des Atlantiks zahlreiche Vorschläge für eine neue transatlantische Agenda. Die Vorschläge erinnern an ein früheres Dialogformat, die »New Transatlantic Agenda« (NTA), aus den frühen 1990er Jahren. Die im Dezember 2020 erschienene »EU-US Agenda for Global Change« der Europäischen Kommission und des Hohen Vertreters der Europäischen Union für Außen- und Sicherheitspolitik schlägt zunächst nur Themen für einen neuen transatlantischen Dialog vor. Mal sind die Vorschläge zu Kooperation etwas vage gehalten (z.B. »transatlantic dialogue on the responsibility of online platforms and Big Tech«), mal sind sie sehr konkret und benennen bereits etablierte oder denkbar neue Foren (e-commerce-WTO, Steuern-OECD und G20, Handelserleichterungen-EU-US Trade and Technology Council (TTC), Pflanzenschutz-COP15), in denen Lösungen gefunden werden sollen. In dem Dokument erklären die Kommission und der Hohe Vertreter eingangs, nach welchen Kriterien politische Themen auf die »Wunschliste« der EU für Gespräche mit Biden gesetzt wurden: in Bereichen, in denen EU- und US-Interessen überlappen, in denen die Hebelwirkung gemeinsamer Entscheidungen am besten zum Einsatz kommt und in denen globale Führung gebraucht wird. An den Auswahlkriterien ließe sich jedoch noch feilen.

			Transatlantische Shortlist

			Wichtiger noch, als konkrete Agenda-Punkte für einen neuen transatlantischen Dialog festzulegen, erscheint in diesem Stadium der Machtübergabe an Biden, an den Auswahlkriterien für Themen einer gemeinsamen Agenda zu arbeiten. Warum sollte ein Thema auf die Shortlist kommen, und was spricht dagegen? Aus den Erfahrungen früherer Dialoge zeigt sich, dass vor allem drei Kriterien erfolgsrelevant sind: (1) Politische Prioritäten für Gespräche zwischen Washington und Brüssel sollten von allen EU-Mitgliedstaaten als solche verstanden und geteilt werden – eine gemeinsame Position der EU muss nach außen erkennbar sein. (2) Die USA und die EU verfolgen überlappende Interessen; das sollte in Policy-Dokumenten des Biden-Wahlkampf oder Transition-Teams und der Kommission Ausdruck finden. (3) Die Europäer sind in dem Politikbereich handlungsfähig und können etwas beitragen oder haben bereits einen übertragbaren Standard entwickelt. 

			Das Thema Klimapolitik und CO2-Reduzierung müsste sich eigentlich anhand dieser Kriterien für die transatlantische Shortlist qualifizieren. Gleichzeitig ist die Position der neuen US-Regierung noch nicht klar. Während sich Biden im Wahlkampf an die Politikentwürfe des progressiven Flügels der Demokraten, wie den Green New Deal, angenähert hat, findet man von ihm kein Bekenntnis zu einem CO2-Grenzausgleich (»Carbon Border Tax Adjustment«), wie ihn die EU-Kommission plant. Auf der anderen Seite spricht die EU mit einer (recht) einheitlichen Stimme und die EU-Kommission ist handlungsfähig. Genau hierin könnte aber bei genauerem Hinsehen ein Problem liegen und das Thema schnell in eine politische Sackgasse führen, sollten sich im US-System die Gegner einer staatlich verordneten CO2-Reduzierung durchsetzen. 

			Als ein weiteres Thema für die Shortlist kommen WTO-Reformen infrage. Auch in dieser Frage teilen die Mitgliedstaaten die Auffassung, dass gemeinsame Handelsregeln, auf die man sich mit Washington einig wird, eine Priorität der Kommission im Dialog mit Biden sein sollten. Im Wahlkampf hat Biden dem multilateralen System große Bedeutung beigemessen. Dass die EU handelspolitisch handlungsfähig ist, hat sie in den vergangenen Jahren nicht nur über den Erlass von Gegenzöllen gegen US-Importzölle bewiesen. Sie hat auch, gemeinsam mit anderen Partnern, einen unabhängigen zweistufigen Streitschlichtungsmechanismus in der WTO am Laufen gehalten und dazu verschiedene Interessen von WTO-Mitgliedern koordiniert. 

			Drittens könnten die Vereinigten Staaten und die EU ein entwicklungspolitisches Thema auf ihre Agenda setzen, das vor allem nach der Coronakrise zu einer wirtschaftspolitischen Herausforderung werden könnte: eine gemeinsame Initiative für eine koordinierte Schuldenumstrukturierung, nicht nur, wie bereits geschehen, in den ärmsten Ländern, sondern vor allem im Hinblick auf Schwellenländer und deren Verschuldung gegenüber privaten Gläubigern. Mehr als 100 Länder mit niedrigem und mittlerem Einkommen müssen 2020 insgesamt 130 Mrd. Dollar an Schuldendienst zahlen. 

			Mit großer Wahrscheinlichkeit werden sich auch noch weitere wichtige Themen, wie die Möglichkeiten einer Einigung auf gemeinsame Datenschutz- und Privatsphärestandards oder eine abgestimmte Besteuerung von Digitalunternehmen auf der Shortlist eines transatlantischen Dialogs finden. Bei jedem einzelnen Thema sollten aber die EU-Kommission und die Mitgliedstaaten vorher in sich gehen und anhand von festgelegten Kriterien prüfen, ob sie tatsächlich in einer Verhandlung mit der Biden-Regierung Aussicht auf Erfolg hätten oder doch – zumindest in der gegenwärtigen Lage – unrealistisch bleiben. 
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			Nach seinem hart umkämpften Wahlsieg bei den US-Präsidentschaftswahlen wird der Demokrat Joe Biden Jr. am 20. Januar 2021 als 46.Präsident der Vereinigten Staaten die Amtsgeschäfte im Weißen Haus übernehmen. Zuvor konnten die Demokraten neben der Mehrheit im Abgeordnetenhaus durch die beiden Siege in den Stichwahlen am 5.Januar 2021 im Bundesstaat Georgia schließlich auch noch die Kontrolle über den Senat erlangen. Damit haben die Demokraten zwar noch die Kontrolle in dieser zweiten Kammer des Kongresses gewonnen, aber die qualifizierte Mehrheit (von 60Stimmen) verfehlt, die nötig ist, um Blockademanöver im normalen Gesetzgebungsverfahren abzuwenden. Die Republikaner werden künftig in der Lage sein, die ehrgeizige legislative Agenda der Biden-Administration mit derselben Obstruktionsstrategie zu blockieren, mit der sie bereits die meisten Initiativen Barack Obamas verhinderten. Während viele sozial- und wirtschaftspolitische Prioritäten des neuen Präsidenten Biden – etwa zur Verbesserung des Gesundheitswesens, der »Green Deal« und Steuererhöhungen – von den Republikanern im Kongress vereitelt werden können, besteht in den Vereinigten Staaten jedoch ein parteiübergreifender Konsens in der Außenpolitik gegenüber rivalisierenden Staaten. Die USA werden weiterhin wirtschaftliche Mittel für geostrategische Ziele nutzen – um insbesondere China und Russland einzudämmen. Amerikas Geo-Ökonomie wird auch seine Alliierten in Europa und Asien vor die Wahl stellen und zum geostrategischen Denken nötigen.

			Weiterhin mögliche Politikblockade

			Der Demokrat Joe Biden wurde von fast 80 Millionen US-Wählerinnen und Wählern zum Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika gewählt – mit weit mehr Stimmen als jeder andere Kandidat vor ihm erhalten hatte. Trotz der von seinem Vorgänger Donald Trump geschürten Befürchtungen vor einer umstrittenen Wahl wurde Biden letztendlich am 14. Dezember 2020 mit einer deutlichen Mehrheit von 306 der insgesamt 538 Wahlleute des Electoral College zum Präsidenten gekürt sowie am 20. Januar vereidigt und inauguriert. Mit dem neuen Amtsinhaber im Weißen Haus verbinden viele politische und wirtschaftliche Entscheidungsträger in Europa ihre Hoffnungen auf eine berechenbarere und für sie vorteilhaftere Innen- und Außenpolitik der Weltmacht. Doch auch nach den Präsidentschafts- und Kongresswahlen wird die politische Lage in den Vereinigten Staaten schwierig und volatil bleiben. 

			System der »Checks and Balances«

			Legislative und Exekutive sind im politischen System der USA nicht nur durch verschiedene Wahlakte stärker voneinander »getrennt«. Das System der »checks and balances« ist darüber hinaus dadurch gekennzeichnet, dass die politischen Gewalten miteinander konkurrieren und sich gegenseitig kontrollieren. Der US-amerikanische Kongress übernimmt somit nicht automatisch die politische Agenda der Exekutive/des Präsidenten, selbst wenn im Fall des »unified govern­ment« das Weiße Haus (Sitz des Präsidenten) und Capitol Hill (Sitz des Kongresses) von der gleichen Partei »regiert« werden.

			Die Demokraten haben zwar die Kontrolle über die erste Kongresskammer, das Repräsentantenhaus, beibehalten, aber unerwartet viele Sitze verloren und werden damit künftig über eine kleinere Mehrheit verfügen. Da der künftige Präsident Biden auch noch drei demokratische Abgeordnete für Regierungsposten – namentlich Cedric Richmond als Direktor des Verbindungsbüros für Öffentliche Angelegenheiten und Berater des Präsidenten, Marcia Fudge als Ministerin für Wohnungsbau und Stadtentwicklung sowie Deb Haaland als Innenministerin –  nominiert hat, dürfte bis zu den Sonderwahlen im Frühjahr 2021 für die Neubesetzung der Sitze dieser drei in die Exekutive Berufenen und des gegen Jahresende an Corona verstorbenen Republikaners Luke Letlow die demokratische Mehrheit im Repräsentantenhaus hauchdünn sein. Die Demokraten werden bis dahin nur noch über ein bis zwei Stimmen über der nötigen Mehrheit von 218 Stimmen verfügen – je nachdem, wie schnell die von Biden Nominierten vom Senat jeweils für ihre Kabinettsposten bestätigt werden und damit ihre Abgeordnetenmandate niederlegen müssen.

			Mangels einer »blauen Welle« konnten die Demokraten auch nicht die zweite Kongresskammer, den Senat, deutlich für sich entscheiden. Sie verloren ausschlaggebende Rennen in Maine, Iowa und anderen Bundesstaaten. Doch in den Stichwahlen im Südstaat Georgia gelang es den Demokraten immerhin noch, beide Sitze zu gewinnen. Damit konnten sie die Kontrolle im Senat sichern. Denn bei dem nun gegebenen 50-50-Patt kann bei Abstimmungen, wenn nötig, jeweils die Vize-Präsidentin Kamala Harris mit ihrer »tie-beaking vote« die ausschlaggebende Stimme abgeben.

			Damit wird es für den ranghöchsten Demokraten im Senat, Charles Schumer, umso schwieriger, den Senat zu führen. In dieser Kammer kann ein einziger Senator mit Dauerreden, einem sogenannten »filibuster«, den Geschäftsbetrieb aufhalten – solange ihm nicht eine qualifizierte Dreifünftelmehrheit von 60Senatoren den Mund verbietet. »To invoke cloture« lautet das Manöver, um ein »filibuster« abzuwenden.

			Seitdem die Demokraten bereits im November 2013 mit ihrer einfachen Mehrheit kurzerhand die Geschäftsordnung des Senats veränderten – sich für die von den Republikanern sogenannte »nukleare Option« entschieden –, können Blockademanöver bei Personalbenennungen nunmehr mit einer einfachen Mehrheit aufgehoben werden. 

			Ausgenommen bleibt jedoch das normale Gesetzgebungsverfahren. Hier sind weiterhin 60 Stimmen nötig, um eine Blockade aufzuheben. Deshalb gilt es im Senat, Anreize zu geben, um möglichst alle 100Senatorinnen und Senatoren zufriedenzustellen. Mit Druck würde man hingegen wenig bewirken. Nach der »Macht« des Mehrheitsführers im Senat gefragt, erwiderte der ehemalige Demokratische Senator und »majority leader« George J. Mitchell: »Man hat die Macht, 99 Hintern zu küssen.«

			Mehr Machtbefugnisse hat »Madam Speaker of the U.S. House of Represenatives«. Die Sprecherin des Repräsentantenhauses Nancy Pelosy hat mehr Mittel zur Verfügung, um die gleichwohl geschrumpfte Mehrheit ihrer Parteifreunde auf Linie zu halten: Sie kann die für Interessengruppen und deren Zuwendungen besonders attraktiven Vorsitzenden von Ausschüssen und Unterausschüssen bestimmen, über einen Verfahrensausschuss, das »rules committee«, regeln, ob und in welchen Ausschüssen bzw. Unterausschüssen ein Gesetz behandelt wird, und festlegen, inwieweit Änderungsanträge zulässig sind und welche Prozeduren zu erfolgen haben. Die Geschäftsordnung gibt der Sprecherin also wirksame Machtinstrumente an die Hand. Gleichwohl verfügt die Sprecherin des Repräsentantenhauses wegen der fehlenden Partei- und Fraktionsdisziplin im politischen System der »checks and balances« nicht über die enormen Sanktionsmittel, die ein Fraktionschef in einem parlamentarischen Regierungssystem wie in Deutschland hat. 

			Spannungen in der demokratischen Partei

			Mangels Parteidisziplin ist auch der Präsident häufig angehalten, mit entsprechenden Hilfen für die Wahlkreise oder Einzelstaaten der umworbenen Abgeordneten und Senatoren sogar Kongressmitglieder der eigenen Partei zu »kaufen«. Für Biden wird es als Präsident künftig schwieriger werden, die Geschlossenheit seiner demokratischen Partei aufrechtzuerhalten. Nach Trumps Abwahl aus dem Weißen Haus fehlt nun der externe »Feind«, der noch im Wahlkampf half, die eigenen Reihen zu schließen. Es gibt bereits Spannungen zwischen Progressiven und Gemäßigten darüber, wer für die Verluste bei den Kongresswahlen verantwortlich ist – und dementsprechend auch Richtungsstreit über den künftigen Regierungskurs der Demokraten.

			Es war daher wenig überraschend, dass Biden ein Kabinett zusammenstellte, das die verschiedenen Fraktionen seiner Koalition umfasst, einschließlich progressiver und gemäßigter Köpfe. Dank der Kontrolle der Demokraten im Senat können die Personalentscheidungen des Präsidenten ohne Blockademöglichkeiten der Republikaner abgesegnet und damit auch die innerparteiliche Machtarithmetik der Demokraten aufrechterhalten werden.

			Mangels einer demokratischen Supermehrheit im Senat (60 von 100 Stimmen) und der damit möglichen Kontroll- und Obstruktionsmöglichkeit der Republikaner im normalen Gesetzgebungsverfahren sind die vor allem von progressiven Demokraten geforderten umfassenden Gesetze in den Bereichen Gesundheitswesen, Steuerreform, Finanzmarktregulierung sowie Klima- und Energiepolitik nicht zu erwarten.

			Zwar verfügt Biden über 36 Jahre Erfahrung sowie persönliche Arbeitsbeziehungen im Senat und ist für seine Fähigkeit zu parteiübergreifender Zusammenarbeit bekannt. Aber seine legislativen Kooperationserfolge sind lange her – sie waren in einer Zeit, in der Konsensfindung noch möglich war und von den Wählern und Interessengruppen honoriert wurde. Eine von Partikularinteressen forcierte republikanische Blockade seiner Gesetzgebungsagenda könnte Präsident Biden zwingen, mittels exekutiver Anordnungen, also ohne die längerfristige Verbindlichkeit der Gesetzgebung, zu regieren – wie es bereits seine beiden Vorgänger Trump und Obama taten.

			Auswirkungen der Politikblockade

			Dass der künftige Präsident nicht »durchregieren« können würde, wurde von der Finanzwelt erleichtert aufgenommen. Mit Kursanstiegen reagierten die Aktienmärkte darauf, dass es keine von den Demokraten kontrollierte Einheitsregierung geben wird, die Unternehmen regulieren und Steuern erhöhen könnte. Eine in ihrer Handlungsfähigkeit eingeschränkte Regierung gibt aber auch Grund zur Sorge, wenn man die gravierenden sozialen und wirtschaftlichen Probleme des Landes bedenkt. Zunächst wären legislative Maßnahmen dringend erforderlich, um die Covid-19-Pandemie und deren wirtschaftlichen Auswirkungen zu bewältigen.

			Die menschlichen und wirtschaftlichen Verluste der Covid-19-Pandemie sind in den Vereinigten Staaten besonders schwerwiegend. Zu Jahresbeginn 2021 gab es bereits über 350000 durch Covid-19 verursachte Todesfälle zu betrauern. Wegen der zunehmenden Zahl bestätigter Fälle haben die Centers for Disease Control and Prevention weitere Einschränkungen des persönlichen und wirtschaftlichen Lebens empfohlen. Die vielerorts verschärften Corona-Regeln, insbesondere Reisebeschränkungen und Schließung von Geschäften, werden die US-Wirtschaft weiterhin belasten. Bereits das bisherige Ausmaß der Krise ist beispiellos: Die Pandemie hat gleichzeitig einen Nachfrage-, Angebots- und Finanzschock verursacht.

			Angesichts der dramatischen sozio-ökonomischen Lage in den Vereinigten Staaten wurde noch in der ablaufenden Legislaturperiode parteiübergreifend ein Covid-19-Hilfsgesetz für Privathaushalte und Unternehmen vom Kongress verabschiedet und vom scheidenden Präsidenten Trump unterzeichnet. Die Forderungen von Wirtschaftslobbys nach staatlicher Unterstützung konnten die vorherige Blockade der Republikaner im Senat aufweichen und Trumps Veto-Drohung abwenden. Mit Blick auf die nächsten, bereits in zwei Jahren stattfindenden Zwischenwahlen haben die Demokraten ebenso starke Anreize, bessere Bedingungen für eine wirtschaftliche Erholung zu schaffen, vor allem jetzt, mit einem Demokraten im Weißen Haus. In dieser Lage konnte ein Kompromiss erzielt werden, bei dem fiskalkonservative Republikaner einem Paket von 900 Mrd. Dollar zustimmten und die Demokraten ihrerseits zuvor abgelehnte Bedingungen akzeptierten, etwa Arbeitgeber von der Haftung für Covid-19 zu befreien.

			Infrastruktur- und Steuerreformpläne

			Die nötige Reaktion auf die ökonomischen Folgen des Coronavirus könnte künftig auch politische Rückendeckung zur Verabschiedung eines Infrastrukturpakets geben. Es herrscht mittlerweile eine parteiübergreifende Einsicht, dass viele Bereiche des US-Infrastruktursystems renoviert und erneuert werden müssen. Neben Investitionen in Straßen und Brücken bezieht sich Bidens Infrastrukturplan auf Wasserinfrastruktur und Breitbandzugang.

			Infrastrukturprogramme zur Abfederung der wirtschaftlichen Folgen der Covid-19-Folgen könnten der Biden-Administration auch als legislatives Vehikel dienen, um zumindest einen Teil seiner Klima- und alternativen Energie-Agenda zu erreichen. Allen voran werden die progressiven Demokraten versuchen, mehr Mittel für die Reform des Energiesektors, Elektrofahrzeugsysteme, den öffentlichen Nahverkehr und die Wärmedämmung von Gebäuden bereitzustellen. 

			Allerdings haben bereits in den zurückliegenden Trump-Jahren heftig umstrittene Finanzierungsdebatten im Kongress eine parteiübergreifende Einigung über Infrastrukturausgaben verhindert. Indem sein Nachfolger Joe Biden seinen Infrastrukturplan im Gesamtumfang von über 2 Billionen Dollar auch noch mit einer Steuerreform verknüpfte, ist diese gewaltige Aufgabe politisch noch schwieriger geworden. Während seines Präsidentschaftswahlkampfes versprach Biden, die inländischen Ausgabenprogramme durch Steuererhöhungen zu finanzieren, indem er verschiedene Komponenten des Steuersenkungs- und Beschäftigungsgesetzes von 2017 (Tax Cuts and Jobs Act, TCJA) aufheben will. Gleichwohl beabsichtigt Biden, die Einkommensteuern für Personen mit weniger als 400000Dollar Jahreseinkommen nicht zu erhöhen, aber den Körperschaftsteuersatz von 21auf 28% anzuheben.

			Die Biden-Regierung könnte auch versuchen, steuerliche Anreize zu geben, um Unternehmen davon abzuhalten, ihre Geschäftstätigkeit ins Ausland zu verlagern, indem sie eine Mindestkörperschaftsteuer von 15% auf verbuchte Gewinne erhebt. Sie könnte auch anstreben, diejenigen mit einem Einkommen von 1 Mio. Dollar oder mehr zu verpflichten, den gleichen Satz auf Kapitalerträge zu zahlen wie auf das Gehalt.

			Konjunkturprogramm

			Während sich die Republikaner im Kongress sicherlich zusammenschließen würden, um die von Biden geführten Demokraten daran zu hindern, die Steuern merklich zu erhöhen, würde es der republikanische Minderheitsführer im Senat Mitch McConnell deutlich schwerer haben, die Einstimmigkeit gegen ein Biden-Konjunkturprogramm aufrechtzuerhalten, wenn die Konjunkturimpulse hauptsächlich durch Steuersenkungen für die Mittelschicht erreicht würden. Die Blockade der Republikaner gegen öffentliche Ausgaben könnte auch aufgeweicht werden, wenn die Biden-Administration mit »Pork-barrel«-Anreizen handelt, indem sie staatliche Investitionen in Projekte von Einzelstaaten umworbener Senatoren lenkt, um deren Zustimmung zu erwirken.

			Biden hat auch protektionistische Signale gesendet und die Rolle der amerikanischen Industrie bei der wirtschaftlichen Erholung hervorgehoben. Mit einem vierjährigen, 400 Mrd. Dollar schweren »Buy-American«-Plan sollen mehr Arbeitsplätze in der verarbeitenden Industrie geschaffen, Bundesmittel auf amerikanische Unternehmen konzentriert und Offshoring verhindert werden.

			Globale geo-ökonomische Rivalitäten

			Unter dem neuen Präsidenten und Kongress werden nicht nur die »Buy-American«-Bestimmungen fortgeführt. Die Vereinigten Staaten werden auch weiterhin (Sekundär-)Sanktionen anwenden, um ihre Verbündeten etwa zum Kauf von »Freiheitsgas« zu nötigen. Bereits im Dezember 2019 verabschiedete der US-Kongress mit parteiübergreifender Unterstützung das sogenannte Gesetz zum Schutz der europäischen Energiesicherheit. Das Protecting Europe’s Energy Security Act (PEESA) stoppte zunächst den Bau der von der deutschen Bundesregierung forcierten Nord Stream 2 Pipeline, weil die Sanktionen auf die Betreiber der Spezialschiffe abzielten, die die Rohre für die Pipeline verlegten. Mit der Haushaltsautorisierung für das Verteidigungsministerium, dem National Defense Authorization Act (NDAA), hat der US-Kongress noch vor Jahresende 2020 dem künftigen US-Präsidenten ermöglicht, weitere Sanktionen gegen aktive Unterstützer des Projekts zu verhängen. Der Beschluss sieht Strafmaßnahmen sowohl gegen Versicherer von Unternehmen und Schiffen vor, die am weiteren Bau von Nord Stream 2 beteiligt sind, als auch gegen technische Zertifizierungsgesellschaften.

			Die Vereinigten Staaten werden weiterhin aus geopolitischer Sicht argumentieren, dass diese Pipeline US-Verbündete wie Deutschland von Russland abhängig machen würde. Daher brauchen deutsche Politiker und Entscheidungsträger strategische Geduld und den längeren Atem besserer wirtschaftlicher und geostrategischer Argumente: Amerikas kurzsichtiges geo-ökonomisches Vorgehen gegen die Hauptkonkurrenten auf den internationalen Öl- und Gasmärkten – sei es Saudi-Arabien, Russland oder Iran – geht nicht nur zu Lasten der wirtschaftlichen Interessen der verbündeten Länder wie Deutschland. Sie schadet den Vereinigten Staaten selbst auf lange Sicht und hilft ihrem globalen Rivalen China.

			Die geo-ökonomische Rivalität zwischen den Vereinigten Staaten und China wird durch die Biden-Administration verstärkt. Die künftige US-Regierung wird weiterhin Daten-, Handels-, Energie- und Finanzströme managen oder manipulieren – insbesondere durch (Sekundär-)Sanktionen. Das Spiel der Kräfte in »freien« Märkten wird von den USA weiterhin (macht-) politisch ausgehebelt und nur akzeptiert werden, solange es dem politischen Ziel geostrategischer Dominanz dient.

			Der Konflikt zwischen den Vereinigten Staaten und China wird vor allem im Technologiesektor ausgetragen. Beim Konfliktthema 5G/Huawei werden die USA gegenüber ihren Verbündeten unnachgiebig bleiben. Im Kampf um technopolitische Einflusssphären, in denen die künftige wirtschaftliche und militärische Vorherrschaft auf dem Spiel steht, wird Washington den Druck auf Drittländer wie Deutschland und deren Unternehmen erhöhen und sie vor die Wahl stellen, entweder Geschäfte mit China oder den USA preiszugeben.

			Hinwendung nach Asien

			Amerikas »Hinwendung nach Asien«, der bereits unter der Obama/Biden-Regierung eingeschlagene »Pivot-to-Asia«-Kurs wird fortgeführt – weiterhin auf Kosten der Transatlantischen Handels- und Investitionspartnerschaft (TTIP). Schon für Präsident Obama und den damaligen Vizepräsidenten Biden war – zum Entsetzen der Europäer – die Transpazifische Partnerschaftsinitiative (TPP) wichtiger, mit der sie beabsichtigten, China in der Handelspolitik einzudämmen und von ihren Verbündeten wirtschaftlichen Tribut zu fordern.

			Die Biden-Administration wird versuchen, diese innenpolitisch seinerzeit schon schwierige, aber geo-ökonomisch umso dringlicher gewordene Initiative neu zu beleben. Im härter werdenden Wettbewerb in der Region Asien-Pazifik geht es zuvorderst darum, Trumps strategischen Fehler zu korrigieren, der darin bestand, in einer seiner ersten Amtshandlungen im Jahr 2017 die TPP-Beteiligung und -Führung der USA aufzugeben. 

			Während die Vereinigten Staaten in Trumps Regierungszeit damit beschäftigt waren, sich ökonomisch in das nationalistische Schneckenhaus zurückzuziehen, schreckte Chinas umfassende »Seidenstraßeninitiative« (»One Belt, One Road«) nicht vor diplomatischen Initiativen und wirtschaftlichen Investitionen zurück, um den Welthandel zu seinen Bedingungen neu zu ordnen. Mittlerweile ist es China sogar gelungen, seine Initiative zur Regionalen Umfassenden Wirtschaftspartnerschaft (Regional Comprehensive Economic Partnership, RCEP) abzuschließen. Die RCEP wurde am 15. November 2020 auf einem virtuellen ASEAN-Gipfel unterzeichnet. Chinas Initiative der RCEP umfasst die zehn ASEAN-Länder sowie Australien, Japan, Südkorea und Neuseeland, aber nicht die Vereinigten Staaten. 

			Das RCEP-Abkommen verdeutlicht, dass selbst Amerikas asiatisch-pazifische Verbündete skeptisch gegenüber Washingtons Forderungen sind, sich technologisch und wirtschaftlich von China zu »entkoppeln«. Mit dem von China forcierten RCEP, das 2,2Milliarden Menschen und etwa ein Drittel der weltweiten Wirtschaftsleistung umfasst, werden in der Region Zölle gesenkt, Handelsregeln festgelegt und nicht zuletzt auch der Trend zu regionalen Wertschöpfungsketten verstärkt. 

			Um sich gegen eine von Washington betriebene wirtschaftliche Entkoppelung zu wappnen, hat China schließlich auch bei den sich über sieben Jahre hinziehenden Verhandlungen mit Europa eingelenkt und zum Jahresende 2020 einer Investitionspartnerschaft zugestimmt. Künftig sollen hüben wie drüben die Investitionsbedingungen verbessert, weil fairer gestaltet werden – sobald Europas Entscheidungsträger diesem in seinen Details auch noch nicht ausgehandelten Deal zugestimmt haben werden. 

			Die geo-ökonomischen Bemühungen der USA und Chinas sollten auch den Europäern (geostrategisch) zu denken geben. Um ihre Handlungsfähigkeit zu verbessern und »weltpolitikfähig« zu werden, sollte die EU in der Außen- und Sicherheitspolitik von der Illusion der Einstimmigkeit hin zu einer realistischeren Konsensfindung in Form einer qualifizierten Mehrheitsentscheidung finden. Nur ein entscheidungsfähiger europäischer Verbund gewährleistet Marktmacht und Handlungsoptionen, damit Europas Länder weiterhin selbstbestimmt wirtschaften und leben können. 

		





		
			Johannes Varwick

			Das »America-will-be-back-Mantra«: Berechtigt oder Rhetorik? 
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			Die beiden Kandidaten für das Amt des US-Präsidenten hätten in Stil und Substanz nicht unterschiedlicher sein können. Beide versuchten die Wahl als eine »Once-in-a-generation«-Angelegenheit darzustellen und polarisieren entsprechend im Inneren wie im Äußeren. Und tatsächlich wird der künftige Weg unseres wichtigsten Verbündeten USA maßgeblich vom Wahlausgang bestimmt. Bei Donald Trump wäre relativ klar gewesen, was wir bekommen hätten: einen weiterhin unberechenbaren, nicht zu multilateraler Absprache und langfristiger Strategie fähigen oder willigen Präsidenten. Joe Biden steht hingegen für die Stärkung von Bündnissen und den Willen zu multilateralem Interessenausgleich. Zugleich bie­tet er trotz seiner jahrzehntelangen außenpolitischen Erfahrung eher eine Projektionsfläche für je eigene Wünsche und Vorstellungen in Europa und andern­orts, denn das von ihm gepflegte »America-will-be-back-Mantra« (DeYoung 2020) ist etwas aus der Zeit gefallen. 

			Grundvorstellungen und Paradigmen

			In der Geschichte der amerikanischen Außenpolitik ist es nicht ungewöhnlich, dass sich sehr unterschiedliche Grundvorstellungen und Paradigmen harsch abwechseln. Unterschieden werden können:

			
					ein ›pragmatischer Realismus‹ (Truman, Bush sen.), der auf Machtgleichgewicht und internationale Stabilität durch US-Engagement zielt,

					ein ›liberaler Internationalismus‹ (Wilson, Obama), der besonders an multilateralen Institutionen und liberalen Prinzipien wie Freihandel orientiert ist,

					ein geradezu ›missionarischer Neokonservatismus‹ (Bush jr.), der eine liberale internationale Ordnung durch den massiven Einsatz amerikanischer Macht, auch militärisch, zu sichern versucht, und schließlich 

					ein ›amerikanischer Nationalismus‹ (erstmals mit Jackson 1829-1837 und dann mit Trump), der einen engen, isolationistischen Interessenbegriff zugrundelegt und Multilateralismus fundamentalkritisch sieht. 

			

			In welche Schule sich die Biden-Außenpolitik einreihen wird, ist heute noch nicht eindeutig absehbar. Es spricht aber vieles dafür, dass es eine Mischung aus den zwei erstgenannten Schulen sein wird. Warum aber greift ein simples »America will be back« zu kurz, und warum wäre eine andere außenpolitische Rhetorik angeraten, »that doesn’t worship multilateralism for its own sake, but that doesn’t shut Americans into an impossible and unrealistic isolation either« (Applebaum 2020)? 

			Das 20. Jahrhundert lässt sich im Rückblick ohne Übertreibung als das »amerikanische Jahrhundert« bezeichnen. Es zeichnete sich durch eine singuläre Machtfülle der Vereinigten Staaten von Amerika aus, mit der sie die Rolle eines Hegemons spielen konnten, die zugleich von einer Reihe an Staaten freiwillig und geradezu bereitwillig akzeptiert wurde. Aus Eigeninteresse schufen die USA nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs ein auf Institutionen basierendes internationales System und engagierten sich aktiv in diesem. Dabei waren und sind die Handlungen der USA natürlich im Einzelfall umstritten und angreifbar bzw. wurden kontrovers diskutiert – als Beispiele seien nur der Vietnam- oder der Irak-Krieg genannt. Für das »westliche Lager« war die Rolle der USA gleichwohl zentral für die Wahrung der nationalen Sicherheit aller. Für Deutschland etwa galt das geradezu existentiell, aber auch andere Staaten »unterwarfen« sich aufgrund einer rationalen Interessendefinition gerne einem gewissen US-amerikanischen Führungsanspruch. 

			Der Abgesang auf die USA als die führende Gestaltungsmacht in den internationalen Beziehungen ist so alt wie die prägende Rolle der USA selbst. Während jedoch in den vergangenen Jahrzehnten dieser Befund regelmäßig von jenen vorgebracht wurde, die den USA mangelnde Gestaltungsfähigkeit – entweder aufgrund vermeintlicher eigener Schwäche oder des relativen Machtzuwachses anderer – attestierten, lieferte mit der Wahl von Donald Trump zum 45. Präsidenten der USA im Jahr 2016 die politische Führung des Landes selbst die Argumente für einen abnehmenden Gestaltungswillen in zentralen Fragen der internationalen Politik (Varwick 2017). 

			Die Biden-Agenda

			Kern des Trump-Ansatzes war die Aufkündigung des jahrzehntelangen außenpolitischen Konsenses der USA, nach dem eine stabile, liberale internationale Ordnung ein System sei, von dem insbesondere die USA selbst profitieren und das deshalb Engagement erfordere. Die politischen, wirtschaftlichen und militärischen Kosten als Garantiemacht dieses Systems wurden als zu hoch betrachtet. Daraus resultierten erhebliche, ja geradezu fundamentale außen- und sicherheitspolitische Konsequenzen. Die Liste des Rückzugs der USA aus internationalen Vereinbarungen unter Trump ist lang und reicht vom Pariser Klimavertrag über das Iran-Nuklearabkommen, die Weltgesundheitsorganisation, die Transpazifik-Partnerschaftsverhandlungen, den UN-Menschenrechtsrat, den INF-Vertrag und anderes mehr. Und genau in diesen Fragen wird die Wahl von Joe Biden zum 46. Präsidenten der USA einen Unterschied machen. 

			Bidens Wahl wird nicht dazu führen, dass alle Konflikte mit den USA verschwinden, aber es dürften doch im Bereich der Außenpolitik zentrale Änderungen vorgenommen werden. Gleichwohl – und auch das müssen (die) Europäer in der Konsequenz verstehen – sind die USA polarisiert und tief gespalten. Der Trumpsche Politikansatz fand die Unterstützung von rund der Hälfte der Wählerinnen und Wähler, und niemand kann sagen, ob die USA bei einer nächsten Wahl wieder in unilaterale Reflexe verfallen. Das ist eine Erfahrung, die die Partner der USA nachhaltig in ihren Interessendefinitionen und Strategiediskussionen prägen wird. Die USA werden zudem weitgehend mit sich selbst beschäftigt sein, und Außenpolitik wird nicht zu den ersten Prioritäten der neuen Administration gehören. »Nation building at home« (so hatte es schon Obama formuliert) wird die kommenden Jahre prägen. 

			Dennoch kann es sich kein amerikanischer Präsident leisten, internationale Fragen völlig auszublenden, und hier wird es einen Unterscheid machen, wer Präsident ist, strukturell bei Themen wie Klimapolitik, der Rolle von multilateralen Prozessen und Handelsfragen und erst recht in einer internationalen Krisensituation. Dass die Vereinigten Staaten auch in der Welt der kommenden Jahre ein zentraler Akteur sein werden, kann zudem als ausgemacht gelten. Zu Recht argumentierte der designierte Sicherheitsberater der Biden-Administration, Jake Sullivan (2018), dass die USA zwar künftig nicht mehr fähig sein würden, »to direct outcomes from a position of preeminent economic, political, and military influence, but it can still mobilize cooperation on shared challenges and shape consensus on key rules«. Das klingt verblüffend ähnlich wie Trumps Vorgänger: »So the United States is and remains the one indispensable nation. That has been true for the century passed and it will be true for the century to come« (Obama 2014). 

			Welche Außenpolitik ist mithin von der BidenAdministration zu erwarten? In einem ausführlichen Meinungsbeitrag hatte Biden (2020) seine Sicht auf die Welt beschrieben und diese Kernpunkte sowohl im Wahlkampf als auch nach seiner Wahl vielfach wiederholt. Es sei an der Zeit, die »ewigen Kriege« in Afghanistan und dem Nahen Osten zu beenden, Vorrang sollten künftig unmittelbare Terrorismusbekämpfung und Diplomatie haben. Als größte Herausforderungen werden Klimawandel, die erneute Bedrohung durch einen Atomkrieg und disruptive Technologien wie 5G und Künstliche Intelligenz genannt. Als Präsident werde er sofortige Schritte unternehmen, »um die Demokratie und die Allianzen der USA zu erneuern«. Während seines ersten Jahres im Amt würden die USA einen globalen Gipfel für Demokratie organisieren, »um den Geist und das gemeinsame Ziel der Nationen der freien Welt zu erneuern«. Er kündigt dann eine »Außenpolitik für die Mittelschicht« an, mit der die Interessen der USA in der globalen Wirtschaft gewahrt werden sollten, insbesondere mit Blick auf China. Der effektivste Weg, dieser Herausforderung zu begegnen, sei, eine »geschlossene Front von Verbündeten und Partnern der USA aufzubauen, um Chinas missbräuchlichem Verhalten und Menschenrechtsverletzungen entgegenzutreten«, auch wenn versucht werden solle, mit Peking in Fragen zu kooperieren, in denen die Interessen übereinstimmen, wie Klimawandel, Nichtverbreitung und globale Gesundheitssicherheit. Er werde die Vereinigten Staaten wieder an den »Kopf des Tisches setzen«, in einer Position, in der sie mit ihren Verbündeten und Partnern zusammenarbeiten können, um kollektive Maßnahmen gegen globale Bedrohungen zu mobilisieren. Trump habe die Vereinigten Staaten von genau den demokratischen Verbündeten entfremdet, die sie am meisten bräuchten. Er habe das NATO-Bündnis »mit einem Rammbock angegriffen und es wie einen von den USA geführten Schutzverband behandelt«. Biden endet in dem Beitrag mit der Überzeugung, dass es an den Vereinigten Staaten sei, den Weg zu weisen. Keine andere Nation habe diese Fähigkeit. Keine andere Nation sei auf dieser Idee aufgebaut. »Wir müssen für Freiheit und Demokratie eintreten, unsere Glaubwürdigkeit zurückgewinnen und mit ungebrochenem Optimismus und Entschlossenheit in unsere Zukunft blicken«. Sein designierter Außenminister fasst das an anderer Stelle so zusammen: »Whether we like it or not, the world simply does not organize itself« (Blinken 2020). 

			Jenseits dieser großen Linien wird der Blick nach Asien und hier insbesondere auf den Systemrivalen China die amerikanische Außenpolitik künftig in Beschlag nehmen. Von Europa wird hier Gefolgschaft erwartet, mal freundlicher, mal weniger freundlich formuliert. Auch die geringe Bereitschaft, internationale Ordnungsaufgaben wahrzunehmen oder gar den Weltpolizisten zu geben, dürfte jede neue Administration leiten. In keinem Fall wird sich das außenpolitische Programm der neuen Administration somit trotz dieser »America- is-back-Rhetorik« an externen Erwartungen ausrichten, sondern an den Faktoren orientieren, die die US-Außenpolitik traditionell bestimmen. Dies sind im Wesentlichen die nationalen Interessen, die eigene Sicht auf die Welt und die Fähigkeiten zur eigenen Machtdurchsetzung.

			Ist Amerika also zurück?

			Natürlich ist es zu begrüßen, dass in Washington eine Administration ins Amt kommt, die sich offener zu Partnerschaften und multilateraler Zusammenarbeit bekennt, als dies die Vorgängerregierung getan hat. Neben Biden als Präsident steht das designierte außenpolitische Team – vom Außen- über den Verteidigungs- und die Finanzministerin bis hin zum Sicherheitsberater – für einen professionellen, nicht erratischen Politikstil. Unabhängig davon aber müssen Deutschland und die EU deutlich mehr tun, um die internationale Agenda mitzugestalten. Amerika wird nicht mehr wie selbstverständlich eine »europäische Macht« sein und es den Europäern nicht länger durchgehen lassen, bei der Sicherung europäischer Interessen auf Unterstützung von der anderen Seite des breiter gewordenen Atlantiks zu bauen. Das liegt auch daran, dass es nicht die »ordinary Americans« sind, die glauben, die USA müssten »at the head of the table« sitzen. Es sind vielmehr die außenpolitischen Eliten, »who often slander public opposition to American primacy as isolationism« (Beinart 2020). 

			Zudem: Vor Illusionen über die amerikanische Bereitschaft, sich von seinen Partnern Einschränkungen bei Fragen von wichtigen nationalen Interessen gefallen zu lassen, muss ausdrücklich gewarnt werden. Das hätte bei einem Sieg Trumps ebenso wie bei dem von Biden gegolten. Bei Joe Biden werden den Europäern allerdings die Ausreden ausgehen, sich weiter wegzuducken – denn etwa erhöhte Verteidigungsausgaben können nicht mehr als ein unliebsames Geschenk an Trump zurückgewiesen werden. In keinem Fall werden sich die USA nunmehr widerspruchslos in den Geleitzug einer vermeintlichen »internationalen Gemeinschaft« einreihen. Insofern ist der Wahlausgang in vielen außenpolitischen Fragen zwar durchaus entscheidend, ändert aber nichts an den eigenen Hausaufgaben der amerikanischen Partner. Insgesamt werden mit Joe Biden nicht die guten alten Zeiten im transatlantischen Verhältnis zurückkehren, aber vieles wird mit ihm doch einfacher. Jedenfalls dürfte es mehr Bereitschaft geben, eine gemeinsame transatlantische Linie auszuloten. Es liegt nun an den Europäern, diesen Ball aufzunehmen. Um aber die alte europäische Krankheit – die destruktive Vielstimmigkeit – zu überwinden, sind Verbesserungen im Bereich der politischen Führungsfähigkeit der EU sowie mehr politisches wie finanzielles Engagement notwendig – eine durchaus kühne Annahme, dass dies einer weitgehend mit sich selbst beschäftigten EU in absehbarer Zeit gelingen könnte. 
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			Der Ausgang der US-Präsidentschaftswahl 2020 hat die Erwartungen von internationalen Experten zu den wirtschaftlichen Entwicklungen in ihren Heimatländern beeinflusst. Das zeigt eine unserer neuen Studien. In einer Umfrage wurden 1552 Wirtschaftsexperten aus 107 Ländern befragt. 843 Experten haben an der Befragung teilgenommen. Sie wurden zufällig in zwei gleich große und vergleichbare Gruppen eingeteilt. Die Kontrollgruppe wurde innerhalb von fünf Tagen vor der US-Präsidentschaftswahl zu den wirtschaftlichen Einschätzungen in ihrem Heimatland befragt, die zweite Gruppe wurde unmittelbar nach Joe Bidens Wahlsieg ebenso in einem Zeitraum von fünf Tage zu den wirtschaftlichen Einschätzungen in ihrem Heimatland befragt. Die Ergebnisse zeigen, dass der Wahlausgang in den USA die Einschätzungen der Experten beeinflusst: Die BIP-Wachstumsrate des Heimatlandes wurde in der Gruppe, die wusste, dass Joe Biden US-Präsident wird, für das Jahr 2021 um 0,98Prozentpunkte höher eingeschätzt als in der Kontrollgruppe. Dieser positive Effekt existiert nur für Experten außerhalb der USA.

			Wie Staatsoberhäupter Wirtschaftspolitik und reale Größen wie das Wirtschaftswachstum beeinflussen, ist in der Politischen Ökonomie seit Jahrzehnten eine heiße Forschungsfrage. Außerhalb der Politischen Ökonomie war das Interesse an dieser Forschungsfrage jedoch lange Zeit etwas geringer ausgeprägt. Wer regiert, ist doch egal, hieß es oft. Diese Sicht der Dinge scheint sich in den vergangenen Jahren deutlich gewandelt zu haben. Was Staatsoberhäupter tun, wird weltweit mit Interesse verfolgt.

			In den USA war das Rennen um die Präsidentschaft bereits im Jahr 2016 eine große Sache: Ob nun Hillary Clinton oder Donald Trump – das war 2016 vielen Amerikanerinnen und Amerikanern und ebenso Bürgerinnen und Bürgern außerhalb der USA alles andere als egal. Von Hillary Clinton und Donald Trump waren unterschiedliche Amtsausübungen zu erwarten. Donald Trumps Präsidentschaft war in der Tat außergewöhnlich. Das Interesse daran, wer die US-Präsidentschaftswahl im Jahr 2020 gewinnen würde, hatte drastisch zugenommen.

			Wissenschaftliche Studien beschreiben für Industrieländer, im Besonderen für die USA, wie sich die wirtschaftliche Entwicklung unter Regierungen und Präsidenten unterschiedlicher Parteizugehörigkeit entwickelt hat (Potrafke 2017; 2018). Im Zeitraum 1949–2012 war das Wirtschaftswachstum unter Demokratischen Präsidenten um 1,79 Prozentpunkte höher als unter Republikanischen Präsidenten. Diese sogenannte »Wachstumslücke« (»presidential growth gap«) ist in jüngerer Zeit intensiv untersucht worden (z.B. Blinder und Watson 2016; Cahan und Potrafke 2017; Pastor und Veronesi 2021). Zu vermuten wäre, dass Unterschiede in den Wirtschaftspolitiken der Demokraten und Republikanern diese Wachstums­lücke erklären. Evidenz gibt es dafür allerdings nicht, vielmehr hatten Demokratische Präsidenten oftmals Glück. Beispielsweise spielten ihnen die Ölpreisentwicklungen in die Hände. Pastor und Veronesi (2021) erklären die Wachstumslücke über Risikoeinstellungen der Bürgerinnen und Bürger: Vor allem in Rezessionen sind die Bürgerinnen und Bürger risiko­avers und wählen die Demokraten, die mehr Umverteilung als die Republikaner versprechen. Sind die Demokraten gewählt, erholt sich die Wirtschaft wieder, und das Wachstum steigt. Ob die Wachstumslücke nur reiner Zu­fall ist oder doch auf das geschickte Tun der Demokraten zurückgeht: Wenn sich das von der Wachstumslücke beschriebene Muster fortsetzen würde, so wäre von höheren Wachstumsraten unter dem Demokraten Joe Biden als unter einer zweiten Amtszeit des Republikaners Donald Trump auszugehen gewesen.

			Die US-Präsidentschaftswahl 2020 war stark von der Polarisierung in der amerikanischen Gesellschaft geprägt. Diese Polarisierung hängt auch mit der Person Donald Trumps zusammen. Einige Wählerinnen und Wähler haben sicher nur deshalb für Joe Biden gestimmt, um Donald Trump abzuwählen. Für diese Wähler­innen und Wähler war es keine aktive Wahl für Joe Biden, sondern der Wunsch, Donald Trump nicht zu einer zweiten Amtszeit zu verhelfen. Außergewöhnliche Staatsoberhäupter können sehr wohl massive Einflüsse nicht nur auf die Gesellschaft, sondern auch auf wirtschaftliche Entwicklungen wie das Wirtschaftswachstum haben (z. B. Jones und Olken 2005; Besley und Reynal-Querol 2011; Brown 2020; Easterly und Pennings 2020).

			Die US-Präsidentschaftswahl 2020 hat sich daher ausgezeichnet zur Untersuchung geeignet, wie sich die Staatsoberhäupter auf Erwartungen bezüglich wirtschaftlicher Entwicklungen auswirken. Der US-Präsident ist kein x-beliebiges Staatsoberhaupt; er zählt zu den mächtigsten bzw. ist gar das mächtigste Staatsoberhaupt der Welt. Wer in den USA regiert, bestimmt nicht nur die Geschicke in den USA. Sein Wirken reicht vielmehr über den gesamten Globus. Dies galt insbesondere für die Präsidentschaft Trumps, die mit teils harten Handelsrestriktionen unmittelbare Auswirkungen auf die wirtschaftliche Entwicklung zahlreicher Länder nahm. Zu untersuchen, wie ein Staatsoberhaupt Erwartungen über wirtschaftliche Entwicklungen außerhalb seines eigenen Landes beeinflussen würde, ist neu.

			Zu erwarten war, dass Experten die wirtschaftliche Entwicklung in ihrem Heimatland (das Land, in dem sie arbeiten) als besser einschätzen, wenn Joe Biden und nicht Donald Trump die Wahl gewinnen würde. Zu vermuten steht, dass Experten bei einem Wahlerfolg Bidens von einer Verbesserung der Handelsbeziehungen zu den USA, die Auswirkungen auf die ökonomische Tätigkeit der Heimatländer der Experten nehmen könnte, ausgehen.1

			Experiment, Randomisierung und Analysedesign

			Kern unserer Studie ist zu quantifizieren, wie die Information über den Ausgang der US-Präsidentschaftswahl die Erwartungen von Experten über die wirtschaftliche Entwicklung in ihren Heimatländern beeinflusst. Befragt haben wir die Experten des Economic Expert Survey (EES)2 des ifo Instituts.

			Insgesamt wurden 1552 Experten kontaktiert und mit Hilfe eines Zufallsgenerators in zwei gleichgroße und vergleichbare Gruppen eingeteilt. Ab dem 30. Oktober 2020 wurde die erste Gruppe (Kontrollgruppe) in einem Zeitraum von fünf Tage befragt. Bis zur Bekanntgabe der ersten Hochrechnungen antworteten 421 Teilnehmer. Die zweite Gruppe wurde vom 8. bis 13. November 2020 befragt. Am 7. November 2020 erklärten die führenden Medien in den USA Biden zum Wahlsieger.

			Die Randomisierung der Experten in zwei Gruppen ist geglückt, denn bei den 843 Experten, die an unserer Umfrage teilgenommen haben, gibt es bezüglich ihrer beobachtbaren soziodemografischen Merkmale wie Alter, Bildung, Arbeitergeber etc. keine statistisch signifikanten Unterschiede zwischen beiden Gruppen. Auch unterscheiden sich die makroökonomischen Merkmale der Heimatländer der Experten nicht.

			In unserem Modell regressieren wir die individuellen Antworten der Experten (zum BIP-Wachstum, Arbeitslosigkeit, Inflation, Außenhandel) auf eine Dummy-Variable, die den Wert 1 für diejenigen annimmt, die wussten, dass Joe Biden neuer Präsident werden wird (Treatment-Gruppe). Außerdem nehmen wir fixe Ländereffekte ins Modell auf, die länderspezifische Gemeinsamkeiten der Experten berücksichtigen.

			Ergebnisse

			Ein wesentliches Ergebnis unserer Studie ist, dass die Experten, die wussten, dass Joe Biden neuer US-Präsident werden wird, die Wachstumsrate des BIP ihres Heimatlandes für das Jahr 2021 um 0,98Prozentpunkte höher einschätzen als die Experten, die keine Information über den Ausgang der US-Wahl hatten. Dieses Ergebnis berücksichtigt die systematischen Unterschiede zwischen den Ländern. Auch hinsichtlich der Erwartungen bezüglich der Inflationsrate, der Arbeitslosenquote und des Handelsvolumens zeigen sich Unterschiede zwischen den Gruppen. Diese sind im Regressionsmodell für das gesam­te Sample jedoch nicht statistisch signifikant.

			Unter den 843 teilnehmenden Experten arbeiten 42 in den USA. Diese haben naturgemäß eine andere Sicht auf die Dinge in den USA als Experten aus anderen Ländern. Sie verfügen schließlich über mehr Informationen zu Wirtschaft und Politik in den USA als die anderen. Unser Basismodell haben wir deshalb auch ohne die amerikanischen Experten geschätzt. Die Ergebnisse sind bemerkenswert: Die Differenz bzgl. der Erwartungen zur BIP-Entwicklung im Jahr 2021 vergrößert sich von 0,98 Prozentpunkte im gesamten Sample auf nun 1,16 Prozentpunkte. Für die amerikanischen Experten hat das Wissen über den Ausgang der US-Präsidentschaftswahl ihre Einschätzung der wirtschaftlichen Entwicklung in den USA im Jahr 2021 kaum beeinflusst. Warum das so ist, können wir bislang nur vermuten. Gegebenenfalls schätzen die amerikanischen Experten den Einfluss des US-Präsidenten auf die US-Wirtschaft insgesamt gering ein oder sehen für die USA so große Probleme, beispielsweise durch die Corona-Pandemie, dass der Präsident kaum einen Einfluss haben wird. Möglich ist zudem, dass sich die durch Trump angeschobene Polarisierung der US-amerikanischen Gesellschaft auch in der Gruppe der Experten widerspiegelt.

			Die Experten außerhalb der USA, die von Joe Bidens Wahlsieg wussten, erwarteten zudem ein ansteigendes Handelsvolumen im Jahr 2021. Der Effekt auf die Handelserwartungen ist positiv und statistisch sig­nifikant. Donald Trump verfolgte eine protektionistische Handelspolitik. Von Joe Biden wird offenbar erwartet, dass er weniger protektionistische Handels­politiken als Donald Trump betreibt oder auch die internationalen Beziehungen zwischen den USA und dem Rest der Welt verbessert.

			Corona: Bestätigte Fälle und Impfstoff

			Die Einschätzungen der Experten zur wirtschaftlichen Entwicklung in ihren Heimatländern wird mit Sicherheit von der Corona-Pandemie beeinflusst. Ist ein Land stark von Corona betroffen und erwarten die Experten, dass sich dies auch im kommenden Jahr kaum ändern wird, so wird deren Einschätzung der wirtschaftlichen Entwicklung entsprechend zurückhaltender sein. Mit geglückter Randomisierung – eine zufällige Einteilung der Experten in zwei Gruppen – spielen die bestätigten Corona-Fälle für den Effekt der US-Präsidentschaftswahl auf die Experteneinschätzung keine Rolle. Wir haben für die bestätigten Corona-­Fälle in den jeweiligen Ländern in unserem Modell kontrolliert: Die Schlussfolgerungen im Hinblick auf den Effekt der Präsidentschaftswahl ändern sich nicht. 

			Eine weitere Meldung im Zuge der Corona-Pandemie könnte den Effekt der Präsidentschaftswahl konterkarieren. Am Montag, dem 9. November 2020, haben die Unternehmen Pfizer und BioNTech angekündigt, einen wirksamen Impfstoff gegen Corona entwickelt zu haben. Diese Information könnte unsere Ergebnisse beeinflussen. In einer Robustheitsanalyse haben wir deshalb in der Treatment-Gruppe nur Antworten bis zum 9. November 2020 berücksichtigt. Die Schlussfolgerungen ändern sich dadurch nicht.

			Fazit

			Unsere Ergebnisse zeigen, dass Experten weltweit von einer günstigeren wirtschaftlichen Entwicklung in ihren Heimatländern ausgehen, da Donald Trump abgewählt wurde und Joe Biden als designierter 46. Präsident der USA feststeht. Nach der andauernden Coronakrise und ihren drastischen Auswirkungen könnte die Präsidentschaft Bidens nach Expertensicht ein Hoffnungsschimmer für die Entwicklung der globalen Ökonomie im kommenden Jahr sein.
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					1	Auch die Umfrageergebnisse des Ökonomenpanels von ifo und FAZ im November 2020 hatten gezeigt, dass die teilnehmenden Professor*innen der Volkswirtschaftslehre an deutschen Universitäten Joe Biden als Hoffnungsträger sehen (Aboushanab et al. 2020).

				

				
					2	Früher: World Economic Survey – WES. Im Rahmen dieses Panels befragt das ifo Institut seit den 1980er Jahren mittlerweile rund 1600 Experten aus über 100 Ländern.
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			Multinationale Unternehmen (MNU) spielen in der globalisierten Wirtschaft eine immer bedeutendere Rolle. Laut OECD (2018) tragen MNU mittlerweile fast ein Drittel zum globalen Bruttoinlandsprodukt und mehr als die Hälfte zu den globalen Exporten bei. Die zunehmende Bedeutung von MNU stellt dabei die noch weitgehend national organisierte Unternehmensbesteuerung vor große Herausforderungen. In den vergangenen Jahren wurden immer wieder Fälle öffentlich, in denen MNU Gestaltungsspielräume in internationalen Besteuerungsregeln, Inkonsistenzen zwischen nationalen Steuergesetzen und Lücken in Doppelbesteuerungsabkommen genutzt haben, um Gewinne in Niedrigsteuerländer zu verlagern und so ihre Steuerbelastung zu reduzieren. In den Blickpunkt von Politik und Öffentlichkeit sind dabei vor allem die Aktivitäten von MNU in sogenannten Steueroasen geraten – das sind Länder, die aufgrund sehr niedriger Gewinnsteuersätze oder steuerlicher Ausnahmeregelungen für besonders mobile Einkünfte wie Lizenzeinnahmen als Ziel für Gewinnverlagerungen besonders attraktiv sind. Da diese Länder jedoch in der Regel keine Informationen über die Aktivitäten der dort ansässigen Unternehmen preisgeben, ist über das Ausmaß an Gewinnverlagerung hin zu Steueroasen bislang wenig bekannt. 

			In einem aktuellen Forschungsprojekt haben wir untersucht, wie hoch die Gewinne sind, die die größten deutschen MNU in Steueroasen verlagern, und wie viele Steuereinnahmen dem deutschen Fiskus dadurch entgehen (Fuest et al. 2021). Für das Projekt nutzen wir erstmalig Informationen aus den sogenannten länderbezogenen Berichten der 333 größten deutschen multinationalen Kapitalgesellschaften. In den länderbezogenen Berichten legen MNU, die weltweit einen Umsatz von mindestens 750 Mio. Euro erzielen, unter anderem dar, in welchen Ländern sie operieren, wie hoch die Gewinne sind, die die dort ansässigen Tochtergesellschaften erzielen, wie viele Steuern diese zahlen, wie viele Mitarbeiter*innen sie beschäftigen und wie hoch der Wert ihres Sachanlagevermögens ist. Diese Berichte gehen auf eine Initiative der OECD und G-20-Staaten zurück. In Deutschland wurde eine entsprechende Berichtspflicht im Jahr 2015 eingeführt und galt erstmalig für das Jahr 2016 (siehe §138a AO). Auf Grundlage der in den länderbezogenen Berichten enthaltenen Informationen ermitteln wir, (i) wie profitabel die in Steueroasen ansässigen Tochtergesellschaften großer deutscher MNU im Vergleich zu den in anderen Ländern ansässigen Töchtern sind, (ii) wie hoch die Gewinne sind, die die größten deutschen MNU in Steueroasen ausweisen und (iii) wie hoch der Anteil an diesen Gewinnen ist, der aus steuerlichen Gründen dorthin verlagert wird. Durch Rückgriff auf andere Datenquellen schätzen wir außerdem, wie viel Steueraufkommen der deutsche Staat durch Gewinnverlagerung von multinationalen Unternehmen insgesamt verliert.

			Wie kann man Steuervermeidung und Gewinnverlagerung messen?

			Um zu messen, ob und in welchem Umfang Gewinne verlagert und Steuern vermieden werden, muss man die beobachtete Verteilung der steuerpflichtigen Gewinne mit einer hypothetischen Verteilung vergleichen, die sich ohne Gewinnverlagerung ergeben hätte. Zur Ermittlung dieser hypothetischen Gewinnverteilung gibt es verschiedene Methoden. Wir verwenden einen Ansatz, bei dem angenommen wird, dass die Gewinne ohne Steuervermeidung der Verteilung der »realwirtschaftlichen« Aktivität folgen, dass Gewinne also dort ausgewiesen würden, wo die Unternehmen ihre physischen Produktionsanlagen, ihre Labore für Forschung und Entwicklung und ihre Beschäftigten haben.1 Die genaue Berechnungsweise wird im Folgenden noch näher erläutert.

			Wie hoch sind Profitabilität und Gewinne deutscher MNU in Steueroasen?

			Ein häufig herangezogenes Indiz dafür, dass Gewinne zum Zweck der Steuervermeidung in Niedrigsteuerländer verlagert werden, ist ein Ungleichgewicht zwischen dem Niveau an realwirtschaftlicher Aktivität und der Höhe der in diesen Ländern ausgewiesenen Gewinne. Abbildung 1 zeigt, dass ein solches Ungleichgewicht in der Tat auch bei den hier betrachteten deutschen MNU existiert. Die Abbildung vergleicht die Ausprägungen von zwei häufig verwendeten Profitabilitätsindikatoren – Kapitalrentabilität (Verhältnis aus Gewinnen und dem Wert des Sachanlagevermögens)2 und Gewinne pro Beschäftigtem – für dreiLändergruppen: Steueroasen innerhalb Europas (u.a. Irland, Liechtenstein, Luxemburg, Malta, Zypern), Steueroasen außerhalb Europas (u.a. Bermudas, Britische Jungferninseln, Kaiman-Inseln) sowie Länder, die nicht als Steueroasen gelten (inklusive Deutschland).3 Zusätzlich zeigt die Abbildung die durchschnittliche effektive Gewinnsteuerbelastung in den drei Ländergruppen, definiert als Summe der in den jeweiligen Ländergruppen geleisteten Steuerzahlungen geteilt durch die Summe der dort berichteten Gewinne.
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			Die Abbildung verdeutlicht, dass die in Steueroasen ansässigen Tochtergesellschaften großer deutscher MNU wesentlich profitabler sind als Tochtergesellschaften, die nicht in Steueroasen sitzen. Die Kapitalrentabilität ist in europäischen Steueroasen etwa doppelt so hoch wie in Ländern, die nicht zu den Steueroasen zählen. In den außereuropäischen Steueroasen ist die Kapitalrentabilität gar um den Faktor 2,5 höher. Ein ähnliches Muster zeigt sich bei den Gewinnen pro Beschäftigtem. Während die Tochtergesellschaften großer deutscher MNU in Nicht-Oasen einen Gewinn von etwa 41000 Euro pro Beschäftigtem erzielen, sind es in den europäischen Steueroasen rund 130000 Euro und in den außereuropäischen Steueroasen 73000 Euro. Diese Zahlen zeigen, dass es ein deutliches Ungleichgewicht zwischen der globalen Verteilung der Gewinne großer deutscher MNU auf der einen Seite und der Verteilung der Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital auf der anderen Seite gibt. In der Tendenz sind dort, wo relativ wenige Mitarbeiter*innen sitzen und die Kapitalausstattung gering ist, die Gewinne überproportional hoch. Ein Blick auf die durchschnittliche Gewinnsteuerbelastung lässt vermuten, dass dieses Ungleichgewicht eine Folge von Steuergestaltungen ist. So ist die durchschnittliche Gewinnsteuerbelastung in Steueroasen mit 10% bis 11% gerade einmal halb so hoch wie in Ländern, die nicht zu den Steueroasen zählen. 

			Aber wie hoch sind die Gewinne, die die größten deutschen MNU insgesamt in Steueroasen ausweisen? In Anbetracht der beträchtlichen Profitabilitätsunterschiede sind es überraschend wenig, wie Abbildung 2 zeigt. In den Jahren 2016 und 2017 zusammengenommen erzielten die in Steueroasen ansässigen Tochtergesellschaften der 333 größten deutschen MNU etwa 47 Mrd. Euro an Gewinnen; das sind gerade einmal rund 9% der globalen Gewinne dieser Unternehmen insgesamt. Von diesen 47 Mrd. Euro entfallen etwa 41 Mrd. Euro auf Steueroasen innerhalb Europas und nur 6 Mrd. Euro auf Steueroasen außerhalb Europas. 
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			Welcher Anteil der Gewinne ist aus steuerlichen Gründen verlagert?

			Nicht alle Gewinne, die in Steueroasen ansässige Tochtergesellschaften deutscher MNU erzielen, werden dorthin zum Zweck der Reduzierung der Gewinnsteuerbelastung verlagert. Steueroasen können ebenso gut Produktions- und Absatzort für große deutsche MNU sein, so dass sich ein Teil der dort erzielten Gewinne auf realwirtschaftliche Aktivitäten zurückführen lässt. Das gilt insbesondere für größere Länder wie Irland und die Schweiz, die hier auch als Steueroasen klassifiziert sind. In der Literatur zur internationalen Gewinnverlagerung ist es üblich, den gesamten in einem Sitzland ausgewiesenen Gewinn eines MNU in zwei Komponenten zu zerlegen: Den sogenannten »realen« Gewinn, der sich auf realwirtschaftliche Aktivitäten zurückführen lässt, und den »verlagerten« Gewinn, der als Resultat von Steuergestaltungspraktiken interpretiert wird (Dharmapala 2014, S. 424 f.). Der reale Gewinn wird dabei in der Regel auf Grundlage eines Regressionsmodells ermittelt. Die wichtigsten erklärenden Variablen in diesen Regressionsmodellen sind der Wert des in den Sitzländern eingesetzten Kapitals, die Anzahl der dort beschäftigten Mitarbeiter*innen sowie Indikatoren, die die Bedeutung des Sitzlandes als Absatzmarkt widerspiegeln. Der verlagerte Gewinn entspricht dann einfach der Differenz aus dem tatsächlichen in einem Land ausgewiesenen Gewinn und dem auf Basis des Regressionsmodells geschätzten realen Gewinn.

			Folgen wir diesem Ansatz, so kommen wir zu dem Ergebnis, dass etwa 40% der von großen deutschen MNU in den europäischen Steueroasen ausgewiesenen Gewinne das Resultat von Gewinnverlagerungen sind (vgl. Tab. 1). Bei den außereuropäischen Steueroasen beträgt das Verhältnis aus verlagerten Gewinnen zu den berichteten Gewinnen etwa 29%. Umgekehrt lassen sich rund 60% der Gewinne, die die größten deutschen MNU in europäischen Steueroasen berichten, auf realwirtschaftliche Aktivitäten zurückführen. Bei den außereuropäischen Steueroasen beträgt dieser Anteil 71%. Insgesamt betrachtet sind unseren Schätzungen zufolge damit etwa 18 Mrd. Euro von den insgesamt 47 Mrd. Euro, die die in Steueroasen ansässigen Tochtergesellschaften der größten deutschen MNU 2016 und 2017 berichtet haben, das Resultat von Gewinnverlagerung. Das entspricht einem Anteil von etwa 38%.
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							Die globale Verteilung der ausgewiesenen und verlagerten Gewinne großer deutscher MNU 
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							Verlagerte Gewinne/Ausgewiesene Gewinne

						
					

					
							
							Deutschland

						
							
							247,6

						
							
							−10,7
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							Andere Nicht-Steueroasen
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							Europäische Steueroasen
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							+40,1%

						
					

					
							
							Außereuropäische Steueroasen
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							+1,7

						
							
							+28,8%

						
					

					
							
							Summe

						
							
							545,3

						
							
							0

						
							
							−

						
					

					
							
							Anmerkungen: Die erste Spalte zeigt die in den länderbezogenen Berichten ausgewiesenen Vorsteuergewinne. Die zweite Spalte zeigt die geschätzte Höhe der verlagerten Gewinne (positiv: Ländergruppe gewinnt an Bemessungsgrundlage durch Gewinnverlagerung; negativ: Ländergruppe verliert an Bemessungsgrundlage durch Gewinnverlagerung).

						
					

					
							
							Quelle: Berechnungen des ifo Instituts.

						
					

				
			

			Nicht alle Gewinne, die in Steueroasen verlagert werden, würden ohne Steuervermeidung in Deutschland ausgewiesen werden. Um zu bestimmen, wie viel von den 18 Mrd. Euro an verlagerten Gewinnen aus Deutschland abfließt und wie viel davon aus anderen Ländern, nehmen wir an, dass in einer Welt ohne Steuervermeidung die verschobenen Gewinne auf Deutschland und andere Länder entsprechend der Verteilung des Sachanlagevermögens aufgeteilt werden würden. Unter dieser Annahme kommen wir zu dem Ergebnis, dass 11 Mrd. Euro von den insgesamt 18 Mrd. Euro, die zu Steueroasen hin verlagert werden, aus Deutschland abfließen. Das bedeutet, dass die von den größten deutschen MNU in Deutschland berichteten Gewinne etwa 4% höher wären, würden diese Unternehmen keine Gewinne in Steueroasen verschieben.

			Wie viele Steuereinnahmen verliert der deutsche Staat?

			Multipliziert man die rund 11 Mrd. Euro an Gewinnen, die von großen deutschen MNU aus Deutschland heraus in Steueroasen verlagert werden, mit dem tariflichen Gewinnsteuersatz von 30%4, so erhält man einen geschätzten Steueraufkommensverlust in Höhe von 3,2 Mrd. Euro für 2016 und 2017 zusammengenommen bzw. 1,6 Mrd. Euro pro Jahr. In dieser Schätzung unberücksichtigt ist jedoch der Aufkommensverlust, der dadurch entsteht, dass auch jene deutschen MNU, die keine länderbezogenen Berichte ausfüllen müssen, weil sie unterhalb der Umsatzschwelle von 750Mio. Euro liegen, sowie die in Deutschland ansässigen Tochtergesellschaften ausländischer MNU Gewinne aus Deutschland heraus in Steueroasen verlagern. Um den Aufkommensverlust insgesamt abzuschätzen, nehmen wir an, dass kleinere deutsche sowie ausländische MNU einen ebenso großen Anteil ihrer Gewinne aus Deutschland heraus verlagern, wie es die größten deutschen MNU tun.5 Unter dieser Annahme kommen wir zu dem Ergebnis, dass der gesamte Verlust an Bemessungsgrundlage durch Gewinnverlagerung hin zu Steueroasen 2016 und 2017 zusammengenommen bei 38,2 Mrd. Euro lag (also etwa 19,1 Mrd. Euro pro Jahr). Für den deutschen Staat bedeutet dies über die beiden Jahre hinweg einen Verlust an Steueraufkommen in Höhe von 11,4 Mrd. Euro bzw. einen durchschnittlichen jährlichen Aufkommensverlust in Höhe von 5,7Mrd. Euro.


Tab. 2


				
					
					
					
					
				
				
					
							

							Steueraufkommensverlust durch Gewinnverschiebung 2016 und 2017

						
					

					
							
							
							In Deutschland ausgewiesene Gewinne (Mrd. Euro)

						
							
							Verschobene Gewinne

							(Mrd. Euro)

						
							
							Steueraufkommensverlust

						
					

					
							
							Große deutsche MNU

						
							
							247,6

						
							
							−10,7

						
							
							−3,2

						
					

					
							
							Kleinere deutsche MNU

						
							
							406,9

						
							
							−17,4

						
							
							−5,2

						
					

					
							
							Ausländische MNU

						
							
							233,9

						
							
							−10,1

						
							
							−3,0

						
					

					
							
							Summe

						
							
							1044,4

						
							
							−38,2

						
							
							−11,4

						
					

					
							
							Anmerkungen: Die erste Spalte zeigt die Vorsteuergewinne der drei Unternehmenstypen. Informationsquelle für die Gewinne der großen deutschen MNU sind die länderbezogenen Berichte, Informationsquelle für die anderen beiden Unternehmenstypen sind die Sektorkonten des Statistischen Bundesamts. Die zweite Spalte zeigt die verschobenen Gewinne aus Tabelle 1.

						
					

					
							
							Quelle: Berechnungen des ifo Instituts.

						
					

				
			

			Vor zwei Jahren haben Tørsløv et al. (2018) einen Aufsatz veröffentlicht, der sowohl in der Fachwelt als auch in den Medien große Aufmerksamkeit erhalten hat. In diesem Aufsatz schätzen die Autoren das Ausmaß an Gewinnverlagerung hin zu Steueroasen sowie die dadurch entstehenden Steueraufkommensverluste sowohl im globalen Maßstab als auch für einzelne Länder separat. Für Deutschland kommen die Autoren zu dem Ergebnis, dass multinationale Unternehmen jährlich Gewinne im Umfang von etwa 50Mrd. Euro (55 Mrd. US-Dollar) aus Deutschland heraus hin zu Steueroasen verlagern. Nach unseren Schätzungen ist das Ausmaß an Gewinnverlagerung mit 19 Mrd. Euro pro Jahr jedoch nicht einmal halb so groß. Ein wesentlicher Unterschied zwischen dem Ansatz von Tørsløv et al. (2018) und unserem besteht darin, dass Tørsløv et al. (2018) für ihre Schätzungen Makrodaten nutzen, die nur bedingt Aufschluss über die realwirtschaftlichen Aktivitäten multinationaler Unternehmen in den Sitzländern geben. Auch fehlt Tørsløv etal. (2018) die eigentlich relevante Größe, nämlich die Vorsteuergewinne multinationaler Unternehmen in den Sitzländern, weshalb diese unter einer Reihe von Annahmen von den Autoren geschätzt werden müssen. Die abweichenden Ergebnisse könnten durch die unterschiedlichen Datengrundlagen zustande kommen oder auch Unterschiede im Hinblick auf die Annahmen reflektieren, die bei den Schätzungen getroffen wurden. 

			Fazit

			Wie hoch sind die Gewinne, die multinationale Unternehmen aus Deutschland heraus in Steueroasen verschieben? Wie hoch ist der Verlust an Steueraufkommen, den der deutsche Staat dadurch erleidet? Obwohl diese Fragen seit geraumer Zeit auf ein großes öffentliches Interesse stoßen, konnten sie bislang nicht überzeugend beantwortet werden, weil die Datengrundlagen fehlten. Neu verfügbare Daten aus den länderbezogenen Berichten, die deutsche multinationale Unternehmen mit einem globalen Umsatz von mindestens 750 Mio. Euro seit 2016 ausfüllen müssen, haben es jetzt ermöglicht, zur Klärung dieser Frage beizutragen.

			Unsere Auswertungen zeigen, dass die in Steueroasen ansässigen Tochtergesellschaften der 333größten deutschen multinationalen Kapitalgesellschaften deutlich profitabler sind als die Töchter, die ihren Sitz nicht in einer Steueroase haben. Gleichzeitig ist die Gewinnsteuerbelastung in Steueroasen nur etwa halb so hoch wie in Ländern, die nicht als Steueroasen gelten. Dies spricht dafür, dass deutsche multinationale Unternehmen Steueroasen dazu nutzen, um ihre Steuerlast zu reduzieren. 

			Insgesamt jedoch entfallen auf die in Steueroasen ansässigen Tochtergesellschaften nur etwa 9% der globalen Gewinne der größten deutschen multinationalen Unternehmen. Darüber hinaus lässt sich ein Teil dieser Gewinne durchaus auf realwirtschaftliche Aktivitäten zurückführen. Unseren Schätzungen zufolge sind etwa 38% der in Steueroasen ausgewiesenen Gewinne großer deutscher multinationaler Unternehmen das Resultat von steuermotivierter Gewinnverlagerung. Im Umkehrschluss lassen sich 62% der Gewinne, den die größten deutschen multinationalen Unternehmen in Steueroasen ausweisen, auf realwirtschaftliche Aktivitäten zurückführen.

			Auf der Grundlage dieser Zahlen kommen wir zu dem Schluss, dass dem deutschen Staat pro Jahr etwa 1,6 Mrd. Euro an Steuereinnahmen dadurch verlorengehen, dass große deutsche multinationale Unternehmen einen Teil ihrer Gewinne aus Deutschland heraus in Steueroasen verschieben. Berücksichtigt man in diesen Schätzungen auch kleinere deutsche multinationale Unternehmen sowie die in Deutschland ansässigen Tochtergesellschaften ausländischer multinationaler Unternehmen, so ergibt sich ein Steueraufkommensverlust von insgesamt 5,7 Mrd. Euro jährlich. 
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					1	Für eine Diskussion unterschiedlicher Methoden zur empirischen Analyse der steuerlichen Gewinnverlagerung siehe Dharmapala (2014).

				

				
					2	Üblicherweise wird bei der Berechnung der Kapitalrentabilität auch der Wert immaterieller Vermögenswerte miteinbezogen. Die länderbezogenen Berichte enthalten jedoch lediglich Informationen zum Sachanlagevermögen.

				

				
					3	Für die Berechnung der Indikatoren wurden die in den Ländergruppen ausgewiesenen Gewinne aller MNU aufaddiert und anschließend durch die Summe der Beschäftigten bzw. den Wert des Sachanlagevermögens geteilt. Bei der Definition von Steueroasen orientieren wir uns eng an aktuellen akademischen Veröffentlichungen sowie einer Publikation des Internationalen Währungsfonds. Für Details siehe Fuest et al. (2021).

				

				
					4	Der hier verwendete Steuersatz setzt sich aus dem Körperschaftsteuersatz plus Solidaritätszuschlag plus dem durchschnittlichen Gewerbesteuerhebesatz zusammen.

				

				
					5	Steuervermeidung durch internationale Gewinnverlagerung ist bei kleineren Unternehmen in der Regel geringer ausgeprägt, insofern überzeichnen wir in diesem Punkt tendenziell die Gewinnverlagerung vermutlich. 
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			Als Reaktion auf die völkerrechtswidrige Annexion der zur Ukraine gehörenden Halbinsel Krim im Jahr 2014 sowie dem fortgesetzten kriegerischen Konflikt in der Ostukraine verhängte die Europäische Union(EU) verschiedene Sanktionen gegenüber Russland, das seinerseits Gegensanktionen einführte. Diese Sanktionen sind nach wie vor in Kraft und belasten die politischen und wirtschaftlichen Beziehungen der betroffenen Volkswirtschaften erheblich. Neben individuellen Sanktionen gegen Staatsangehörige des jeweiligen anderen Landes erstrecken sich die Sanktionen auch auf den Außenhandel der beteiligten Länder. 

			Im Laufe der vergangenen Jahre wurde die Frage nach der Aufrechterhaltung oder Abschaffung der Sanktionen immer wieder aufgeworfen. Eine Abschaffung der Sanktionen wird oftmals damit begründet, dass sie offenbar nicht den erwünschten politischen Zweck erfüllten. Man verweist darauf, dass privatwirtschaftliches Handeln in weitestgehend freien Märkten grundsätzlich nicht zum Spielball der Politik gemacht werden sollte. Andere führen an, dass eine engere wirtschaftliche Kooperation auch Wegbereiter für die politische Annäherung sein könne und Sanktionen somit ökonomisch sowie politisch schädlich seien. 

			In Folgenden beschreiben wir zunächst mittels internationaler Handelsdaten von UN Comtrade die deutsch-russische Handelsbeziehung. In einem zweiten Schritt beleuchten wir das Ausmaß der aus den Sanktionen resultierenden Beeinträchtigungen für deutsche Unternehmen. Dabei differenzieren wir die unterschiedlichen Wirkungsweisen von Importrestriktionen und Exportbeschränkungen. Hierfür werden die Ergebnisse einer Unternehmensbefragung des ifoInstituts im Auftrag der IHK Düsseldorf aus dem Jahr2020 hinzugezogen.

			Die Handelsbeziehung zwischen Russland und der EU 

			Der überwiegende Teil des russischen Handels spielt sich im Güterhandel ab: Im Jahr 2018 entfallen 86% der gesamten Exporte auf den Bereich Güter (377 Mrd. Euro), nur 14% bzw. 61 Mrd. Euro entfallen auf Dienstleistungen. Bei den Importen spielen Dienstleistungen eine größere Rolle (2018: 31%). Der Dienstleistungshandel konzentriert sich auf wenige Sektoren: Neben der Tourismusbranche sind der Transportsektor und andere unternehmensbezogene Dienstleistungen wichtig.

			Abbildung 1 stellt die zehn wichtigsten Handels­partner Russlands sowie das Wachstum der russischen Exporte bzw. Importe im Zeitraum 2013 bis 2018 dar. Hierfür betrachten wir den Gesamthandel an Gütern, also Exporte und Importe, und ordnen diese der Größe nach. Wichtigste Handelspartner für Russland sind die EU (ohne Deutschland), China, Deutschland sowie die Eurasische Wirtschaftsunion. Diese vier Handelspartner decken 67% aller Exporte sowie 68% aller Importe ab. Russlands Auslandsgeschäft ist also wenig diversifiziert. 

			Abbildung 1 zeigt neben den absoluten Werten die Veränderung der russischen Exporte bzw. Importe im Zeitraum 2013 bis 2018 für die jeweiligen Handels­partner. Um die Entwicklung mit den Niveaus vor den Sanktionen vergleichen zu können, wurde 2013 als Basisjahr gewählt – ein Jahr vor dem Inkrafttreten der Sanktionen. Bei den Exporten fällt eine Verlagerung zugunsten Asiens auf: insbesondere die russischen Exporte nach China, in die Türkei und Südkorea wachsen stark, während die Exporte in die EU, Japan und in die Ukraine schrumpfen. Das Bild bei den Importen ist homogener: Nur die Importe aus China, Indien und der Eurasischen Wirtschaftsunion konnten sich im Fünfjahresvergleich positiv entwickeln. Die starken relativen Rückgänge von Importen aus der Türkei, USA, Südkorea, Japan sowie der Ukraine ergeben sich aufgrund der niedrigen absoluten Werte der Importe.
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			Interessanterweise wuchsen die russischen Exporte nach Deutschland zwischen 2013 und 2018 um 67%. Dieser Anstieg, der ausschließlich durch höhere Exporte von Rohstoffen, insbesondere von Erdgas und -öl1, getrieben wurde, kann auf Nachfrageeffekte in Deutschland zurückgeführt werden: Zum einen verändert sich durch die Energiewende in Deutschland der Energiemix, und die Nachfrage nach Erdgas zur Stromerzeugung steigt an. Zum anderen entwickelte sich die deutsche Wirtschaft insbesondere in den Jahren 2014–2017 mit BIP-Wachstumsraten zwischen 3,4% und 4,1% besonders positiv.2 Die gute Auftragslage bewirkte eine höhere Nachfrage nach russischen Rohstoffen und Rohmaterialien.

			Im Folgenden werden die Anteile der wichtigsten Handelspartner Russlands über die Zeit beschrieben, wobei zwischen den Jahren 2013, 2015 und 2018 verglichen wird, um zu analysieren, ob mit dem Inkrafttreten der Sanktionen eine Verschiebung der Handelsanteile einhergeht (vgl. Abb. 2). Wir berechnen die Anteile für die vier wichtigsten Handelspartner Russlands (EU ohne Deutschland, China, Deutschland und die Eurasische Wirtschaftsunion) und fassen die verbleibenden Partnerländer zusammen (Rest der Welt). 
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			Während die EU an Bedeutung als Handelspartner abnimmt, verlagern sich Teile der internationalen Geschäftstätigkeit nach China: Im Jahr 2013 gingen 48% der russischen Exporte in die EU 27 (ohne Deutschland), jeweils 8% nach China und in die Eurasische Wirtschaftsunion, 5% nach Deutschland und die restlichen 31% in den Rest der Welt. Die EU-27-Anteile sind seit 2013 stark gesunken: 2015 betrug der Anteil 42% und sank über die nächsten drei Jahre um weitere 4Prozentpunkte. Mit dieser Entwicklung ging eine Verlagerung des Exportgeschäfts nach China einher (Anstieg um 5 Prozentpunkte). Bei den Importen zeichnet sich ein sehr ähnliches Bild ab: Auch hier wird China als Handelspartner wichtiger. Da der Rubel nicht nur gegenüber dem Euro an Wert verloren hat, sondern im etwa gleichen Maße gegenüber anderen Währungen wie dem US-Dollar und dem chinesischen Yuan, lässt sich diese Verschiebung nicht auf einen reinen Währungseffekt zurückführen.  

			Russlands Exporte nach Deutschland und in die restlichen Mitgliedsländer der EU sind sehr stark auf wenige Sektoren konzentriert: 93% aller Exporte nach Deutschland entfallen auf drei Sektoren, nämlich Rohstoffe, Bergbau und Metalle. Für die restliche EU zeichnet sich ein ähnliches Bild ab (91% aller Exporte entfallen auf Rohstoffe, Bergbau und Metalle). Gemeinsam mit den hohen Anteilen Europas am russischen Exportgeschäft bedeutet das, dass Russland sehr stark von der europäischen Nachfrage nach Rohmaterialien abhängig ist und ein wenig diversifiziertes Exportportfolio besitzt – weder hinsichtlich des Produktmixes noch hinsichtlich der Abnehmer. 

			Im Gegensatz zu den Exporten ist bei den russischen Importen keine starke Konzentration auf wenige Sektoren zu beobachten. Der Maschinenbau ist derjenige Sektor mit dem größten Anteil an den russischen Importen aus Deutschland (23%) bzw. der restlichen EU (20%). Darüber hinaus spielen auch Fahrzeuge, Computer, elektronische Waren, sonstige Güter, Textilien sowie Agrargüter eine wichtige Rolle bei den Importen aus Deutschland und der restlichen EU. Russland importiert also aus Deutschland bzw. der restlichen EU hauptsächlich komplexe Finalgüter, aber exportiert fast ausschließlich Rohmaterialien.

			Um die Relevanz Russlands als Handelspartner für Deutschland und für die restlichen Mitgliedsländer der EU zu bestimmen, werden in Abbildung 3 die Anteile der wichtigsten Handelspartner für die Jahre 2013 und 2018 dargestellt. Russland spielt als Handelspartner weder für Deutschland noch für die restliche EU eine besonders wichtige Rolle. Im Jahr 2018 gehen nur 2% der deutschen Exporte nach Russland, und nur 2% der deutschen Importe stammen aus Russland. Für die restliche EU sind die Werte sehr ähnlich (2% der Exporte und 3% der Importe). Diese geringe Abhängigkeit vom russischen Markt im Vergleich zu anderen Handelspartnern steht im direkten Gegensatz zu der Situation in Russland, für das Europa der mit Abstand wichtigste Handelspartner ist.
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			Unternehmensbefragung

			Im September 2020 führte das ifo Institut im Auftrag der IHK Düsseldorf eine Unternehmensbefragung durch, an der insgesamt 862 Unternehmen teilnahmen. 65% der teilnehmenden Unternehmen haben den Fragebogen vollständig und 35% nur teilweise beantwortet. Aus diesem Grund unterscheiden sich die Fallzahlen je nach Auswertungseinheit. Die errechneten prozentualen Anteile dienen lediglich dem Vergleich über innerdeutsche Regionen, Unternehmensgrößen und Branchen hinweg. Anspruch auf eine vollumfängliche Repräsentativität wird nicht erhoben. Zusätzlich wurde für eine reduzierte Stichprobe von 196 Unternehmensmanager eine Einschätzung zu handelspolitischen Themen erhoben.

			Betroffenheit durch Sanktionen

			Zunächst untersuchen wir den prozentualen Anteil der Unternehmen je Bundesland, die sich selbst als von den Sanktionen betroffen klassifizieren. In Abbildung 4 wird ersichtlich, dass die Betroffenheit regional sehr unterschiedlich ausfällt. In Sachsen geben 61% aller teilnehmenden Unternehmen an, besonders durch eines der Sanktionsregime in ihrem Verkauf von Waren und Dienstleistungen nach Russland betroffen zu sein. Dies steht in engen Zusammenhang mit der historischen und wirtschaftlichen Verflechtung sächsischer Unternehmen mit Russland und der relativen Wirtschaftsstärke Sachsens im Vergleich zu den anderen neuen Bundesländern. Im Vergleich dazu geben 42% der Firmen in Niedersachsen und 40% in Hessen an, durch die Sanktionen in ihrem Verkauf von Waren und Dienstleistungen nach Russland betroffen zu sein. Auch im Einkauf von Waren oder Dienstleistungen wird die enge historische und wirtschaftliche Bindung zwischen Sachsen und Russland deutlich; der Anteil betroffener Unternehmen liegt aber nur bei 15%.
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			Insgesamt sind die befragten Unternehmen am deutlichsten beim Verkauf von Waren und Dienstleistungen durch die Sanktionen beeinträchtigt. Für den Einkauf hingegen berichten nur sehr wenige Unternehmen von Einschränkungen. Die Betroffenheit bei der Investitionstätigkeit fällt im Vergleich hierzu etwas höher aus, ist aber verglichen mit den Schwierigkeiten, die beim Verkauf entstehen, ebenfalls ein geringeres Problem für Unternehmen. Insgesamt spielt vor allem die Wirtschaftsstärke und historische Bindungen für die regionale Betroffenheit eine Rolle.

			Das Verarbeitende Gewerbe ist stärker betroffen als der Dienstleistungsbereich

			Abbildung 5 zeigt anhand der Branchenzugehörigkeit, dass im Verarbeitenden Gewerbe (39%) ein größerer Anteil der nach Russland exportierenden Unternehmen eine Beeinträchtigung durch die Sanktionen angibt als im Dienstleistungsbereich (16%). Beim Einkauf aus Russland liegen sowohl Dienstleistungen als auch Waren im einstelligen Bereich. Die Beeinträchtigung der Investitionstätigkeit liegt über alle Sektoren hinweg etwas höher, aber ebenfalls im einstelligen prozentualen Bereich.
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			Für die einzelnen Teilbranchen des Verarbeitenden Gewerbes zeigt sich, dass vor allem der Maschinen- und Anlagenbau (59%), Fahrzeuge (40%), Chemie (39%) und die Elektroindustrie (38%) durch die Sanktionen im Verkauf von Waren nach Russland eingeschränkt sind. Im Einkauf von Waren und Zwischengütern betrifft es insbesondere die Automobilbranche (10%) und die Metallurgie (7%) sowie den Maschinenbau (5%).

			Auch in den Dienstleistungssektoren ist der Verkauf stärker betroffen als der Einkauf. Vor allem die Logistikbranche hat mit einem Anteil von 42% der Unternehmen starke Einschränkungen im Verkauf von Dienstleistungen durch die Sanktionen hinzunehmen, gefolgt von der Energiebranche (29%), IT-Dienstleistungen (17%) sowie Finanz- und Versicherungsdienstleistungen (11%). Auch im Einkauf steht die Logistikbranche bei den Dienstleistungen an erster Stelle, gefolgt von der Energiebranche und IT-Dienstleistungen.

			Gründe der Handelserschwernis 

			Um die Kanäle der Handelserschwernisse für Unternehmen aufgrund der Sanktionen zu verstehen, wurden die Unternehmen in der Befragung nach den konkreten Problemen, die zu den Einschränkungen oder Behinderungen beim Kauf und Verkauf von Waren und Dienstleistungen nach Russland führen, befragt. Abbildung 6 zeigt die Ergebnisse.
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			Die stärksten Einschränkungen durch die Sanktionen entstehen für 37% der Unternehmen aus dem erhöhten bürokratischen Aufwand, gefolgt von zusätzlichen Exportkontrollen (31%). Von konkreten Exportverboten sehen sich 23% der Unternehmen beeinträchtigt. Die Einschränkung der Finanzierungsmöglichkeiten des Exportgeschäfts mit Russland ist für 17% der Unternehmen maßgeblich. Bei den Importen liegt die Betroffenheit im einstelligen Prozentbereich. 

			Insgesamt ist der Warenexport stärker von den Sanktionen betroffen als der Export von Dienstleistungen, wohingegen die Importseite ein umgekehrtes Bild liefert. Grundsätzlich sind Unternehmen im Verarbeitenden Gewerbe und im Handel beim Export von Waren nach Russland am stärksten betroffen; mehr als ein Drittel der Unternehmen nennen die bürokratischen Hürden als Handelserschwernis, gefolgt von zusätzlichen Exportkontrollen. Etwa ein Fünftel der betroffenen Unternehmen im Verarbeitenden Gewerbe und im Handel geben ein konkretes Exportverbot als Grund für die Beeinträchtigung durch die Sanktionen an. Bei den Dienstleistungen liegen ein konkretes Exportverbot und zusätzliche Exportkontrollen mit 12% gleich auf.

			Importseitig überwiegt die Betroffenheit der Dienstleistungsunternehmen, wobei die Anteile der einzelnen Kanäle hier sehr nahe beieinanderliegen. 5% der betroffenen Unternehmen geben hier ebenfalls den bürokratischen Aufwand als Problem an, 4% der Unternehmen beklagen konkrete Importverbote einer Dienstleistung, und Finanzierungsschwierigkeiten führen bei 3% der Unternehmen zu weniger Importen aus Russland. 

			Insgesamt lässt sich festhalten, dass der mit den Sanktionen entstandene erhöhte bürokratische Aufwand für alle Unternehmen die größte Hürde darstellt, gefolgt von konkreten Export- oder Importverboten. Zudem wurden vor allem die starken Währungsschwankungen, speziell die Rubelabwertung und die damit verbundenen hohen Kosten (in Euro) deutscher Produkte für russische Kunden von einigen Unternehmen als Problem für beeinträchtigte Geschäftsbeziehungen mit Russland verantwortlich gemacht. Mehrere Unternehmen nannten auch die allgemeine negative Grundstimmung gegenüber Russland, damit verbundene mögliche Reputationsrisiken für ihr Unternehmen und die Unsicherheit durch die politische Situation als wichtige Faktoren. Auch konkrete Marktzugangshemmnisse im nicht-tarifären Bereich, wie zum Beispiel erhöhte Standard und lokale Content-Regeln innerhalb Russlands, über die es zur Importsubstitution kommt und die zusätzlich den Einkauf von Gütern und Dienstleistungen aus Drittländern (v.a. China) befeuern, erschweren für viele Unternehmen in unserer Umfrage das Geschäft mit Russland.

			Potenziale des Russlandgeschäfts

			Um die Potenziale des verpassten Russlandgeschäfts auszuloten, wurden die Unternehmen dazu befragt, inwieweit sie einschätzen, von einer möglichen Aufhebung der Sanktionen gegen Russland oder der russischen Gegensanktionen zukünftig profitieren zu können. Etwa die Hälfte aller Unternehmen schätzen, dass sie von einer Aufhebung der EU-Sanktionen profitieren könnten. Interessanterweise schätzt ebenfalls etwa ein Drittel der Unternehmen, dass sie von einer Aufhebung der russischen Gegensanktionen profitieren würden.

			Abbildung 7 zeigt, dass Unternehmen im Verarbeitenden Gewerbe angeben, am stärksten von einer Aufhebung der Sanktionen profitieren zu können. Knapp die Hälfte der befragten Unternehmen im Verarbeitenden Gewerbe würde von einer Aufhebung der EU-Sanktionen profitieren. Darauf folgt der Handel mit 37%, sonstige Branchen mit 33%, Dienstleistungen mit 28% und das Baugewerbe mit 27% der Firmen. Von einer Aufhebung der russischen Gegensanktionen würden 28% der Firmen im Verarbeitenden Gewerbe profitieren. Im Handel belaufen sich die Zahlen auf etwa ein Viertel der Unternehmen. Dienstleistungsunternehmen geben an, zu 19% von einer Aufhebung der russischen Gegensanktionen zu profitieren.
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			Handelspolitische Themen

			Eine Teilgruppe der Befragten wurde nach ihrer Einschätzung zu russlandbezogenen handelspolitischen Themen befragt. Konkret sollten diese angeben, für wie wichtig sie den Abschluss eines Freihandelsabkommens mit Russland und der Eurasischen Wirtschaftsunion halten und inwieweit ein Baustopp der Nord Stream II Pipeline befürwortet wird. Zu beachten ist, dass die Fallzahlen mit insgesamt 160Antworten aus 196 Befragten für diese beiden Fragen recht gering sind.

			Abbildung 8 zeigt, dass fast drei von vier Managern (72%) einen möglichen zukünftigen Abschluss eines Freihandelsabkommens mit Russland und der eurasischen Wirtschaftsgemeinschaft als positiv bewerten. Eine knappe Minderheit von 48% spricht sich für einen Baustopp der Nord Stream II Pipeline aus. Hier wird deutlich, dass die Absatzpotenziale eines Freihandelsabkommen für die Unternehmen höher zu bewerten sind als kurzfristige politische Signale. 
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			Über die Sektoren hinweg sind die Anteile der Unternehmen relativ nah am gesamten Durchschnitt. Innerhalb des Verarbeitenden Gewerbes findet die Aufhebung der Sanktionen die größte Unterstützung in der Chemie- (83%) und der Elektrobranche (75%). Auch in Bezug auf ein mögliches Freihandelsabkommen sind Firmen im Chemie- und Elektrobereich (100% und 88%) deutlich positiver eingestellt als der Gesamtdurchschnitt. Beim Nord-Stream-II-Projekt gehen die Meinungen stark auseinander: Während sich drei von vier Managern in der Elektrobranche für den Stopp des Projekts aussprechen, liegt der Anteil in der Chemiebranche bei nur einem Drittel. Angesichts der Abhängigkeit der Chemiebranche von Öleinfuhren verwundert dies nicht.

			Manager in den Dienstleistungssektoren sind mit Bezug auf ein Freihandelsabkommen sehr positiv gestimmt. Nur in der IT-Branche (38%) spiegelt sich möglicherweise die Sorge eines kompetitiven Nachteils gegenüber russischen IT-Dienstleistern wider. In Bezug auf einen Stopp des Nord-Stream-II-Pipeline-Projekts gehen die Meinungen ebenfalls auseinander: Manager der Logistik- (70%) und der IT-Branche (63%) sprechen sich mehrheitlich für einen Stopp des Projekts aus, wohingegen die Finanz- und Versicherungsbranche zur Fortsetzung des Projekts tendiert. 

			Insgesamt ist eine erhebliche Variation in den Einstellungen zu den politischen Fragestellungen über die Sektoren hinweg festzustellen. In fast allen untersuchten Gruppen spricht sich die Mehrheit der Befragten für den Abschluss eines Freihandelsabkommens mit Russland und der Eurasischen Wirtschaftsunion aus. In Bezug auf die Sanktionen und die Nord Stream II Pipeline sind die Manager jedoch gespaltener Ansicht, wobei sich jeweils eine knappe Mehrheit für die Aufhebung und gegen einen Baustopp ergibt.

			Schlussfolgerungen 

			Seit dem Jahr 2014 verhängten die Mitgliedstaaten der Europäischen Union verschiedene Wirtschaftssanktionen gegen Russland sowie Sanktionen gegen einzelne russische Staatsbürger. Im Gegenzug erließ Russland seinerseits Sanktionen gegen die Mitgliedstaaten der EU. Für deutsche Unternehmen kann dies eine doppelte Belastung bedeuten, da sie sowohl von Ausfuhrbeschränkungen der EU wie auch von Einfuhrbeschränkungen durch Russland getroffen werden können. Mittels internationaler Handelsdaten finden wir allerdings, dass Russland einseitig von der EU als Zulieferer und als Abnehmer abhängig ist, während Russland für die EU eine untergeordnete Rolle als Handelspartner spielt. Russland importiert aus der EU hauptsächlich komplexe Finalgüter, aber exportiert fast ausschließlich Rohmaterialien (Rohstoffe wie Erdöl und -gas, Bergbau und Metalle).

			Anhand der Ergebnisse einer im Jahr 2020 durchgeführten Befragung deutscher Unternehmen zeigen wir den ökonomischen Effekt der Aufhebung der Sanktionen. Dabei finden wir, dass Unternehmen in wirtschaftsstärkeren Regionen und Regionen mit historischer Bindung an Russland, wie etwa Sachsen, angeben, besonders durch die Sanktionen betroffen zu sein. Zudem ist der Verkauf deutscher Unternehmen nach Russland häufiger von Sanktionen beeinträchtigt als ihre Investitionstätigkeit in Russland. Die Investitionen sind jedoch wiederum häufiger getroffen als der Einkauf von Waren aus Russland. Im Verarbeitenden Gewerbe sind Unternehmen in den Sektoren Maschinenbau, Kfz, Chemie und Elektro und im Dienstleistungssektor Logistik am häufigsten beeinträchtigt. Das größte Hindernis für Unternehmen, sowohl für den Import als auch den Export, stellt der erhöhte bürokratische Aufwand dar. Weitere Belastungen entstehen durch zusätzliche Kontrollen, Handelsverbote und unzureichende Finanzierungsmöglichkeiten. Auch Währungsschwankungen, russlandseitigen Importsubstitutionen, erhöhte Standards, politische und wirtschaftliche Unsicherheit, Vertrauens- und Reputationsverlust, lokale Content-Regeln und erhöhter Wettbewerb aus Drittländern bereiten den deutschen Unternehmen nach eigener Aussage im Zusammenhang mit ihrem Russlandgeschäft deutliche Probleme. Insgesamt belasten die EU-Sanktionen den Handel deutscher Unternehmen am stärksten, so dass es nicht verwundert, dass die Mehrheit der deutschen Firmen angibt, von einer Aufhebung des EU-Sanktionsregimes direkt profitieren zu können. 

			Aus ökonomischer Sicht wäre eine Aufhebung der Sanktionen angesichts der damit verbundenen Kosten sicherlich wünschenswert. Politisch gesehen wäre es allerdings vermutlich das falsche Signal, da damit indirekt die Politik und das Vorgehen Moskaus innenpolitisch als auch auf dem internationalen Parkett seitens der Europäischen Union gebilligt würde.


Endnoten


			
				
					1	Aus Gründen der nationalen Sicherheit werden in den Handelsstatistiken bei Erdgas und -öl die Partnerländer nicht im Detail aufgeführt, stattdessen sind nur aggregierte Zahlen verfügbar. Aus diesem Grund ist eine genaue Differenzierung der russischen Exporte hinsichtlich der Sektoren bzw. Produkte im Rohstoffbereich leider nicht möglich.

				

				
					2	Die Zahlen zum BIP-Wachstum stammen vom Statistischen Bundesamt (Destatis).
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			Nicht alle sind von den wirtschaftlichen Effekten und gesundheitlichen Risiken der Pandemie gleich betroffen. Während einige Berufsgruppen vom Homeoffice und der Digitalisierung profitieren, arbeiten andere immer noch im engen Kontakt mit größeren Menschengruppen. Auch bei den wirtschaftlichen Auswirkungen gibt es Unterschiede. Im Mai befanden sich 7,3 Millionen Beschäftigte in Deutschland in Kurzarbeit (ifo Institut 2020a). Im November lag der Anteil der Firmen mit Kurzarbeit in der Hotelbranche bei 91% und in der Gastronomie bei knapp 72%, während das Baugewerbe mit 9% weniger vom aktuellen Lockdown betroffen scheint (ifo Institut 2020b). 

			Die wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie nach Branchen 

			Die Internationale Arbeitsorganisation (International Labour Organization ILO) gibt eine Übersicht des Effekts der Pandemie auf die gesamtwirtschaftliche Leistung nach Branchen und definiert, welche Branchen stark, weniger stark oder leicht von der Pandemie betroffen sind (ILO 2020a). Tabelle 1 zeigt diese Klassifizierung.1



			Wenn man das Produktionsvolumen nach Branchen unterteilt betrachtet, zeigt sich, dass es einen starken Produktionsabfall im Verarbeitenden Gewerbe und im Handel und Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen gab (vgl. Abb. 1).

Tab. 1


				
					
					
				
				
					
							
							Effekt der Pandemie auf die wirtschaftliche Leistung nach Branchen

						
					

					
							
							Branche (nach ISIC Rev.4)

						
							
							Effekt

						
					

					
							
							Handel; Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeuge

						
							
							hoch

						
					

					
							
							Verarbeitendes Gewerbe/Herstellung von Ware

						
							
							hoch

						
					

					
							
							Grundstücks- und Wohnungswesen

						
							
							hoch

						
					

					
							
							Gastgewerbe/Beherbergung und Gastronomie

						
							
							hoch

						
					

					
							
							Verkehr und Lagerei

						
							
							mittel bis hoch

						
					

					
							
							Kunst, Unterhaltung und Erholung

						
							
							mittel bis hoch

						
					

					
							
							Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erde

						
							
							mittel

						
					

					
							
							Erbringung von Finanz- und Versicherungsdienstleistungen

						
							
							mittel

						
					

					
							
							Baugewerbe/Bau

						
							
							mittel

						
					

					
							
							Land- und Forstwirtschaft, Fischerei

						
							
							leicht bis mittel

						
					

					
							
							Energie- und Wasserversorgung 

						
							
							leicht

						
					

					
							
							Öffentliche Verwaltung, Verteidigung; Sozialversicherung

						
							
							leicht

						
					

					
							
							Gesundheits- und Sozialwesen

						
							
							leicht

						
					

					
							
							Bildung

						
							
							leicht

						
					

					
							
							Quelle: ILO (2020).
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			Besonders hart wurde die Gastronomie und das Gastgewerbe getroffen, wie in Abbildung 2 ersichtlich ist. Im April 2020 gab es dort einen Umsatzrückgang von knapp 75% im Vergleich zum Vorjahreszeitraum. Im Oktober 2020 lag dieser bei knapp 29%. 
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			Die Möglichkeiten des »Social Distancing« nach Branchen

			Eine alternative Definition der Auswirkungen von Covid-19 nach Branchen bietet das Europäische Zentrum für die Förderung der Berufsbildung (CDEFOP). Hierbei wird der Effekt der Pandemie auf Basis eines »Social-Distancing«-Risiko-Index definiert (CEDEFOP 2020)2 (vgl. Tab. 2). 


Tab. 2


				
					
					
				
				
					
							

							Potenzielle Gefährdung durch Covid-19

						
					

					
							
							Branche (nach ISIC Rev.4)

						
							
							Effekt

						
					

					
							
							Gastgewerbe/Beherbergung und Gastronomie

						
							
							hoch

						
					

					
							
							Handel; Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeuge

						
							
							hoch

						
					

					
							
							Gesundheits- und Sozialwesen, Bildung

						
							
							mittel bis hoch

						
					

					
							
							Land- und Forstwirtschaft, Fischerei

						
							
							mittel bis hoch 

						
					

					
							
							Verkehr und Lagerei

						
							
							mittel bis hoch

						
					

					
							
							Kunst, Unterhaltung und Erholung

						
							
							mittel bis hoch 

						
					

					
							
							Erbringung von Finanz- und Versicherungsdienstleistungen

						
							
							leicht bis mittel

						
					

					
							
							Wasserversorgung; Abwasser- und Abfallentsorgung

						
							
							leicht bis mittel

						
					

					
							
							Öffentliche Verwaltung, Verteidigung; Sozialversicherung

						
							
							leicht bis mittel

						
					

					
							
							Baugewerbe/Bau

						
							
							leicht bis mittel

						
					

					
							
							Verarbeitendes Gewerbe/Herstellung von Ware

						
							
							leicht bis mittel

						
					

					
							
							Energieversorgung

						
							
							leicht 

						
					

					
							
							Freiberufliche, wissenschaftliche und technische Dienstleistung

						
							
							leicht

						
					

					
							
							Information und Kommunikation

						
							
							leicht 

						
					

					
							
							Quelle: CEDEFOP (2020).

						
					

				
			

			Der Effekt der Pandemie auf demografische Gruppen

			Ein großer Anteil von Frauen arbeitet in Branchen, die stark von der Pandemie betroffen sind. Wie in Abbildung 3 zu erkennen ist, arbeiten 24% der angestellten Frauen im Gesundheits- und Sozialwesen und 12% im Bildungswesen. In beiden Sektoren herrscht ein erhöhtes Risiko, dem Virus ausgesetzt zu sein. 13% arbeiten im Handel und Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeug, der einen starken Rückgang im Produktionsvolumen zu verzeichnen hatte (vgl. Abb. 1). 12% arbeiten im Verarbeitenden Gewerbe, das ebenfalls stark von der Pandemie betroffen ist. Im Gegensatz dazu arbeitet der Großteil der Männer im Verarbeitenden Gewerbe, das im Frühjahr ebenso einen starken Produktionsrückgang zu verzeichnen hatte. 
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			Die Pandemie stellt die Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau auf die Probe

			In Branchen, die frauendominiert sind, kann »Social Distancing« schlechter implementiert werden. Während der Frauenanteil im Gesundheits- und Sozialwesen 73% beträgt und im Bildungswesen 66%, beträgt er in der Informations- und Kommunikationsbranche nur 26%.3 Auch die von der Pandemie stark getroffene Branche des Gastgewerbes und der Gastronomie verzeichnet mit 55% einen erhöhten Frauenanteil. Das gleiche gilt für den Handel, der einen starken Effekt der Pandemie zu verzeichnen hat. Am geringsten ist der Frauenanteil im Baugewerbe (14%) und im Berg­bau (12%). 

			Der Frauenanteil beträgt fast 100% im Bereich der privaten Haushalte, in dem Waren und Dienstleistungen für den Eigenbedarf hergestellt werden. Die Belastung in diesem Bereich dürfte sich durch die Pandemie für Frauen erhöht haben, insbesondere aufgrund der Kinderbetreuung (IAB 2020b). Auch die ILO findet, dass sich vor allem die Schließung von Kinderbetreuungsstätten, wie Kindergärten, Schulen und Tagesstätten, disproportional auf Frauen auswirkt. In einer Onlinebefragung in der EU geben 10,6% aller Frauen zwischen 35 und 49 an, dass sie sich aufgrund der Kinderbetreuung nicht mehr auf ihre Arbeit konzentrieren können, verglichen mit 6,7% der befragten Männer (ILO 2020b).

			Migranten und Geflüchtete

			Geflüchtete arbeiten in stark betroffenen Branchen. Abbildung 4 zeigt, dass Geflüchtete, die zwischen 2013 und 2016 in Deutschland angekommen sind, hauptsächlich in den von der Pandemie stark betroffenen Branchen arbeiten. Die Mehrheit von Geflüchteten arbeitet im Verarbeitenden Gewerbe, gefolgt vom Gastgewerbe und der Gastronomie sowie dem Handel. An vierter Stelle steht das Baugewerbe, gefolgt vom Gesundheits- und Sozialwesen. 
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			Ein Großteil der Migrant*innen der ersten Generation arbeitet im Gesundheits- und Sozialwesen. Auch für Migrant*innen der ersten Generation ist das Verarbeitende Gewerbe der Hauptarbeitgeber. Der zweitgrößte Arbeitgeber ist für Migrant*innen das Gesundheits- und Sozialwesen, gefolgt vom Handel und dem Bildungswesen. Auch im Gastgewerbe arbeiten ein großer Teil der Migrant*innen. Sie arbeiten daher also ebenso vermehrt in Sektoren, die von der ILO als stark betroffen klassifiziert werden oder in denen es erschwerte Bedingungen zum »Social Distancing« gibt. Basierend auf dem Sozio-oekonomischen Panel lag der Anteil von Migrant*innen im Gastgewerbe und der Gastronomie 2018 bei 27%, in Verkehr und Lagerei bei 16% und im Gesundheits- und Sozialwesen sowie im Verarbeitenden Gewerbe bei 15%.4 Im Handel und Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen beträgt er 13%. Am niedrigsten ist der Anteil in der öffentlichen Verwaltung (4%), dem Bergbau (5%) und dem Grundstücks- und Wohnungswesen (6%).
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			Bildungsstand

			Auch in der Beschäftigungsstruktur der Bevölkerung mit verschiedenen Bildungsständen (niedrig, mittel, hoch) lassen sich Unterschiede erkennen (vgl. Abb. 6). Der Großteil der Beschäftigten mit niedrigem Bildungsstand arbeitet im Verarbeitenden Gewerbe (26%), im Handel und Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen (15%), im Gesundheits- und Sozialwesen (13%) und im Baugewerbe (9%) sowie dem Verkehr und der Lagerei (8%). Beschäftigte mit hohem Bildungsstand arbeiten dahingegen hauptsächlich im Bildungswesen (19%), im Verarbeitenden Gewerbe (16%) und im Gesundheits- und Sozialwesen (13%). 10% der Beschäftigten mit hohem Bildungsstand arbeitet in freiberuflichen, wissenschaftlichen und technischen Dienstleistungen, die von der Pandemie kaum betroffen sind. 
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			Fazit

			Basierend auf der unterschiedlichen Betroffenheit der Branchen und der divergierenden Beschäftigungsstruktur verschiedener demografischer Gruppen in Deutschland, kann Folgendes abgeleitet werden: 

			
					Frauen arbeiten vermehrt in Branchen, in denen »Social Distancing« nur schwer implementiert werden kann. Sie könnten deshalb dem Risiko einer Covid-19-Erkrankung vermehrt ausgesetzt sein. 

					Die Pandemie könnte sich sowohl aufgrund einer erhöhten Belastung von Frauen zu Hause als auch einer Konzentration in Branchen mit hohen negativen wirtschaftlichen Effekten durch Covid-19 langfristig auf die Gleichstellung der Geschlechter auswirken. 

					Die Pandemie könnte zu Einkommenseinbußen und einer langfristigen Verschlechterung der Perspektiven für geflüchtete Menschen in Deutschland führen. 

					Die sozioökonomische Kluft zwischen Migrant*innen und Nicht-Migrant*innen in Deutschland könnte sich durch die Pandemie langfristig verschärfen. 
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Endnoten


			
				
					1	Die Klassifizierung beruht dabei auf drei Indikatoren: einem Index der weltweiten Produktion von Firmen, Investitionen in Sachanlagen sowie inländischem als auch ausländischem Handel und Konjunktur­erwartungen. 

				

				
					2	Der Index kategorisiert Jobs, basierend auf ihrem Level der körperlichen Nähe zu anderen Personen und ihrer »digitalen Intensität«. 

				

				
					3	Basierend auf eigenen Berechnungen der Daten des Sozio-oekonomischen Panels von 2018. Die Daten sind stichprobengewichtet.  

				

				
					4	Basierend auf eigenen Berechnungen. Die Angaben sind stichprobengewichtet. 
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			Am ersten Tag eröffnete Prof. Dr. Dr. h.c. Clemens Fuest, Präsident des ifo Instituts, die Veranstaltung mit einem Vortrag zu den gesamtwirtschaftlichen Implikationen der Corona-Pandemie. Das Ausmaß der derzeitigen Rezession übertrifft den wirtschaftlichen Einbruch während der Finanzkrise 2008/2009. Unterschiedliche Branchen und Regionen sind allerdings unterschiedlich stark betroffen. Prof. Fuest diskutierte sowohl verschiedene Maßnahmen und Strategien zum Umgang mit der Pandemie als auch langfristige Folgen der Covid-19-Pandemie auf Wirtschaft und Sozialstaat.1 

			Den zweiten Veranstaltungstag leitete Prof. Dr. Oliver Falck, Leiter des ifo Zentrums für Industrieökonomik und neue Technologien, mit seinem Vortrag »Deutschlands Potenzial für Homeoffice und die Implikationen für eine Zeit nach Corona« ein. Eine Untersuchung von Falck et al. zeigt, dass Homeoffice in der Covid-19-Pandemie und den damit verbundenen Maßgaben zum Social Distancing eine zentrale Rolle spielt: Regionen mit einem höheren Homeofficepotenzial weisen geringere Infektionszahlen auf. Etwa 56% aller Beschäftigten in Deutschland haben prinzipiell die Möglichkeit, im Homeoffice zu arbeiten, allerdings wurde vor der Covid-19-Pandemie weniger als die Hälfte dieses Potenzials ausgeschöpft. Der pandemiebedingte Homeofficeboom wird voraussichtlich nachhaltige Auswirkung auf die Organisation von Arbeit haben, allerdings ist davon auszugehen, dass sowohl Betriebe als auch Beschäftigte eine hybride Arbeitsform zwischen Homeoffice und Präsenzarbeit bevorzugen werden.2

			Neben diesen gesamtwirtschaftlichen Implikationen der Covid-19-Pandemie beschäftigt sich das ifo Zentrum für Industrieökonomik und neue Technologien mit den branchenspezifischen Auswirkungen der Pandemie und den damit verbundenen Einschränkungen. So sind etwa Gastronomie und Tourismus in einem ganz anderen Maße von den Lockdown-Maßnahmen betroffen als etwa die Industrie und gar der E-Commerce. Daher hat das ifo Zentrum bereits im Frühjahr 2020 den Branchenatlas ins Leben gerufen, verfügbar unter https://www.ifo.de/branchenatlas. Dar­in werden laufend für 25 Branchen die strukturellen Eigenschaften und verschiedene Entwicklungsindikatoren dargestellt.

			Auf den Covid-19-bedingten Entwicklungen lag in diesem Jahr auch der Fokus in den vier Branchenforen zu Industrie, Handel, Bauwirtschaft und Dienstleistungen. Die Foren wurden von den ifo-Expert*innen mit jeweils einem kurzen konjunkturellen Überblick eröffnet. Es folgten kurze Statements der Referent*innen. Die anschließenden Fragen und Kommentare, die die Teilnehmer*innen über die Online-Plattform stellen konnten, regten auch im diesjährigen virtuellen Format lebhafte Diskussionen an. 

			Auf den nachfolgenden Seiten finden sich Beiträge zu den Branchenforen, die die konjunkturelle Lage und Aussichten in der Branche aufzeigen und die spezifischen Implikationen der Covid-19-Pandemie für die jeweilige Branche diskutieren. Alle Materialien und Vorträge zum Branchen-Dialog 2020 sind unter https://www.ifo.de/branchen-dialog/2020 abrufbar.


Endnoten


			
				
					1	Vgl. hierzu auch Clemens Fuest, Wie wir unsere Wirtschaft retten– der Weg aus der Coronakrise, Aufbau Verlag, Berlin 2020.

				

				
					2	Jean-Victor Alipour, Oliver Falck, Alexandra Mergener und Simone Schüller, »Wiring the Labor Market Revisited: Working from Home in the Digital Age«, CESifo Forum 21(3), 2020, S. 10–14; Jean-Victor Alipour, Oliver Falck und Simone Schüller, »Homeoffice während der Pandemie und die Implikationen für eine Zeit nach der Krise«, ifoSchnelldienst 73(7), 2020, S. 30–36.
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			Deutschland ist stärker als andere europäische Länder in internationale Lieferketten eingebunden und daher in besonderem Maße von den Entwicklungen des globalen Handels betroffen. Die Schlüsselbranchen Maschinenbau und Automobilindustrie generieren etwa zwei Drittel ihres Umsatzes im Ausland. Gleichzeitig basieren ihre Produkte auf Vorleistungen spezialisierter Zulieferer aus aller Welt. Insgesamt finden 17% der deutschen Wertschöpfung über globale Wertschöpfungsketten statt (vgl. Flach et al. 2020; Kolev und Obst 2020) Selbst in anderen Knotenpunkten internationaler Lieferketten, wie den USA oder China, ist die Verflechtung geringer (vgl. Abb. 1).
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			Verwerfungen im globalen Handel treffen Deutschland besonders hart

			Flach und Steininger (2020) haben die Effekte der Corona-Pandemie unter Berücksichtigung der Rolle internationaler Lieferketten analysiert. Ihren Daten zufolge verzeichnete Deutschland einen Rückgang des Realeinkommens von 9%. Hierbei ist zu beachten, dass diese Zahlen nur den Effekt der ersten Welle widerspiegeln. Um besser zeigen zu können, welchen Einfluss die globalen Produktionsnetzwerke haben, wurden die Realeinkommensveränderungen in einen direkten Produktionseffekt des Corona-Schocks und einen indirekten Effekt, den ein Land durch die Einbettung in globale Lieferketten erlebt, zerlegt. Demnach ist etwa ein Drittel des Rückgangs des Realeinkommens in Deutschland auf indirekte Effekte, wie den Rückgang des Handelsvolumens und die Erhöhung der Kosten für Zwischengüter, zurückzuführen.

			Die Auswirkungen von Covid-19 sind in Deutschland sehr heterogen. Mit einem Rückgang des realen Einkommens um 59 Mrd. Euro in Nordrhein-Westfalen und 49 Mrd. Euro in Bayern sind die beiden Bundesländer am stärksten betroffen, während das Saarland (3 Mrd. Euro) und Bremen (2Mrd. Euro) die geringsten Einbußen erleiden. Die Unterschiede sind größtenteils auf die verschiedenen Industriestrukturen zurückzuführen. So lässt die große Bedeutung des Automobilsektors in Bayern sowohl die direkten Effekte des Lockdown als auch die Störung der Lieferketten stärker zu Buche schlagen. Das Verarbeitende Gewerbe ist prozentual am stärksten von Wertschöpfungsverlusten betroffen, darunter primär die Automobil- und Pharmaindustrie mit Rückgängen von 10,7% und 11,3%. Im Maschinenbau sind ebenfalls große Einbußen zu erkennen. Allgemein verzeichnen stärker in globale Netzwerke integrierte Bundesländer größere negative Auswirkungen.

			Automobilindustrie: Probleme auf Angebots- und Nachfrageseite 

			Die Automobilindustrie gehört zu den wichtigsten Branchen der deutschen Wirtschaft. Sie beschäftigt rund 951 000 Personen und trägt zu etwa 20% der gesamten Bruttowertschöpfung des Verarbeitenden Gewerbes bei. Rechnet man die indirekten Effekte hinzu, sind die Werte noch deutlich höher. Gleichzeitig ist die Branche sehr international ausgerichtet. Zwei Drittel des gesamten Umsatzes werden im Ausland erwirtschaftet, und rund 75% der deutschen Produktion ist für den Export bestimmt. Wichtigste Absatzmärkte sind China, die USA und Großbritannien. Die Branche ist wie kaum eine andere in komplexe globale Lieferketten eingebunden. Ein Drittel der Vorleistungsgüter stammt dabei aus europäischen Nachbarländern, vor allem Polen, Tschechien, Italien und Frankreich (vgl. ifo Institut 2020). 

			Entsprechend stark waren die Auswirkungen der ersten Pandemiewelle zu spüren. Im April 2020 sank die Produktion um ca. 97%. Die erste Welle war ein enormer Stresstest für die Lieferketten der Branche. Geschlossene Grenzen ebenso wie die verzögerte Abfertigung von Waren aus den Nachbarländern ließen die Just-in-Time-Produktion ins Stottern geraten. Die in manchen Fällen bestehende Abhängigkeit von einzelnen Zulieferern stellte sich hier als Nachteil heraus. Diese stellen beispielsweise speziell für einzelne Modellreihen gefertigte Teile her, wodurch ein Ausweichen auf andere Produzenten nicht ohne weiteres möglich war. Nach den ersten Lockerungen der CoronaMaßnahmen verzögerte sich in Deutschland zudem die Wiederaufnahme der Produktion. Grund dafür war das unkoordinierte Anlaufen der Wertschöpfungskette. Sie basiert darauf, dass die Produktion in verschiedenen Ländern parallel oder bei manchen Zulieferern mit einem gewissen Vorlauf gestartet werden muss, was durch das unterschiedliche Infektionsgeschehen behindert wurde (vgl. Bardt 2020).

			Lieferkettenprobleme wurden von Branchenvertretern jedoch nur zum Teil als Grund für den Stillstand der Autoindustrie gesehen. Zwar machte das asynchrone Hochfahren der Produktion entlang der Wertschöpfungskette Probleme, ein zentraler Faktor sei aber die dramatische Absatzschwäche gewesen. Denn durch die Ausgangsbeschränkungen in vielen Ländern und die große Unsicherheit für die Verbraucher herrschte auf dem europäischen Pkw-Markt vorübergehend Stillstand. Am dramatischsten waren die Einbußen in Italien und dem Vereinigten Königreich, dort sanken die Absätze zeitweise um 99%. Aber auch in Deutschland hinterließen die geschlossenen Autohäuser ihre Spuren und sorgten im April für einen Produktionsrückgang von ca. 97%.

			Chinesischer Markt wird zur Stütze in der Krise

			Auf der anderen Seite zeigte die globale Vernetzung hier auch ihre Vorteile. Die Industrie konnte auf ein weltweites Zulieferernetzwerk zurückgreifen, was die Substitution von Produkten erleichterte. Zudem hat die Autoindustrie aufgrund ihrer komplexen Lieferbeziehungen Erfahrung im Umgang mit Störungen der Lieferkette. Risikomanagement und Lieferkettenmonitoring gehören bei den Autokonzernen zum Tagesgeschäft. Auf der Absatzseite war die internationale Diversifizierung ebenfalls vorteilhaft. So lief der Verkauf von Fahrzeugen in China bereits wieder, als in Deutschland noch strenge Lockdown-Maßnahmen galten. Die schnelle Erholung der chinesischen Wirtschaft erzeugte so wichtige Wachstumsimpulse für die deutsche Automobilindustrie. Dies war unter anderem möglich, da die Produktion für zentrale Auslandsmärkte zum Teil auch vor Ort stattfindet. Im Fall Chinas konnte die Arbeit so schon früher als in Europa und den USA wieder aufgenommen werden.

			Nach dem Ende des Shutdown konnte sich die Automobilindustrie relativ schnell erholen, was auch daran lag, dass in der relativ automatisierten Produktion die Anforderungen des Infektionsschutzes recht gut eingehalten werden konnten. Ferner waren die Firmen in der Lage, den Konjunktureinbruch mit Kurzarbeit in nie gekanntem Ausmaß abzufedern. Die staatlich bezuschussten Prämienprogramme beim Kauf von E-Autos und Plug-in-Hybriden sorgten für zusätzliche Kaufanreize. Im November lagen die Neuzulassungen nur noch 3% unter dem Vorjahresniveau (vgl. Abb. 2). Dennoch wird die Produktion 2020 wohl auf die niedrigste Stückzahl seit 1975 absinken. Mittelfristig hängt die Entwicklung der Branche vom weiteren Pandemieverlauf und der Erholung der Kfz-Nachfrage ab. Hier stellt sich die Frage, ob die Kunden ihren Konsum zügig nachholen oder größere Anschaffungen wie einen Autokauf angesichts der gebremsten konjunkturellen Erholung zurückstellen werden (vgl. ifo Institut 2020).
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			Alles in allem sind in der Automobilindustrie keine Tendenzen einer größeren Rückverlagerung der Produktion nach Deutschland zu erkennen. Zwar hat die erste Corona-Welle mögliche Schwachstellen in den Wertschöpfungsketten aufgedeckt und die Bedeutung von gutem Lieferkettenmanagement verdeutlicht. Spezialisierungsverluste und Kostensteigerungen dürften die Branche aber davon abhalten, Lieferketten im großen Stil nach Deutschland zurückzuholen. Eher scheint es plausibel, dass künftig vermehrt darauf geachtet wird, redundante Lieferantennetzwerke aufzubauen, um in Krisensituationen wie einer Pandemie oder einem Handelsembargo den Warenfluss leichter aufrechterhalten zu können. Die datengestützte Prognostik zur Vorhersage von Lieferproblemen dürfte ebenfalls an Bedeutung gewinnen. Perspektivisch rechnen die deutschen Hersteller damit, noch weitere Auslandsmärkte zu erschließen, beispielsweise Indien. 

			Grenzübergreifende Wirtschaftsaktivitäten besonders für KMU erschwert

			Die Folgen der Pandemie waren aber nicht nur in der Automobilindustrie, sondern in allen Sparten des Verarbeitenden Gewerbes zu spüren. Hierzu gehören viele kleine und mittlere Unternehmen, denen tendenziell geringere personelle und materielle Ressourcen für das Krisenmanagement zur Verfügung stehen. Nach Angaben der IHK für München und Oberbayern gehörten bei den Mitgliedsunternehmen im Frühjahr2020 Nachfragen zu Grenzschließungen sowie Ein- und Ausreisebestimmungen zu den häufigsten Anliegen. Unklarheiten über Quarantänebestimmungen erschwerten die Betriebsabläufe. Gerade bei kleineren Betrieben führten Corona-bedingte Stillstände zu Liquiditätsengpässen, die umfangreiche Kosteneinsparungen nötig machten. Auch noch ein halbes Jahr nach dem Beginn des ersten Lockdown berichteten im September 23% der KMU aus dem Verarbeitenden Gewerbe in einer Sonderbefragung der KfW über Störungen der Lieferkette. Hier zeigt sich wieder die stärkere internationale Verzahnung des Wirtschaftszweiges. Trotz der weitgehenden Wiederherstellung des freien Warenverkehrs in der EU bestehen außerhalb Europas noch immer restriktive Maßnahmen wie Grenzschließungen. Dies könnte erklären, warum auch überdurchschnittlich viele KMU des Verarbeitenden Gewerbes eine Verkleinerung ihres Absatzgebietes meldeten (16% im Vergleich zum gesamten Mittelstand 12%) (vgl. KfW Research 2020).

			Corona lässt regionale Märkte attraktiver erscheinen

			Der Schock hat bei vielen KMU zu einer kritischen Prüfung der eigenen Lieferketten geführt. Einige Unternehmen wollen nun verstärkt auf Nearshoring setzen. Dabei wird die Produktion in Nachbarländer, z. B. nach Osteuropa, ausgelagert, um Lohnkosten zu sparen. Im Vergleich zur Beschaffung aus Asien verkürzen sich so die Lieferketten, wovon sich die Unternehmen eine höhere Resilienz gegenüber externen Schocks versprechen. Allgemein gewinnen regionale Liefernetzwerke, die um die jeweilige Absatzregion aufgebaut werden, an Bedeutung. Jedoch gehen diese Maßnahmen mit dem potenziellen Verlust von Kostenvorteilen und Know-how einher. (vgl. Abb. 3)
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			Auf der Absatzseite hat Covid-19 ebenfalls zu einem Umdenken geführt. Angesichts der Krise wollen sich deutlich mehr Unternehmen auf die Eurozone konzentrieren. In diesem Kontext gewinnen Themen wie der Dienstleistungsexport an Bedeutung. Denn im Verarbeitenden Gewerbe werden Value Added Services, also Zusatzdienstleistungen, die über die Herstellung von Produkten hinausgehen, immer wichtiger. Dazu zählen beispielsweise Leistungen wie Datenanalyse oder Beratung. Diese lassen sich häufig digital und damit leichter grenzübergreifend anbieten. Seit Jahren wächst der Dienstleistungshandel schneller als der Güterhandel, und Corona hat diesen Trend nochmals verstärkt (vgl. Flach und Braml 2020). Bürokratische Auflagen und Unterschiede beim Steuerrecht sind nach einer IHK-Studie die größten Hindernisse für Firmen, die Dienstleistungen grenzübergreifend in der EU anbieten möchten (vgl. IHK 2016). 

			Offen bleibt, ob die Regionalisierungspläne in die Tat umgesetzt werden. Denn die wirtschaftlichen Folgen der Krise haben die Eigenkapitalpolster der Unternehmen geschmälert, nicht wenige KMU mussten Kredite aufnehmen, um Liquiditätsengpässe zu überbrücken. Entsprechend ist auch die Investitionsbereitschaft zurückgegangen. 48% der KMU wollen Investitionsvorhaben aufgeben oder verschieben (vgl. KfW 2020). Die mit dem Nearshoring verbundenen Kosten, wie dem Aufbau neuer Lieferantenbeziehungen oder der Verlagerung von Produktionsstandorten, dürften einer großflächigen Umgestaltung der Lieferketten entgegenstehen. Es erscheint eher realistisch, dass die Unternehmen ihre Lagerhaltung vergrößern und ihre Lieferbeziehungen bei kritischen Vorprodukten diversifizieren. Corona dürfte zudem den Dienstleistungshandel im KMU-Bereich ankurbeln. In Kombination mit einem Bedeutungszuwachs digitaler Absatzkanäle könnten künftig noch mehr Unternehmen aus dem Verarbeitenden Gewerbe Serviceleistungen weltweit anbieten.

			Keine Umkehr der Globalisierung

			Kurzfristig sorgte die Pandemie tatsächlich für große Verwerfungen in den globalen Lieferketten, deren negative Auswirkungen in der Automobilindustrie wahrscheinlich am auffälligsten zu Tage traten. Besonders das geleichzeitige Wegbrechen von Angebot und Nachfrage setzte viele Unternehmen enorm unter Druck und führte zu vorübergehenden Umstrukturierungen von Lieferketten- und Absatzkanälen. Angesichts der Krise wollen nun einige Unternehmen verstärkt auf Nearshoring setzen und auch ihren Absatz stärker auf Europa fokussieren. Hierbei handelt es sich um einen Trend, der bereits vor Corona bestand und durch die Pandemie verstärkt wurde (vgl. Flach et al. 2020). Mittelfristig erscheint ein Zurückdrehen der Globalisierung im großen Umfang aber aus mehreren Gründen unwahrscheinlich. Zum einen würde eine Rückverlagerung zum Verlust von Spezialisierung, einer geringeren Produktvielfalt und dem Wegfall komparativer Kostenvorteile führen.

			Zum anderen führt geografische Nähe nicht unbedingt zu mehr Versorgungssicherheit, da externe Schocks ebenso lokal auftreten können und in einem solchen Fall diversifizierte Lieferketten vorteilhafter sind (vgl. Felbermayr und Görg 2020). Dies gilt auch für die Absatzmärkte. Daneben ist die Verkürzung der Lieferkette mit größeren Investitionen, etwa für die Verlagerung von Produktionsstandorten, verbunden. Angesichts krisenbedingter Liquiditätsengpässe und Investitionszurückhaltung dürfte dies für viele Unternehmen momentan keine Option sein. Stattdessen sind eine vergrößerte Lagerhaltung und eine Diversifizierung der Zulieferer bei kritischen Vorprodukten zu erwarten. Letzteres würde zu einer Vergrößerung der Liefernetzwerke und damit eher zur Vertiefung der Globalisierung beitragen. Ein weiterer Treiber der internationalen Verflechtung ist der Dienstleistungshandel, der durch Corona nochmals an Bedeutung gewonnen hat. Denn zusätzliche Dienstleistungen sind leichter ortsunabhängig anzubieten, wodurch auch neue Formen der globalen Arbeitsteilung möglich werden. Alles in allem wird die Coronakrise die Globalisierung nicht umkehren, vielmehr werden Firmen ihr Lieferkettenmanagement anpassen und dabei manche Liefernetzwerke neu ausrichten. Von größerer Relevanz für die weitere Entwicklung des Welthandels ist die Politik. Hier könnte mit dem neuen US-Präsidenten der Multilateralismus wieder an Bedeutung gewinnen. Jedoch werden Handelsbarrieren und Protektionismus nicht von heute auf morgen verschwinden.

			Literatur

			Bardt, H. (2020), »Corona in der Automobilen Lieferkette«, IW-Kurzbericht Nr. 77, verfügbar unter: https://www.iwkoeln.de/studien/iwkurzberichte/beitrag/hubertus-bardt-corona-in-der-automobilenlieferkette-472918.html.

			Deutsche Außenhandelskammern (2020), »AHK World Business Outlook Sonderfrage zu den COVID-19 Auswirkungen«, verfügbar unter: https://www.dihk.de/resource/blob/26876/0a0b69c379604a5ecb9180e17a0a0d5e/ahk-world-business-outlookspecial-survey-2020-covid-19-data.pdf. 

			Felbermayr, G. und H. Görg (2020), »Die Folgen von Covid-19 für die Globalisierung«, Perspektiven der Wirtschaftspolitik 21(3), 263–272.

			Flach, L., R. Aichele und M. Braml (2020), »Status quo und Zukunft globaler Lieferketten«, ifo Schnelldienst 73(5), 16–22.

			Flach, L. und M. Braml (2020), »Bedeutet Corona das Ende der Globalisierung?«, verfügbar unter: https://www.bpb.de/politik/wirtschaft/schuldenkrise/318378/bedeutet-corona-das-ende-der-globalisierung. 

			Flach, L. und M. Steininger (2020), »Globalisierung nach Covid-19: Die Folgen der Pandemie für die deutsche Wirtschaft«, ifo Schnelldienst 73(7), 17–23.

			ifo Institut (2020), »Branchenatlas«, verfügbar unter: https://www.ifo.de/branchenatlas/.

			KfW Research (2020), »KfW-Mittelstandspanel. Corona-Pandemie trübt Erwartungen für 2020 – Mittelstand vor der Krise auf solidem Fundament«, verfügbar unter: https://www.kfw.de/PDF/Download-Center/Konzernthemen/Research/PDF-Dokumente-KfW-Mittelstandspanel/KfW-Mittelstandspanel-2020.pdf.

			Kolev, G. und T. Obst (2020), »Die Abhängigkeit der deutschen Wirtschaft von internationalen Lieferketten«, IW-Report Nr. 16, verfügbar unter: https://www.iwkoeln.de/studien/iw-reports/beitrag/galina-kolevthomas-obst-die-abhaengigkeit-der-deutschen-wirtschaft-voninternationalen-lieferketten.html.




		





		
			Ludwig Dorffmeister

			Gebremste Bautätigkeit und veränderte Gebäudenutzung



			
                [image: ]
			






		
			Die deutsche Bauwirtschaft hat die Folgen der Coronakrise bislang gut gemeistert und steht derzeit erheblich besser da als viele andere Wirtschaftszweige. 

			Bedeutung der Baubehinderungen hielt sich insgesamt in Grenzen

			Verschiedene kurzfristig organisierte »Blitzbefragungen« von Verbandsseite deuteten anfangs darauf hin, dass sich die diversen Einschränkungen sowie eine ängstliche Zurückhaltung von Privatkunden spürbar negativ auf Auftragslage und weiteren Geschäftsverlauf auswirken könnten. Die zeitnahen Ergebnisse der ifoKonjunkturumfrage für das Bauhauptgewerbe und später die Auswertungen der amtlichen Branchenerhebungen offenbarten dann aber lediglich moderate Einbußen. Teilweise waren diese nur vorübergehender Natur, und teilweise ergaben sich für einzelne Teilbereiche inmitten der Krise sogar Leistungsausweitungen.  

			Zu den zentralen Ergebnissen der ifo-Befragung zählt die anscheinend überschaubare Bedeutung von Baubehinderungen, die auf Materialengpässe und Auftragsstornierungen zurückgehen (vgl. Abb.1). Einen weitaus größeren Ausschlag wiesen dagegen die Meldungen hinsichtlich »sonstiger Ursachen«, jenseits der weiteren Fragekategorien zu Auftrags- und Arbeitskräftemangel, Finanzierungsengpässen und ungünstiger Witterung auf. Eine eigene Abfrage der Bauverbände legt nahe, dass sich hinter dieser Kategorie Probleme, wie der stark erhöhte Organisationsaufwand wegen strenger Gesundheitsschutz- und Hygienemaßnahmen, verbergen. Auch spielten unter anderem Personalengpässe aufgrund der Grenzschließungen, hohe Krankenstände sowie die eingeschränkte Kommunikation mit Auftraggebern und Behörden eine Rolle. Daneben kam es auch zu vereinzelten Baustellenschließungen, wobei hier die Bauunternehmen bzw. Handwerksfirmen hierzulande glimpflich davongekommen sind. Zumeist konnte –wenn auch mit kleineren Einschränkungen – weitergearbeitet werden. In zahlreichen anderen europäischen Ländern wurde dagegen ein Großteil der Baustellen wochenlang geschlossen, und die Betriebe stellten im Extremfall aus Infektionsschutzgründen bzw. wegen amtlicher Vorgaben sogar vorübergehend ihre Arbeit ein. Die Folgen sind erhebliche Einbußen der Bauleistung für das Jahr2020 in den meisten südeuropäischen Ländern sowie auf den britischen Inseln.
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			Wirtschaftliche Folgen als größte Herausforderung

			Hierzulande nahmen die Behinderungen im Zeitverlauf merklich ab, und die Baufirmen arrangierten sich immer besser mit den neuen Gegebenheiten. Vor diesem Hintergrund dürften die Bauaktivitäten im zweiten Quartal 2020 nur in überschaubarem Maße gebremst worden sein – laut amtlichen Berechnungen nahmen die Bauinvestitionen sogar moderat zu. Zudem dürften im Zuge des Abklingens der verschiedenen Einschränkungen die zuvor entstandenen Bauverzögerungen im weiteren Verlauf zum Teil wieder aufgeholt worden sein. Der direkte Effekt des ersten Lockdown und der Grenzschließungen dürfte sich in Grenzen gehalten haben. Die vorliegenden Umsatzdaten zeichnen ein relativ günstiges Bild. Gleichwohl gilt es zu bedenken, dass im Rahmen der Berechnungen der Bauinvestitionen noch nicht alle Daten vorliegen. Die Sammlung aller relevanten Informationen wird noch einige Zeit dauern und kann in den kommenden Monaten und sogar Jahren zu spürbaren Revisionen führen – so geschehen beispielsweise für das Krisenjahr 2009. Es bleibt abzuwarten, ob die Entwicklung im ersten Halbjahr tatsächlich so »rosig« war oder ob Corona nicht speziell bei kleineren Firmen und in unerfassten Teilbranchen zu größeren Schwierigkeiten geführt hat.

			Vor diesem Hintergrund ist die in Tabelle 1 dargestellte Prognose der Bauinvestitionen zurückhaltend. Das kleine Minus für das vergangene Jahr rührt aber auch aus den indirekten – wirtschaftlichen – Folgen der Corona-Pandemie her. Diese dürften für die Bauwirtschaft im weiteren Verlauf die weitaus größere Herausforderung darstellen. Die Unternehmen und die Gemeinden werden ihre Investitionen für einige Zeit deutlich drosseln, um die in Schieflage geratenen Finanzen zu stabilisieren. Darauf deuten auch die rückläufigen Werte zum Auftragseingang hin, wobei hier zu beachten ist, dass aufgrund vorangegangener reger Bautätigkeit die »Fallhöhe« besonders groß ist und eine gewisse Normalisierung deshalb absehbar war.
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							Bauinvestitionen in Deutschland nach Bauarten 2013 bis 2022

							Verkettete Volumenangaben in Mrd. Euro (Referenzjahr 2015)
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							2019
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							Wohnungsbau

						
							
							171,56

						
							
							176,61

						
							
							175,37

						
							
							184,08

						
							
							185,22

						
							
							190,73

						
							
							198,32

						
							
							199,3

						
							
							203,3

						
							
							202,3

						
					

					
							
							Nichtwohnbau

						
							
							118,02

						
							
							118,90

						
							
							115,88

						
							
							118,32

						
							
							119,66
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							126,27
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							gewerblicher Bau

						
							
							82,52

						
							
							83,04

						
							
							81,47

						
							
							82,72

						
							
							83,30

						
							
							84,64

						
							
							87,23

						
							
							85,5

						
							
							82,8
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							     - gew. Hochbau

						
							
							65,61

						
							
							65,95

						
							
							64,57

						
							
							65,26

						
							
							65,70

						
							
							66,39

						
							
							68,27

						
							
							66,2

						
							
							63,2

						
							
							64,2

						
					

					
							
							     - gew. Tiefbau
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							17,10
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							17,46
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							öffentlicher Bau

						
							
							35,51

						
							
							35,85
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							35,60

						
							
							36,34

						
							
							37,34

						
							
							39,04

						
							
							39,1

						
							
							37,7

						
							
							37,3

						
					

					
							
							     - öff. Hochbau
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							13,19
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							     - öff. Tiefbau
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							22,66
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							Insgesamt

						
							
							289,58

						
							
							295,50

						
							
							291,24

						
							
							302,40

						
							
							304,87

						
							
							312,71
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							323,3

						
					

					
							
							Reale Veränderung gegenüber Vorjahr in %
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							2014

						
							
							2015

						
							
							2016

						
							
							2017

						
							
							2018

						
							
							2019

						
							
							2020a

						
							
							2021a

						
							
							2022a

						
					

					
							
							Wohnungsbau

						
							
							–0,8

						
							
							2,9

						
							
							–0,7

						
							
							5,0

						
							
							0,6

						
							
							3,0

						
							
							4,0

						
							
							0,5

						
							
							2,0

						
							
							–0,5

						
					

					
							
							Nichtwohnbau

						
							
							–1,8

						
							
							0,7

						
							
							–2,5

						
							
							2,1

						
							
							1,1

						
							
							1,9

						
							
							3,5

						
							
							–1,3

						
							
							–3,3

						
							
							0,5
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							gewerblicher Bau

						
							
							–2,6

						
							
							0,6

						
							
							–1,9

						
							
							1,5

						
							
							0,7

						
							
							1,6

						
							
							3,1

						
							
							–2,0

						
							
							–3,2

						
							
							1,1

						
					

					
							
							     - gew. Hochbau

						
							
							–2,7

						
							
							0,5

						
							
							–2,1

						
							
							1,1

						
							
							0,7

						
							
							1,1

						
							
							2,8

						
							
							–3,0
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							0,0

						
					

					
							
							öffentlicher Bau

						
							
							0,2
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							0,2
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							–1,0
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							Insgesamt

						
							
							–1,2

						
							
							2,0

						
							
							–1,4
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							2,6

						
							
							3,8

						
							
							–0,2
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							a Prognose des ifo Instituts.

							Hinweis: Bauinvestitionen bereinigt um die Immobilientransaktionen zwischen Staats- und Unternehmenssektor.

						
					

					
							
							Quelle: Statistisches Bundesamt, ifo Institut.

						
					

				
			

			Wie sich diese Zurückhaltung im Nichtwohnbau in den Jahren 2020 bis 2022 tatsächlich bemerkbar machen wird, bleibt abzuwarten – vor allem angesichts des erneuten Herunterfahrens des öffentlichen Lebens Anfang November 2020. An deutlichen Nachfragerückgängen in den Bereichen gewerblicher Hochbau sowie öffentlicher Hoch- und Tiefbau (einschließlich Straßenbau) wird kein Weg vorbeiführen. Der gewerbliche Tiefbau dürfte dagegen von den recht gleichmäßigen Ausgaben für die Infrastrukturnetze und den sogar nochmal steigenden – aus Bundesmitteln finanzierten – Investitionen der Deutschen Bahn profitieren. Auch der Wohnungsbau kommt wohl recht ungeschoren durch die Krise, da weiter umfangreicher Bedarf für Modernisierungen besteht und die Pipeline für Mehrfamiliengebäude gut gefüllt ist. Andererseits sind aufgrund der angespannten Arbeitsmarktlage und des Rückgangs privater Rücklagen von Gewerbetreibenden zeitnah Folgen für den Ein- und Zweifamilienhausbau zu erwarten. 

			Finanzengpässe der Gemeinden haben spürbare Folgen für den öffentlichen Bau

			Im öffentlichen Bau sind die Gemeinden der wichtigste Auftraggeber von Bauleistungen. Sie kümmern sich zum einen um den größten Teil der öffentlichen Gebäude, wie Rathäuser oder Schulen, und zum anderen um (zumindest Teile) der örtlichen Verkehrs- und Versorgungsnetze. Für die weitere Entwicklung des öffentlichen Baus wird es von entscheidender Bedeutung sein, wie stark die kommunalen Finanzen unter Druck geraten werden und wie weitreichend die Unterstützung von Bund und Ländern ausfallen wird. Bereits im Sommer haben beide Gebietskörperschaften diverse Hilfen wie Kompensationen für Einbußen für Gewerbesteuerausfälle sowie für entgangene Fahrgeldeinnahmen im öffentlichen Nahverkehr, mehr finanzielle Unterstützung bei den Kosten der Unterkunft für Arbeitssuchende in der Grundsicherung oder zusätzliche Investitionsförderungen für ausgewählte Hochbausegmente beschlossen. Zudem haben die Länder die Kommunen im ersten Halbjahr im Zusammenhang mit den verschiedenen (regelmäßigen) Zuweisungen schon großzügig unterstützt, wie die Informationen der amtlichen Kassenstatistik für das ersten Halbjahr 2020 zeigen. Auch dürften die Länder die kommunalen Haushalte in den kommenden Jahren weniger streng prüfen, um die Handlungsfähigkeit der Gemeinden nicht zu stark einzuschränken. Die Coronakrise wirkt bei den Gemeinden über verschiedene Kanäle. So müssen diese ihren kommunalen Betrieben helfen, die ebenfalls unter den diversen erzwungenen Einschränkungen ihrer Geschäftstätigkeit leiden. Darüber hinaus gehen die Steuereinnahmen (Umsatz, Einkommen) in der nächsten Zeit deutlich zurück, und die Ausgaben für Sozialleistungen nehmen mittelfristig deutlich zu. 

			Die Folgen des erneuten Lockdown ab November 2020 werden die Entwicklungen zwar verstärken, Bund und Länder dürften ihre Unterstützung aber noch einmal ausweiten. Trotzdem wird es nicht zu einer vollständigen Übernahme aller Belastungen kommen, und die Gemeinden werden zukünftige Ausgaben größeren Umfangs genauestens auf deren Notwendigkeit prüfen. So besteht etwa in Bereichen wie Bildung oder Kinderbetreuung vielerorts weiterer Investitionsbedarf. Dringende Vorhaben dürften auch weiterhin – mit Hilfe des jeweiligen Landes – geschultert werden. Und schon initiierte oder laufende Hochbauvorhaben dürften auch inmitten der Krise weiterverfolgt werden. Dies gilt vor allem für komplexere Hochbauprojekte, die eine längere Vorlaufzeit benötigen und für die schon Landesmittel bewilligt wurden. Andere Projekte – mit kürzerer Vorbereitungszeit und niedriger Dringlichkeit – werden aber das Nachsehen haben. Dazu zählen etwa Straßensanierungen, von denen eine Vielzahl wohl zumindest für ein bis zwei Jahre verschoben werden dürften, solange dies von den örtlichen Verwaltungen als »halbwegs vertretbar« eingestuft wird.

			Generell werden die Kommunen mittelfristig genau abwägen, wo die vorhandenen Mittel eingesetzt werden sollen. Dabei geht es auch um die Frage, ob damit Investitionen angestoßen werden sollen und, falls ja, ob das Geld eher in Bauwerke oder in andere Bereiche, wie langlebige Gebrauchsgüter oder Software, fließen soll. Der Verteilungskampf um die knappen Kommunalmittel wird deutlich zunehmen. In diesem Zusammenhang könnte es helfen, vorhandene und neue Förderprogramme des Bundes weniger bürokratisch auszugestalten, den Kreis der zugelassenen Empfängergruppen auszuweiten und den Eigenanteil abzusenken. Handlungsbedarf besteht landesweit und in zahlreichen Bereichen (Digitalisierung, Kinderbetreuung, Infrastruktur, energetische Sanierung etc.). Vor diesem Hintergrund sollten die Anreize, derartige Vorhaben rasch umzusetzen, weiter erhöht werden. 

			Die erwartete Zurückhaltung der Gemeinden dürfte aufgrund ihrer großen Bedeutung für den öffentlichen Bau in der nächsten Zeit spürbar auf dessen Gesamtentwicklung durchschlagen. Aufgrund der eindrucksvollen Ausweitung ihrer Bauinvestitionen in der näheren Vergangenheit ist die Fallhöhe im Zuge der aktuellen Wirtschaftskrise besonders hoch. Wegen des nochmals gestiegenen Bedarfs zur Digitalisierung im Zuge des Lockdown könnte der Baubereich sogar noch etwas stärker unter Druck geraten, als dies ohnehin der Fall gewesen wäre.

			OFTMALS STARKER GEGENWIND FÜR DIE NUTZER VON GEWERBEIMMOBILIEN

			Die Coronakrise hat die Akteure in den Bereichen stationärer Einzelhandel, Tourismus, Gastgewerbe und Veranstaltungen teils massiv unter Druck gesetzt. Darüber hinaus wurde aus Gründen des Infektionsschutzes die Auslastung der vorhandenen Bürokapazitäten massiv heruntergefahren. Die verschlechterte Geschäftslage der Flächennutzer bzw. die weiterhin unklaren Nutzungsperspektiven dürfte – zumindest vorübergehend – eine spürbare Drosslung der Neubauinvestitionen zur Folge haben. Teilweise hat Corona bestehende Trends noch beschleunigt, und viele Stadtverwaltungen benötigen dringender denn je neue Konzepte, um übermäßigem Ladenleerstand entgegenzuwirken. Im Bürosektor war das nun erzwungene Umdenken dagegen kaum absehbar. Im Gegenteil, in den vergangenen Jahren gingen die Leerstandsraten in etlichen Großstädten erheblich zurück, so dass vielerorts so gut wie keine moderneren Flächen im Angebot waren. Gleichzeitig erwuchs den Büroentwicklern im Verteilungskampf um die begrenzten Neubaugrundstücke eine immer stärkere Konkurrenz aus dem Lager der Wohnflächenentwickler.

			Vor diesem Hintergrund ist die zurückhaltendere Nachfrage nach Büroflächen erst einmal positiv zu werten, da sich der Markt, gerade in begehrten Städten und Lagen, dadurch etwas entspannen kann. Gleichzeitig lastet auf zukünftigen Neubauvorhaben allerdings die enorme Verunsicherung unter Büronutzern und Finanzierern. Angesichts fehlender Planbarkeit in Bezug auf den langfristigen Anteil von Homeoffice oder die geänderten Nutzungskonzepte für Büroimmobilien birgt der Abschluss von Vormietungsverträgen mit Neubauentwicklern erhebliche Risiken. So kommen zu der Bauzeit von zwei bis drei Jahren noch einige Jahre an Mietvertragslaufzeit hinzu. Aber welche Firma möchte sich in diesen Zeiten für eine Dekade binden?

			Große Teile des Büroflächenbestands werden auch weiterhin ihre Berechtigung haben

			Dessen ungeachtet stehen die Zeichen für die Bürogebäude langfristig alles andere als schlecht. Zwar halten erfahrene Marktbeobachter einen Rückgang der Flächennachfrage von rund 15% für realistisch. Angesichts der oben beschriebenen Engpässe und des anhaltenden Trends zu bürorelevanten Tätigkeiten dürfte der Büroimmobilienmarkt damit aber ganz gut zurechtkommen. Sobald sich die Corona-Thematik erledigt hat und damit die offensichtliche Ausnahmesituation beendet ist, werden zudem die Regelungen zu Gesundheits- und Datenschutz wieder ihre alte Geltung erlangen und eine Fortsetzung bestimmter Praktiken der vergangenen Monate unmöglich machen. Dann werden auch die tatsächlichen Kosten des Arbeitens von zu Hause sichtbar. Hier geht es etwa um das Vorhalten von Arbeitsplätzen im Betrieb oder um Kostenbeteiligungen des Arbeitgebers an Ausstattung, Flächennutzung und Energieverbrauch im Homeoffice. 

			Ob die Angestellten zu Hause tatsächlich produktiver sind als in der Firma, ist umstritten. Das hängt sowohl von der Tätigkeit als auch vom jeweiligen Individuum oder der Altersgruppe ab. Dagegen dürfte sich im Zuge des erneuten Lockdown bei vielen Beschäftigten inzwischen Ernüchterung eingestellt haben, nachdem sie sich im März noch über die neuen Freiheiten gefreut hatten. Tatsächlich befinden wir uns in einem Langzeitversuch zu einer neuen Arbeitswelt, in der man einen Teil der Arbeit zu Hause oder unterwegs erledigt und im Extremfall nur noch einmal wöchentlich oder sogar gar nicht mehr ins Büro kommt. In diesem Kontext muss der Arbeitgeber nicht nur darauf achten, dass die Mitarbeiter ihre Aufgaben erfüllen, sondern dass diese die Bindung zum eigenen Betrieb nicht verlieren. Darüber hinaus muss gewährleistet sein, dass die kreativen Köpfe auch weiterhin das passende Umfeld haben – hier spielt die (persönliche) Interaktion mit den Kollegen eine wichtige Rolle. Vor diesem Hintergrund dürfte sich das Firmenbüro dahingehend wandeln, dass den Räumlichkeiten, die für den Austausch der Mitarbeiter bestimmt sind, deutlich mehr Fläche eingeräumt wird. Gleichzeitig werden sich in klassischen Büroetagen deutlich weniger Arbeitszimmer bzw. Großraumbüros alter Prägung finden. Immobilienexperten erwarten also gegenläufige Trends bezüglich des reinen Flächenbedarfs und gehen insgesamt eher von einem moderaten Rückgang der Büroflächennachfrage aus.

			Tatsächlich spricht wenig dafür, dass der Großteil der Bürobeschäftigten zukünftig wieder fünf Tage die Woche in den Betrieb oder die Behörde fahren wird. Zwar dürften die Arbeitgeber ihren Mitarbeitern – soweit möglich – auch langfristig ein höheres Maß an Flexibilität zugestehen; hier geht es auch um die Gewinnung bzw. die Bindung von Arbeitskräften. Zugleich werden sie aber die vielfältigen Vor- und Nachteile ausgedehnter Homeoffice-Regelungen genau abwägen und dabei nicht nur die Einsparungen, sondern auch die Folgenkosten berücksichtigen. Dem Bürogebäude des Arbeitgebers – und seien die Flächen zukünftig auch auf mehrere dezentrale Standorte verteilt – dürfte dabei weiterhin eine zentrale Bedeutung zukommen, wobei sich die Nutzungsanteile oftmals in Richtung Kommunikationsflächen verschieben werden. Vor diesem Hintergrund wird der Bau von Bürogebäuden auch zukünftig nicht zum Erliegen kommen.
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			Die Krise infolge der Corona-Pandemie trifft Start-ups, also innovative und junge Wachstumsunternehmen, mit voller Wucht: Ende März 2020 waren neun von zehn Startups negativ von den wirtschaftlichen Auswirkungen der Coronakrise betroffen, und über 70% fürchteten sogar um die Existenz (BDS 2020a). Als sehr junge Unternehmen können sie noch wenig Umsätze erwirtschaften, geschweige denn ausreichende Rücklagen bilden, um eine Krisensituation zu überstehen. Zudem bekommen Start-ups von Seiten der Finanzierungsgeber verstärkt Gegenwind. Banken werden infolge der Coronakrise mit Krediten immer vorsichtiger, und auch Wagniskapitalgeber (Venture Capital) sind zunehmend verunsichert. Sie gehen kaum neue Projekte mit Start-ups ein, und selbst zugesagte Finanzierungsgeschäfte werden doch nicht getätigt (Metzger 2020).

			Zudem werden Gründer*innen als Selbständige nicht so gut durch die sozialen Sicherungssysteme aufgefangen wie abhängig Beschäftigte (ILO und OECD 2020). Darauf hat Dr. Monika Queisser von der OECD, Panellistin beim ifo Branchen-Dialog 2020, hingewiesen. In Deutschland können sich Selbständige zwar erwerbslos melden, wenn ihre wöchentliche Arbeitszeit weniger als 15 Stunden beträgt und sie in den 30Monaten vor Eintritt der Arbeitslosigkeit mindestens zwölf Monate in der Arbeitslosenversicherung versichert waren. Bedingung für eine freiwillige Versicherung in der gesetzlichen Arbeitslosenversicherung sind jedoch wiederum entsprechende Versicherungszeiten als abhängig Beschäftigte (BA 2019). 

			Besteht nun die Sorge, durch die Coronakrise eine ganze Generation an Start-ups zu verlieren? Das wäre fatal, gelten doch Start-ups als Motor für Innovation, Wachstum und Beschäftigung. Gründer*innen entwickeln neue Technologien und Produkte, spornen die Diffusion von Innovationen an und erschließen neue Märkte; durch ihren Markteintritt verschärfen sie den Wettbewerb, drängen ineffiziente etablierte Unternehmen aus dem Markt und steigern so zusätzlich die Produktivität; außerdem schaffen sie neue Arbeitsplätze (Kritikos 2014; Calvino et al. 2016).

			Start-ups bilden also wesentliche Potenziale für Wachstum und die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands. Dabei können fast 75% aller Start-ups zu wirtschaftsnahen Dienstleistungen gezählt werden, und insgesamt sind ein Drittel aller Start-ups im Bereich der Informations- und Kommunikationstechniken und mit digitalen Geschäftsmodellen tätig (BDS 2020b). Wenn Start-ups also aufgrund der Coronakrise zu großen Anteilen aus dem Markt ausscheiden müssten, dann gingen auch viele innovative Ideen verloren, die sich nach der Coronakrise nicht einfach durch eine Neugründung reaktivieren lassen (Egeln et al. 2020). 

			Gründungsbereitschaft ohnehin niedrig

			Die Coronakrise könnte zudem für zukünftige Gründer*innen abschreckend wirken. Dabei steht es in Deutschland mit der Gründungsbereitschaft ohnehin eher schlecht (vgl. Abb.1). Dem Global Entrepreneur­ship Monitor zufolge gaben 2018 in Deutschland unter den 18- bis 64-Jährigen nur 5% der Befragten an, entweder gerade ein Unternehmen gegründet zu haben oder Eigentümer*innen eines jungen Unternehmens zu sein. Damit ist die Gründungbereitschaft zwar im Vergleich zu früheren Jahren gestiegen, und dieser positive Trend hat sich auch 2019 bekräftigt. Allerdings ist eine Gründungstätigkeit von 5% niedriger als in den untersten 10% der mehr als 50 Länder weltweit, für die regelmäßig vergleichbare Daten gesammelt werden (GEM 2020). 
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			Dabei sind es gar nicht so sehr unausgereifte Geschäftsideen oder fehlende kaufmännische oder fachliche Kenntnisse, die potenzielle Unternehmer*innen von einer Existenzgründung abhalten. Vielmehr machen ihnen am häufigsten das finanzielle Risiko bzw. Schwierigkeiten, an angemessene externe Finanzierung zu gelangen, zu schaffen. Wichtige Barrieren sind auch die Bürokratie, hohe Opportunitätskosten einer Unternehmensgründung im Vergleich zu einer abhängigen Beschäftigung sowie die geringe Work-­Life-Balance. Schließlich ist vor allem bei den Gründungsplanabbrecher*innen immer noch die Angst vor dem Scheitern groß (vgl. Abb.2). 



   			 Abb. 2
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			Die Coronakrise als Chance für Start-ups?

			Die Krise infolge der Corona-Pandemie könnte jedoch auch eine Chance für Start-ups bedeuten. Tatsächlich bleiben nach Einschätzung von Prof. Helmut Schönenberger, Panellist am ifo Branchen-Dialog2020, die an der UnternehmerTUM GmbH in München betreuten Start-ups und Studierenden optimistisch. Dies bestätigt sich auch in den Umfragen des Start-up Monitors 2020 (BDS 2020b). Einige Start-ups können sogar als Gewinner der Krise gesehen werden, etwa weil ihre Produkte aktuell gefragt sind. Dazu zählen unter anderem Softwarefirmen, die Unternehmen bei Fragen zu Homeoffice oder virtueller Kommunikation zur Hand gehen können (Egeln et al. 2020).

			Zudem reagieren Start-ups flexibel auf sich ändernde Präferenzen und Bedürfnisse und liefern innovative Lösungen für schwierige Bedingungen. Dazu zählen etwa IT-Dienstleister, die Software für Lernplattformen oder zur Kontaktverfolgung entwickeln, sowie Biotech-Unternehmen, die an Impf­stoffen oder Medikamenten gegen Viren arbeiten. Neue Geschäftsmodelle können sich auch dadurch ergeben, dass die Coronakrise längerfristige Veränderungen in Wirtschaft und Gesellschaft anstößt, wie etwa bei Homeoffice, E-Commerce, Bildung, Gesundheit, globale Wertschöpfungsketten oder die urbane Mobilität (Egeln et al. 2020; OECD 2020).

			Wo die Politik ansetzen kann

			Die Politik hat bereits reagiert und zahlreiche Programme aufgelegt, mit denen sie kurzfristig Start-ups zur Bewältigung der Coronakrise finanziell unterstützt. Dazu zählt unter anderem ein für Start-ups maßgeschneidertes Programm mit insgesamt 2 Mrd.Euro: Mit der »Corona-Matching Fazilität« erhalten Wagniskapitalfonds öffentliche Mittel, damit sie auch während der Coronakrise innovative Start-ups finanzieren können. Mit der »Corona-Liquidity-Fazilität« können Start-ups direkt über die öffentlichen Wagniskapi­talgesellschaften Finanzierung erhalten. Für andere Start-ups werden in Kooperation mit den Förderinstituten der Bundesländer Mittel zur Verfügung gestellt (BMWi 2020).

			Für die längerfristige Ausrichtung der Politik für Start-ups bietet die Coronakrise dann eine Chance, wenn mögliche altbekannte Problembereiche neu in die politische Diskussion gebracht und Lösungen vorangetrieben werden können. Als solche Problembereiche haben die Panellist*innen beim Dienstleistungsforum des ifo Branchen-Dialogs 2020 folgende Themen hervorgehoben:

			Thema Finanzierung

			Für Start-ups würden sich angesichts geringer Sicherheiten sowie der hohen Risiken vor allem bei High-Tech-Gründungen Venture Capital (VC) Investitionen als Form der Finanzierung anbieten. Venture Capital ist vor allem in der Früh- und der Wachstums­phase interessant, wenn es darum geht, das Unternehmen auf dem Markt zu etablieren und zu wachsen. Der VC-Markt ist in Deutschland jedoch nur schwach ausgeprägt. Umfragen zufolge nutzen nur etwa 15% der Start-ups VC, und selbst davon geben ein Drittel der Unternehmen an, von öffentlichen Investoren, zum Beispiel dem High-Tech Gründerfonds, Kapital zu erhalten (BDS 2020b). 

			In Deutschland wurden 2018 1,4Mrd.Euro in Venture Capital investiert, was circa 4,5% des Bruttoinlandsproduktes (BIP) entspricht (vgl. Abb.3). Wie auch bei der Gründungstätigkeit hatten die VC-Investitionen 2018 schon diejenigen der Vorjahre übertroffen, und Prof. Helmut Schönenberger rechnet für die anschließenden Finanzierungsrunden durchaus mit bis zu 6Mrd.Euro. Allerdings wird durch diese VC-Investitionen seiner Einschätzung nach nur eine sehr kleine Auswahl an Start-ups finanziert. Zudem liegt Deutschland mit einem VC-Anteil von 4,5% am BIP unter dem OECD-Durchschnitt (vgl. Abb.3). Zum Vergleich: In den USA wurde selbst relativ zum BIP mehr als zehnmal so viel in Venture Capital investiert als in Deutschland. 
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			Thema Selbständigkeit

			In Deutschland scheinen Existenzgründungen als Alternative zur abhängigen Beschäftigung nicht sehr attraktiv zu sein. Zwar werden Start-ups seit Jahren durch eine Reihe staatlicher Programme gefördert; in dieser Hinsicht erhält Deutschland im internationalen Vergleich sogar erstklassige Noten (GEM 2020). Der Wunsch nach beruflicher Selbständigkeit nimmt jedoch weiter ab (KfW Research 2020a). In den vergangenen konjunkturell guten Jahren waren hierfür auch die hohen Opportunitätskosten einer Existenzgründung verantwortlich, zumal in einigen für Start-ups relevanten Berufen Fachkräftemangel herrscht und Unternehmen mit hoch dotierten und sicheren Arbeitsplätzen locken konnten. 

			Dr. Monika Queisser von der OECD hofft zudem, dass das Thema »soziale Absicherung von Selbständigen« durch die Coronakrise in den Vordergrund gerückt wird. Denn hier steht Deutschland im internationalen Vergleich schlecht da (OECD 2019): Zwar können Selbständige freiwillig in die gesetzliche Rentenversicherung einzahlen und sind damit zu einem gewissen Grad im Alter abgesichert (ILO und OECD 2020). Allerdings haben sie, auch wenn sie während ihrer gesamten Arbeitszeit in die Rentenversicherung einzahlen, nur auf etwas mehr als die Hälfte der theoretischen Bruttorente Anspruch, die sie als abhängig Beschäftigte mit dem gleichen Einkommen erhalten würden (vgl. Abb.4). 
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			Hinzu kommt, dass unterschiedliche soziale Sicherungssysteme nicht unmittelbar übertragbar sind, was Höhe und Anspruch auf Absicherung im Alter begrenzt (ILO und OECD 2020). Dieses Problem wird besonders in einer Krisensituation wie aktuell deutlich, wie Dr. Monika Queisser betont. So sind Selbständige sehr wohl über private Krankenversicherungen oder private Altersvorsorge abgesichert. Wenn Unternehmer*innen jedoch scheitern und in die Arbeitslosigkeit abrutschen, dann kann diese Absicherung auch bei einer späteren abhängigen Beschäftigung nicht in der gesetzlichen Sozialversicherung angerechnet werden. 

			Thema Scheitern 

			Scheitern gehört zum Gründen dazu; es wird sogar vermutet, dass neun von zehn Start-ups in den ersten vier Jahren scheitern. In Deutschland stehen jedoch bei einem Scheitern einem Neuanfang immense finanzielle und soziale Hürden im Weg. Attila von Unruh von TeamU, Panellist beim ifo Branchen-Dialog 2020, verweist hier vor allem auf das komplexe Insolvenzverfahren. Zwar steht Deutschland, was alle Aspekte des Insolvenzverfahrens anbelangt, im OECD-Vergleich relativ gut da (vgl. Abb.5). Das deutsche Insolvenzverfahren ist jedoch auf das – an sich berechtigte – Ziel des Gläubigerschutzes ausgelegt. In den Hintergrund gerät dabei das Ziel, Unternehmer*innen die Chance für einen Neuanfang zu ermöglichen. Dies kommt in den sehr hohen persönlichen Kosten für gescheiterte Unternehmer*innen im OECD-Vergleich zum Ausdruck (vgl. Abb.5). Auch fehlen Frühwarnsysteme, die eine Insolvenz eventuell sogar vermeiden könnten. 
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			Als wesentliches Problem für Schuldner*innen erweist sich die Dauer des Insolvenzverfahrens. Ab der Eröffnung des eigentlichen Verfahrens können bis zur Erteilung der Restschuldbefreiung zwischen 3,5 und sechs Jahre vergehen. Hinzu kommt die Zeit, in der überhaupt erst auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens entschieden wird. Und selbst nach Restschuldbefreiung bleiben die Angaben zur Insolvenz weitere drei Jahre lang im Schufa-Register vermerkt. Insgesamt kann es also bis zu zehn Jahre dauern, bis Unternehmer*innen nach einer Insolvenz wieder als kreditwürdig angesehen werden.

			Zudem ist, wie Attila von Unruh betont, Scheitern in Deutschland immer noch ein emotional sehr belastendes und stigmatisierendes Thema, bei dem die Betroffenen häufig allein dastehen. Ihnen scheint von der Gesellschaft immer noch unterstellt zu werden: »Wer sich verschuldet hat, hat sich etwas zuschulden kommen lassen.« Dies zeigt sich auch in den Daten: Deutschland schneidet im internationalen Vergleich bei der Frage, ob die bestehenden sozialen und kulturellen Normen für eine Unternehmensgründung förderlich sind, eher schlecht ab (GEM 2020).

			Thema Unternehmertum in Schulen

			Schließlich empfehlen die Panellist*innen beim Dienstleistungsforum des ifo Branchen-Dialogs 2020, Dr.Monica Queisser, Prof. Helmut Schönenberger und Attila von Unruh, sowie der Moderator Dr.Robert Obermeier von der IHK München und Oberbayern, junge Leute schon früh, am besten schon an der Schule, an das Thema Unternehmertum heranzuführen. Dabei geht es nicht nur darum, die kaufmännischen Grundlagen für eine erfolgreiche Existenzgründung zu vermitteln, sondern langfristig zu einer besseren Gründungskultur und einer konstruktiveren Kultur des Scheiterns beizutragen. 

			Dazu reicht es ihrer Einschätzung nach nicht aus, Unternehmertum als ein Unterrichtsfach zu verankern und Lehrer*innen entsprechend zu qualifizieren. Schüler*innen sollten auch mehr Möglichkeiten zum Lernen durch Ausprobieren gegeben werden, wie Attila von Unruh vorschlägt. Schüler*innen sollten verstärkt eigene Ideen entwickeln und Probleme eigenständig und kreativ lösen lernen. An einer Hochschule könnten dann Studierende schon einmal eine Start-up-Idee etwa in Form einer Studienarbeit konkret ausprobieren, wie es etwa an der UnternehmerTUM gemacht wird. 

			Essenziell ist zudem der Kontakt zu Unternehmen, sei es erfolgreiche Start-ups oder Unternehmer*innen, die schon einen fehlgeschlagenen Start-up-Versuch hinter sich haben: Sie können, so Dr. Monika Queisser, die Begeisterung für Start-ups sowie ihre eigenen Erfahrungen an Schüler*innen und Studierende weitergeben. Hochschulen könnten zudem Ausgangspunkt für Start-up-Hotspots werden, indem sie den Ideenreichtum von Studierenden mit einem Unternehmensnetzwerk zusammenbringen. Solche Hotspots würden dann wiederum Venture-Capital-Investor*innen anlocken. Das Potenzial dazu sei da, so Prof. Helmut Schönenberger, denn an deutschen Hochschulen gebe es viele exzellente und begeisterungsfähige junge Leute.

			Vor allem liegt den Panellist*innen sehr daran, Mädchen für Start-ups zu gewinnen. Zwar ist der Anteil von Gründerinnen an allen Start-ups in den letzten fünf Jahren kontinuierlich gestiegen; er lag jedoch 2019 immer noch erst bei knapp 16% (BDS 2020c). Unter anderem zeigen sich Gründerinnen dem Female Founders Monitor zufolge weniger risikobereit, vermutlich weil ihnen die Erfahrung mit Erfolg und Misserfolg fehlt, wie sie Gründer schon früh gesammelt haben (BDS 2020c). Durch eine Heranführung von jungen Leuten an Unternehmertum von der Schule an könnten derartige Barrieren für Gründer*innen beseitigt werden. 
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			Der vorliegende Artikel blickt auf die Entwicklung in ausgewählten Branchen der Industrie, im Handel und im Dienstleistungssektor. Neben einem Rückblick auf 2020 wird auch die zukünftige Entwicklung behandelt.

			Konjunkturelle Entwicklung in Deutschland

			Die deutsche Wirtschaft hat ein turbulentes Jahr hinter sich. Nach einem historischen Einbruch im zweiten Quartal mit einer negativen Wachstumsrate von 9,8% erholte sich die Wirtschaft im dritten Quartal merklich und verzeichnete ein Wachstum von 8,5%. Diese konjunkturelle Erholung dürfte vorerst gestoppt sein und das Bruttoinlandsprodukt im Schlussquartal wohl wieder schrumpfen. Der Rückgang verteilt sich allerdings sehr ungleich über die Wirtschaftsbereiche. Am härtesten bricht die Wertschöpfung im Gastgewerbe und bei den Sonstigen Dienstleitern ein. Zweistellige Raten sind dort zu erwarten. Im Gegensatz dazu setzt das Produzierende Gewerbe seine Erholung fort. Ein Grund dafür ist, dass die globale Industriekonjunktur bislang noch intakt ist, was sich in den bis zuletzt steigenden Auftragseingängen bemerkbar macht. Infolgedessen dürften im vierten Quartal die Investitionen und die Exporte weiter auf Wachstumskurs liegen. Im Gegensatz dazu ist zu erwarten, dass die Konsumausgaben der privaten Haushalte schrumpfen werden, auch aufgrund der Schließung des Einzelhandels kurz vor Weihnachten. Dass der Rückgang des Konsums nicht so kräftig ausfällt, ist auf den Anstieg der Mehrwertsteuer im Januar 2021 zurückzuführen, der zu spürbaren Vorziehkäufen am Jahresende führen dürfte. Auch die Warenausfuhr wird von einem vorsorglichen Lageraufbau bei britischen Importeuren profitieren, der im Zusammenhang mit der Unsicherheit über die künftigen Handelsbeziehungen zwischen der EU und dem Vereinigten Königreich steht. Alles zusammengenommen ist für das Jahr 2020 ein Einbruch der Wirtschaftsleistung um 5,0% zu erwarten. Bereinigt um die im Vergleich zum Vorjahr hohe Anzahl an Arbeitstagen wird der Rückgang mit 5,4% noch kräftiger sein. 

			Für den weiteren Verlauf im Jahr 2021 muss eine Annahme über die Dauer der Infektionsschutzmaßnahmen getroffen werden. Geht man davon aus, dass die aktuellen Regelungen bis März 2021 in Kraft bleiben und danach allmählich gelockert werden, wird das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2021 um voraussichtlich 4,2% steigen. Die Coronakrise hat auch den langjährigen Aufschwung am Arbeitsmarkt jäh unterbrochen und hinterlässt trotz des massiven Einsatzes von Kurzarbeit deutliche Spuren. Nachdem die Anzahl der Beschäftigten bis zum Beginn der Krise kontinuierlich stiegen (2019: 401000), sank diese Zahl 2020 voraussichtlich um 440000. Auch die Arbeitslosenquote stieg auf 5,9%. Dieser Wert dürfte im Jahresdurchschnitt auch für 2021 gelten, denn die Unternehmen halten sich gegenwärtig mit Neueinstellungen zurück, wie u.a. das aktuelle ifo Beschäftigungsbarometer signalisiert. Die Unternehmensinvestitionen dürften im Jahr 2020 wohl um 7% gegenüber dem Vorjahr einbrechen, damit jedoch nur halb so stark zurückgehen wie während der Weltfinanzkrise 2009; insbesondere die privaten Ausrüstungsinvestitionen dürften mit einem Rückgang um gut 14% deutlich glimpflicher durch die Krise kommen. Für das Jahr2021 ergibt sich eine kräftige Erholung um 6,8%.

			Eine ausführliche Analyse und Prognose mit weiteren Hintergründen zur konjunkturellen Entwicklung in Deutschland findet sich in Wollmershäuser et al.(2020).

			Verarbeitendes Gewerbe

			Die Corona-Pandemie hat die Wirtschaft 2020 in die tiefste Rezession der Nachkriegsgeschichte gestürzt. Nicht unerhebliche Teile der Industrie waren zeitweise von Lieferproblemen oder gar Betriebsstopps betroffen. Noch problematischer dürfte aber für viele Firmen der Auftragseinbruch gewesen sein. 87% der befragten Unternehmen im Verarbeitenden Gewerbe berichteten im April von Corona-bedingten Umsatzrückgängen. Bereits im Februar schoss die Zahl der Unternehmen, die angaben, Kurzarbeit zu nutzen, rasant in die Höhe. Seit dem dritten Quartal hat sich die Lage deutlich verbessert, trotz erneuter Lockdown-Maßnahmen sanken die Kurzarbeiterzahlen des Verarbeitenden Gewerbes im November auf geschätzte 9,8%. Im Juni war noch ein Viertel der Beschäftigten betroffen (vgl. Link und Sauer 2020). Der wirtschaftliche Einbruch hat auch die Investitionstätigkeit gebremst. 2020 dürften die Ausrüstungsinvestitionen 10,6% unter den Vorjahreswert gesunken sein. 

			Im Sommer schwenkte die Wirtschaft wieder auf den Wachstumspfad ein, und besonders in der Industrie stieg das Geschäftsklima seit Juli merklich. Selbst die strengen Infektionsschutzmaßnahmen konnten den Aufwärtstrend des Verarbeitenden Gewerbes in den Wintermonaten 2020 nicht bremsen. Die Geschäftserwartungen wurden jedoch angesichts der deutlich steigenden Infektionszahlen etwas gedämpft (vgl. Abb. 1). Die gesamtwirtschaftliche Situation bleibt angespannt, da die Eindämmung des Virus, selbst mit dem Vorhandensein eines Impfstoffs, noch nicht absehbar ist. Positiv für die Industrie ist die Tatsache, dass sie im Gegensatz zu einigen Dienstleistungsbranchen nicht direkt von behördlich angeordneten Schließungen betroffen ist. Die außergewöhnliche Situation schlägt sich auch im Unsicherheitsmaß nieder, das anzeigt, wie sicher sich die Teilnehmer in ihren Einschätzungen der zukünftigen Entwicklung sind. Nach einem beispiellosen Anstieg im März und April ging der Wert ab Mai schrittweise zurück, befand sich aber auch im Dezember noch deutlich über dem Wert, den das Unsicherheitsmaß im Februar angenommen hat.
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			Längst nicht alle Industriezweige leiden gleichermaßen unter den Folgen der Pandemie. Während die Automobilindustrie nach einem herben Absturz schnell wieder an die regulären Absatzzahlen anschließen konnte (vgl. Brandt und Wohlrabe 2020) und auch die chemische Industrie (vgl. Demmelhuber und Wohlrabe 2020a) und Möbelindustrie (vgl. Litsche 2020) auf Wachstumskurs sind, wird die Geschäftslage in der Metallerzeugung und -bearbeitung immer noch vergleichsweise schlecht bewertet. Die Branche steckte jedoch schon 2019 in einer Krise. Im Maschinenbau erreichten im Oktober 2020 die Auftragseingänge zum ersten Mal seit Januar das Vorjahresniveau (vgl. VDMA 2020). Die Nahrungs- und Futtermittelindustrie zeigte sich gegenüber des Konjunktureinbruchs relativ robust. Durch die Schließungen in der Gastronomie und den Ausfall unzähliger Veranstaltungen mussten die Getränkehersteller jedoch Rückschläge hinnehmen.

			In der für die Industrie wichtigen Außenwirtschaft beeinträchtigen die zähen Verhandlungen zwischen Großbritannien und der EU seit Monaten die Planungssicherheit der Unternehmen. Mit dem Amtsantritt des neuen US-Präsidenten wächst dafür die Hoffnung auf eine Rückkehr zum regelbasierten Welthandel. Handelsbarrieren und Protektionismus werden jedoch nicht unmittelbar verschwinden. Für das Jahr 2021 gehen die Ökonom*innen des ifo Instituts in ihrer Winterprognose von einer weiteren Erholung der Industriekonjunktur aus, das Vorkrisenniveau der gesamtwirtschaftlichen Produktion dürfte wieder im vierten Quartal 2021 erreicht werden.

			Handel

			Entwicklung im Einzelhandel

			Für den Einzelhandel zeigt sich 2020 bedingt durch die Coronakrise eine differenzierte Entwicklung. Über alle Branchen hinweg stieg der Umsatz zwischen Januar und September um real 3,5%. Das ist mehr als im Gesamtjahr 2019 erzielt wurde (3,2%). Die Zahl der Beschäftigten insgesamt legte mit 0,2% im Vergleich zur Vorjahresperiode nur minimal zu (2019: 0,8%). Der Lebensmitteleinzelhandel profitierte vor allem zu Beginn der Pandemie (vgl. Rumscheidt 2020). Zwischen Februar und Mai lag hier das reale Umsatzplus bei durchschnittlich 11%. Insgesamt verzeichnete der Lebensmitteleinzelhandel bis September ein reales Umsatzplus von 5,3% (2019: 1,4%). Der Personaleinsatz legte um 2,7% zu (2019: 1,5%). Im Bereich Einzelhandel mit Nicht-Lebensmittel stieg der Umsatz insgesamt bis September um 2,4% (2019: 4,3%). Die Zahl der Beschäftigten sank dagegen um 1,4% (2019: +0,4%). 

			Der große Gewinner ist vor allem der Onlinehandel (vgl. Abb. 2). Dieser profitierte mit einem satten Plus von 21,2% zwischen Januar und September. Der innenstadtrelevante Handel büßte dagegen an Umsatz ein. Der stationäre Bekleidungshandel, der sich schon von der Coronakrise in der Schieflage befand, litt besonders stark unter den Folgen der Pandemie: Bis September 2020 verlor die Branche 24% des Umsatzes im Vergleich zur Vorjahresperiode (2019: –0,8%). Die Zahl der Branchenbeschäftigten ging um 8,1% zurück (2019: –1%). Dagegen konnten die reinen Onlinehändler im Bereich Bekleidung und Textilien ihren Umsatz um 13,2% steigern. Andere Branchen, wie beispielsweise der Fahrradeinzelhandel (+26,5%) und der Handel mit Bau- und Heimwerkerbedarf (+12%), profitierten ebenfalls deutlich von der Coronakrise.
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			Wie geht es weiter im Einzelhandel?

			Abbildung 3 zeigt die im Rahmen der ifo Konjunkturbefragung Handel erhobenen Geschäftserwartungen für die kommenden sechs Monate. Wie daraus ersichtlich, trübte sich die Stimmung im Einzelhandel mit dem Lockdown im Frühjahr stark ein, erholte sich jedoch zügig in den Sommermonaten. In der Novemberbefragung (aktueller Rand) zeichnete sich bereits der Teil-Lockdown ab: die Geschäftserwartungen trübten sich wieder ein. Am aktuellen Rand erwarteten 41% der Befragten eine Verschlechterung der Geschäftslage in den kommenden sechs Monaten. Lediglich 13% der Teilnehmer erwarteten eine Verbesserung. Besonders pessimistisch blickten im November die Bekleidungseinzelhändler in die nahe Zukunft (vgl. Demmelhuber und Wohlrabe 2020b). Hier erwarteten zwei Drittel der Händler eine Verschlechterung der Geschäftslage, lediglich 4% der Befragten gingen von einer Verbesserung aus. 
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			Die Erwartungen hinsichtlich der Geschäftsaussichten dürften sich angesichts der nach Umfrageschluss beschlossenen Maßnahmen, die eine Schließung des stationären Einzelhandels ab dem 16. Dezember beinhaltet (außer Lebensmittel), deutlich verschärfen. Die Aussichten für den Onlinehandel – diese waren am aktuellen Rand auf hohem Niveau etwas gesunken – dürften dagegen in den Dezemberergebnissen wieder ein gutes Stück optimistischer ausfallen.

			Für den innerstädtischen Einzelhandel bedeutet das Schließen des Einzelhandels zwischen dem 16.Dezember 2020 und dem 10. Januar 2021 – mitten in dem für viele Branchen so entscheidenden Weihnachtsgeschäft – eine enorme Belastung. Allerdings hat sich die Kundenfrequenz in den Innenstädten bereits in den vorangegangenen Wochen zurückhaltend entwickelt. Trotz der gebotenen Hygienekonzepte blieben viele Kunden zu Hause. Nach dem Handelsverband Deutschland (HDE) lag das Umsatzminus in den Innenstädten am dritten Adventswochenende bei etwa 20%. Timo Wollmershäuser, Konjunkturexperte am ifo Institut, weist darauf hin, dass die Geschäfte als Folge des harten Lockdown wegen der Ferienzeit nur an elf von 24 Verkaufstagen im Dezember und an sieben von 25 Verkaufstagen im Januar geschlossen sind (Greive und Riedel 2020). Ein Teil des Ausfalls kann voraussichtlich im Folgejahr aufgeholt werden. 

			Nichtdestotrotz bedeutet die Entwicklung in diesem Jahr ein Todesstoß für so manchen stationären Einzelhändler. 20% der kleinen und mittleren Unternehmen gaben im Rahmen der ifo Konjunkturumfrage im November an, dass sich die Beeinträchtigungen existenzbedrohend für sie auswirke. Nach dem HDE sehen 55% der Innenstadthändler aktuell ihre Existenz bedroht (HDE 2020). Hier wird allerdings zum Teil auch eine Entwicklung verschärft, die sich bereits vor der Krise deutlich abzeichnete: Mit der Zunahme des – für Kunden äußerst bequemen Onlinehandels – haben viele Konzepte des stationären Einzelhandels schon vor der Krise ausgedient. Innenstädte müssen in der Folge neue Nutzungskonzepte entwickeln. Dies wurde beim diesjährigen Branchen-Dialog diskutiert. So dramatisch die Lage für viele stationäre Händler ist, die kurzfristig erzwungenen Nachteile dürften sich – durch die notwendigen und aktuell viel schneller durchgeführten Anpassungen – mittelfristig durchaus positiv auf die Geschäftsentwicklung der stationären Einzelhändler auswirken. Positiv zu bewerten ist daher, dass im April bereits 33% der in der ifo Konjunkturumfrage befragten Einzelhändler mit dem Ausbau des Onlinevertriebs auf die Krise reagiert haben. 

			Entwicklung im Großhandel

			Der reale Umsatz im Großhandel stieg zwischen Januar und September im Vergleich zum Vorjahreszeitraum insgesamt um 0,7%. 2019 hatte der Zuwachs bei insgesamt 1,8% gelegen. Der Produktionsverbindungshandel konnte in den ersten neun Monaten 2020 ein minimales Umsatzwachstum von 0,2% verzeichnen. Der Konsumptionsverbindungshandel stieg dagegen im gleichen Zeitraum um real 1,5% (vgl. Abb. 4). In beiden Teilbereichen des Großhandels wurde die Zahl der Beschäftigten während der Coronakrise reduziert. Insgesamt sank der Personalbestand bis einschließlich September um 0,5% im Vergleich zur Vorjahresperiode (vgl. Abb. 5). Obwohl die Umsatzentwicklung im Konsumptionsverbindungshandel deutlich positiver war als im Produktionsverbindungshandel, sank die Beschäftigtenzahl hier etwas mehr (0,6% vs. 0,4%).
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			Das ifo Institut hat im Lauf der Coronakrise den an der Konjunkturumfrage teilnehmenden Firmen eine Reihe von Sonderfragen gestellt. Seit April wurde u.a. der Effekt der Corona-Pandemie auf die Geschäftslage der Firmen erhoben (vgl. Abb. 6).1 Hier zeigt sich zu Beginn im Großhandel (–1,2) ein weniger starker Effekt im Vergleich zum Einzelhandel (–1,5) und auch über alle Branchen hinweg (–1,6). Im Verlauf der Monate zeigen sich die Großhändler jedoch stärker betroffen. Am aktuellen Rand lag der Durchschnittswert im Großhandel bei –0,7. Weiteren Ergebnissen der ifo-Sonderbefragungen zu den Auswirkungen der Coronakrise zufolge hatten im April 20% der Großhändler u.a. mit einem Ausbau des Onlinevertriebs auf die Krise reagiert. 
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			Wie geht es weiter im Großhandel?

			Wie in Abbildung 7 ersichtlich, haben sich die Geschäftserwartungen im Frühjahr stark eingetrübt, gefolgt von einer raschen Erholung in den Sommermonaten. Am aktuellen Rand zeigten sich die befragten Großhändler angesichts der gestiegenen Fallzahlen weltweit und eingeleiteten Beschränkungen jedoch wieder pessimistischer hinsichtlich ihrer erwarteten Geschäftslage in sechs Monaten. 28% der Befragten im Bereich Produktionsverbindungshandel gehen von einer Verschlechterung aus. Bei den Konsumgütergroßhändlern sind es sogar 38%. Dies dürfte sich in den Dezemberergebnissen weiter verschärfen. Die pessimistischen Geschäftsaussichten wirken sich ebenfalls auf die Beschäftigtenerwartungen aus. So ist die Bereitschaft, neues Personal einzustellen, am aktuellen Rand wieder häufiger gesunken. Besonders im Konsumgütergroßhandel gehen die befragten Großhändler von einer restriktiven Personalpolitik aus.
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			Dienstleistungssektor

			Der Dienstleistungssektor bildet den größten Sektor Deutschlands – knapp 70% der Bruttowertschöpfung werden im Dienstleistungssektor erzielt, und nahezu drei von vier Erwerbstätigen sind in diesem Sektor zu verorten. Entsprechend vielfältig sind die Branchen, die den Dienstleistungen zugeordnet werden. Im Rahmen des ifo Branchen-Dialogs und auch der ifo Konjunkturumfragen wird der Handel separat betrachtet. Die restlichen Dienstleister können in drei Gruppen unterteilt werden: Öffentliche Dienstleistungen, konsumnahe Dienstleistungen und unternehmensnahe Dienstleistungen. Die öffentlichen Dienstleistungen, zu denen das Bildungswesen, der Gesundheitssektor und staatliche Organe gezählt werden, werden hier nicht weiter betrachtet. Konsumnahe Dienstleistungen und unternehmensnahe Dienstleistungen sind hingegen von Grund auf verschieden und werden hier separat dargestellt. Der Unterschied wurde insbesondere im Zuge der Corona-Pandemie und den damit einhergehenden Kontaktbeschränkungen sichtbar. Während konsumnahe Dienstleister zum Teil ihre Geschäftstätigkeit größtenteils zurückfahren oder gar komplett niederlegen mussten, waren unternehmensnahe Dienstleister deutlich weniger stark von den Kontaktbeschränkungen betroffen.

			Unternehmensnahe Dienstleister

			Zu den unternehmensnahen Dienstleistern gehören beispielsweise die Logistik, IT-Dienstleistungen oder auch Personaldienstleister. Die Geschäftstätigkeit in diesen Branchen ist relativ eng an die Entwicklungen im Verarbeitenden Gewerbe gekoppelt. Besonders deutlich ist dies bei den Personaldienstleistern zu erkennen (vgl. Brandt 2020). Aufgrund der guten Situation im Verarbeitenden Gewerbe stellte sich die Geschäftssituation unternehmensnaher Dienstleister in den Jahren bis 2019 sehr positiv dar. Unternehmensnahe Dienstleistungen wiesen in den Jahren von 2014 bis 2019 ein jährliches Wachstum der nominalen Umsätze von zumindest 3% zum Vorjahr auf. Besonders hohe Zuwächse wurden 2017 (+5,9%) und 2018 (+4,7%) erzielt. 2019 fiel das Umsatzwachstum der unternehmensnahen Dienstleister wieder niedriger aus (vgl. Abb. 8).
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			Insgesamt berichtete zu Beginn des Jahres 2020 dennoch ein großer Anteil der unternehmensnahen Dienstleiter von einer guten Geschäftslage. Die Corona-Pandemie und die damit einhergehenden Kontaktbeschränkungen führten zu einer rapiden und drastischen Verschlechterung der Geschäftssituation. Dies führte bereits im ersten Quartal 2020 zu einem Rückgang der nominalen Umsätze (saison- und kalenderbereinigt) von knapp 2% zum Vorquartal. Im zweiten Quartal war der Rückgang mit 12% sehr deutlich. Im dritten Quartal wurde zwar ein Umsatzwachstum zum Vorquartal von knapp 4% erzielt, allerdings lagen die nominalen Umsätze 11% unter denen des Vorjahresquartals. Auch wenn die verschärften Kontaktbeschränkungen und der »harte« Lockdown seit dem 16. Dezember 2020 die Erholung zumindest gebremst haben dürften, so ist diese Entwicklung noch nicht in den Ergebnissen der ifo Konjunkturumfrage erkennbar (vgl. Abb. 9).

			
   			 Abb. 9
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			Besonders deutlich waren die Auswirkungen des Lockdown im Frühjahr bei den Personaldienstleitern zu erkennen. Vielerorts wurde Kurzarbeit angemeldet und eingesetzt. Allerdings wurde auch ein großer Anteil der entliehenen Leiharbeiter an das entleihende Unternehmen zurückgesendet bzw. bestehende Verträge wurden nicht mehr verlängert. Das Geschäftsklima verschlechterte sich massiv, erholte sich allerdings auch wieder relativ zügig. Mit Leiharbeitern wird der Personaleinsatz flexibilisiert – das bedeutet einerseits, dass Auftragsspitzen abgefangen werden können, aber auch andererseits, dass die Anzahl eingesetzter Leiharbeiter leicht wieder zurückgefahren werden kann. Nach dem ersten Lockdown im Frühjahr 2020 stieg aufgrund steigender Produktionstätigkeit im Verarbeitenden Gewerbe der Arbeitskräftebedarf. Aufgrund dessen sank der Anteil der in Kurzarbeit befindlichen Arbeitnehmer – allerdings wurde auch zusätzliches Personal benötigt, das kurzfristig von Leiharbeitsfirmen bereitgestellt werden konnte. Grund für den Einsatz von Leiharbeitern dürfte auch die noch weit verbreitete Unsicherheit sein, wie sie sowohl im Verarbeitenden Gewerbe als auch im Dienstleistungssektor geäußert wurde. Die daraus resultierende verstärkte Nachfrage nach Leiharbeitern dürfte maßgeblich für die zügige Erholung des Geschäftsklimas bei den Personaldienstleistern verantwortlich sein (vgl. Abb. 10).

		
   			 Abb. 10

		[image: 2021-sd-1-brandt-10.png]

		

			Einen Sonderfall unter den unternehmensnahen Dienstleistern bilden die IT-Dienstleister. Die zunehmende Nutzung von Homeoffice-Angeboten führte zu verstärkter Nachfrage nach IT-Dienstleistungen, die die Arbeit im Homeoffice ermöglichen oder verbessern. Die zunehmende Digitalisierung der deutschen Wirtschaft war bereits vor der Pandemie in vollem Gange (vgl. Czernich 2020), und die Pandemie hat dazu geführt, dass sich dieser Prozess nochmals beschleunigt hat. Am Geschäftsklima der Branche ist zu erkennen, dass die Pandemie zwar auch hier Spuren hinterlassen hat, diese aber nicht allzu deutlich waren (vgl. Abb. 10).2

			Konsumnahe Dienstleister

			Zu den konsumnahen Dienstleistungsbranchen zählen unter anderem die Gastronomie, die Beherbergung oder die Touristik. Außerdem fallen hierunter auch persönliche Dienstleister wie beispielsweise Friseure. Aufgrund des in diesen Branchen zum Teil notwendigen direkten Kontakt zum Kunden waren die im Frühjahr geltenden Beschränkungen im Zuge der Corona-Pandemie besonders deutlich zu spüren. Während im Gastgewerbe die Geschäftstätigkeit nahezu zum Erliegen kam, brach den Reiseveranstaltern auch aufgrund von Reisewarnungen die Nachfrage weg. Der Lockdown »light« im November traf konsumnahe Dienstleister erneut deutlich härter als andere Bereiche der deutschen Wirtschaft. So durften in der Gastronomie keine Speisen mehr im Restaurant angeboten werden – diese wurden ausschließlich geliefert oder zum Mitnehmen angeboten. Übernachtungen in Hotels waren nur noch im beruflichen Kontext und nicht mehr für touristische Zwecke erlaubt. Mit der Verschärfung der Kontaktbeschränkungen zum 16. Dezember mussten z. B. Friseure und Kosmetikstudios schließen. Zum Jahresende 2020 sah es auch nicht nach einem zügigen Ende des Lockdown aus. Entsprechend negativ entwickelten sich die Einschätzung der an der ifo Konjunkturumfrage teilnehmenden konsumnahen Dienstleister (vgl. Abb. 11).
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			Offizielle Statistiken zur Entwicklung der Umsätze aller konsumnahen Dienstleister sind nicht abrufbar, allerdings kann anhand einiger ausgewählter Zahlen gezeigt werden, wie dramatisch die Entwicklungen 2020 für konsumnahe Dienstleister waren. Die Umsätze in der Gastronomie lagen die realen Umsätze im März um 42,5% unter dem Vorjahr, und im April lagen sie sogar 68,2% unter dem Vorjahr. In der Beherbergung waren die Zahlen nochmals dramatischer. Dort lagen die realen Umsätze im März um 49,8% und im April um 87% unter dem Vorjahr. Zwar erholten sich die Umsätze in den Folgemonaten stetig, allerding wurde das Vorkrisenniveau auch noch im Oktober weit unterschritten. Der leichte Lockdown ab November, sowie deren Verschärfung im Dezember treffen die Branche entsprechend zu einem Zeitpunkt, zu dem die Erholung vom ersten Lockdown noch nicht abgeschlossen war. Im November fielen die Urteile von den an der Konjunkturumfrage teilnehmenden Firmen zur Geschäftssituation deutlich negativer aus als noch im Oktober. Im Dezember verschlechterten sich diese Angaben nochmals. Am aktuellen Rand herrscht außerdem Pessimismus bei den Erwartungen hinsichtlich der Entwicklungen in den kommenden sechs Monaten vor (vgl. Abb. 12).
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			Die nominalen Umsätze in Reisebüros und bei Reiseveranstaltern gaben 2020 ebenfalls deutlich nach. Im zweiten Quartal lagen die nominalen Umsätze um 91,3% unter denen des Vorjahres. Die Ergebnisse der Konjunkturumfragen zeigen, dass sich die Branche von diesem Einbruch (noch) nicht erholt hat. Der Geschäftsklimaindikator befindet sich seit März 2020 weit im negativen Bereich, und im Gegensatz zu den Entwicklungen in anderen Branchen ist eine Erholung auch in den Sommermonaten nicht erkennbar. Die Branche erwartete im Dezember eine weitere Verschlechterung der Situation im ersten Halbjahr 2021 – dies bereits aus Sicht einer desaströsen Geschäftssituation. In Abbildung 12 ist die Entwicklung der Geschäftsklimaindikatoren für verschiedenen konsumnahe Dienstleistungsbranchen dargestellt. Friseur- und Kosmetikstudios fallen unter die »Sonstigen Dienstleistungen«.
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Endnoten


			
				
					1	»Können Sie einen Effekt der Corona-Pandemie auf Ihre derzeitige Geschäftslage feststellen? Ist er negativ oder positiv?« (Antwortmöglichkeit auf einer siebenstufigen Skala von negativ –3 bis positiv +3).

				

				
					2	Die Entwicklung in diesem Sektor zeichnet auch der Bitkom-ifo-Digitalindex (https://www.bitkom.org/Digitalindex) nach. Siehe Pols et al. (2019) für Erläuterungen.
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			Branchen im Fokus: 
Wirtschaftsprüfung und Steuerberatung
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			Der Bereich Rechts- und Steuerberatung sowie Wirtschaftsprüfung wird in der Gliederung der Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2008 (WZ 2008) im Handelsabschnitt M gelistet unter dem Zweisteller 69. Er unterteilt sich in zwei Dreisteller: Rechtsberatung (69.1) und Wirtschaftsprüfung und Steuerberatung, Buchführung (69.2).

			Struktur der Branche

			Im Jahr 2017 waren rund 124 900 Unternehmen in dem Bereich tätig (Destatis 2019). Davon erwirtschafteten rund zwei Drittel weniger als 250 000 Euro Jahresumsatz. Die Unternehmen teilen sich nahezu hälftig auf die beiden Bereiche auf. Das Einzelunternehmen ist die klar dominante Rechtsform (72%). Nur 9% firmieren als Kapitalgesellschaft. In der Rechtsberatung waren 2017 rund 293 000 Mitarbeiter beschäftigt. In der Wirtschaftsprüfung und Steuerberatung waren es rund 439 000. 

			Der Gesamtumsatz der Branche beträgt 58,9 Mrd. Euro, wobei 26,5 Mrd. Euro auf die Rechtsberatung und 32, 4 Mrd. Euro auf die Wirtschaftsprüfung und Steuerberatung entfallen. Im letzteren Fall wird ein sehr großer Teil (90%) von Großunternehmen erwirtschaftet.1 Die Branche ist also mit Blick auf die Anzahl der Unternehmen sehr kleinteilig organisiert. Auf der anderen Seite wird der meiste Umsatz von Großunternehmen generiert. Im Folgenden wird sich ausschließlich auf den Bereich Wirtschaftsprüfung und Steuerberatung konzentriert.

			Konjunkturelle Entwicklung

			Abbildung 1 zeigt die Wachstumsrate des Umsatzes zum jeweiligen Vorjahresquartal. Die durchschnittliche Wachstumsrate seit 2004 ist 4,1%. Insbesondere seit dem zweiten Quartal 2010 konnte sich die Branche über kontinuierliche Umsatzzuwächse freuen. Im Krisenjahr 2020 konnte das zweite Quartal noch mit einem Umsatzplus im Vergleich zum Vorjahr abgeschlossen werden. Im dritten Quartal gaben die Umsätze jedoch nach.



   			 Abb. 1
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			In Abbildung 2 ist der Indikator zur aktuellen Geschäftslage sowohl für die Wirtschaftsprüfer als auch für den Dienstleistungssektor insgesamt dargestellt. Es zeigt sich, dass die Branche grundsätzlich gut aufgestellt ist. Der Lageindikator war bei den Wirtschaftsprüfern noch nie im negativen Bereich, und der langfristige Mittelwert ist mit rund 47 Saldenpunkten sehr hoch. Beim Dienstleistungssektor liegt der Wert  im Vergleich bei rund 30. Generell entwickelte sich das Niveau des Lageindikators im gesamten Dienstleistungsbereich immer unterhalb demjenigen der Wirtschaftsprüfer. Abbildung 2 zeigt auch, dass letztere bisher gut durch die Corona­krise gekommen sind. Im April wurde der bisherige Tiefstand von rund 25 Saldenpunkten erreicht, die Dienstleister insgesamt waren im negativen Bereich.2 Andere Ergebnisse der ifo Konjunkturumfragen zeigen, dass die Gesamtbranche mit dem gegenwärtigen Auftragsbestand grundsätzlich zufrieden ist. Der zunächst leichte Lockdown im November und die verstärkte Version ab Mitte Dezember hat also zunächst keine größeren Auswirkungen auf die Branche. 
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			Die grundsätzlich sehr gute Entwicklung der letzten Jahre spiegelt sich auch in der Entwicklung der Mitarbeiterzahlen wider (vgl. Abb. 3).3 Die Wachstumsraten zum Vorjahresquartal schwankten zwischen 2014 und 2019 immer um 1,5%. Im Krisenjahr gaben diese Zahlen jedoch deutlich nach. Im dritten Quartal sank die Zahl der Beschäftigten im Vergleich zum Vorjahr sogar. Kurzarbeit spielte für die deutsche Wirtschaft eine wichtige Rolle in der Bewältigung der Folgen der Krise für den Arbeitsmarkt. Für die Unternehmen im Bereich Wirtschaftsprüfung und Steuerberatung wurde dieses Instrument nur sehr selten genutzt. So gaben im April nur 4% der Unternehmen an, dieses genutzt zu haben.4 Im Dezember lag der Anteil unter 2%.
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			Wie geht es weiter?

			Die Corona-Pandemie hat die Weltwirtschaft im ersten Halbjahr 2020 in eine tiefe Rezession gestürzt. Nach Beendigung des ersten Lockdown erholte sich die Wirtschaft im dritten Quartal wieder deutlich. Der gegenwärtige Lockdown wird die Erholung verzögern. Die Dynamik der deutschen Wirtschaft wird wohl erst wieder im zweiten Quartal 2021 deutlich anziehen (Wollmershäuser et al. 2020). In Abbildung 4 sind die Geschäftserwartungen im Zeitablauf dargestellt. Im Gegensatz zur Geschäftslage (vgl. Abb. 2) ist das Niveau des Bereichs Wirtschaftsprüfung und Steuerberatung demjenigen des Dienstleistungssektors insgesamt sehr ähnlich. Gleiches gilt in etwa auch für den grundsätzlichen Verlauf, wobei der Indikator für den Dienstleistungssektor weniger volatil ist. Wie generell für fast alle Branchen, kam es zu einem Einbruch der Erwartungen im April 2020. Beide Indikatoren stürzten auf ein historischen Tief. Es zeigte sich eine große Unsicherheit mit Blick auf den weiteren Verlauf. Der Vergleich zu Abbildung 2 zeigt, dass sich der Pessimismus der Wirtschaftsprüfer und Steuerberater in den folgenden Monaten nicht in der tatsächlichen Lage niederschlug. Gegenwärtig befindet sich der Erwartungsindikator im Aufschwung. Eine kleine Mehrheit der Unternehmen erwartet eine weitere Verbesserung ihrer Geschäfte. Weitere Umsatzsteigerungen sind eingeplant. Auch bezüglich der Preise ist eher davon auszugehen, dass diese weiter steigen werden. Die kontinuierlich gut laufenden Geschäfte schlagen sich auch in der Personalplanung nieder. Weitere Prüfer und Steuerberater werden wohl eingestellt werden.

			
   			 Abb. 4

		[image: 2021-sd-1-wohlrabe-4.png]

		

			Literatur

			Destatis (2019), »Strukturerhebung im Dienstleistungsbereich Rechts- und Steuerberatung, Wirtschaftsprüfung« verfügbar unter: https://www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Dienstleistungen/Publikationen/Downloads-Dienstleistungen-Branchenberichte/rechts-steuer-unternehmensberatung-5474103177004.pdf?__blob=publicationFile, aufgerufen am 30. Dezember 2020.

			Link, S. und S. Sauer (2020a), Monatlicher Nowcast der realisierten Kurzarbeit auf Basis von Unternehmensbefragungen, ifo Forschungsberichte Nr. 114, ifo Institut, München.

			Link, S. und S. Sauer (2020b), »Umfang der Kurzarbeit steigt in Corona­krise auf historischen Höchststand«, ifo Schnelldienst 73(7), 63–67.

			Link, S. und S. Sauer (2020c), »Jeder neunte Beschäftigte in Deutschland in Kurzarbeit – Entwicklung jedoch deutlich rückläufig«, ifo Schnelldienst 73(10), 68–72.

			Litsche S., S. Sauer und K. Wohlrabe (2020), »Konjunkturumfragen im Fokus: Coronakrise trifft deutsche Wirtschaft mit voller Wucht«, ifo Schnelldienst 73(5), 57–61.

			Sauer S. und K. Wohlrabe (2020), »Konjunkturumfragen im Fokus: Deutsche Wirtschaft in Corona-Schockstarre«, ifo Schnelldienst 73(4), 44–47.

			Wollmershäuser, T., M. Göttert, C. Grimme, S. Lautenbacher, R. Lehmann, S. Link, M. Menkhoff, S. Möhrle, A.-C. Rathje, M. Reif, P. Sandqvist, R. Šauer, M. Stöckli und A. Wolf (2020), »ifo Konjunkturprognose Winter 2020: Das Coronavirus schlägt zurück – Erneuter Shutdown bremst Konjunktur ein zweites Mal aus«, ifo Schnelldienst, Sonderausgabe Dezember.


Endnoten


			
				
					1	Darunter zählen auch die sogenannten Big Four: Deloitte, EY (Ernst & Young), KPMG und PricewaterhouseCoopers.

				

				
					2	Für eine weitere Analyse der konjunkturellen Entwicklung zu dieser Zeit siehe auch Sauer und Wohlrabe (2020) sowie Litsche et al. (2020).

				

				
					3	Diese Werte sind nur für die Gesamtbranche inklusive Rechtsberatung verfügbar.

				

				
					4	Für Hintergründe zu der Kurzarbeitersonderfrage in der monatlichen Konjunkturumfrage siehe Link und Sauer (2020a; 2020b; 2020c).
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Der vorliegende Artikel zelgt, dass aufgrund der Beschafti-
gungsstruktur von Frauen sowie von Migrant‘innen und Ge-
fliichteten diese Gruppen in stirkerem Mafie von den negativen
Effekten der Pandemie betroffen sind als andere. Der Frau-
enanteil betrégt im Gesundheits- und Sozialwesen 73%. Dieser
Sektor ist auch einer der Hauptarbelrgeber fiir Migrant‘innen
in Deutschland. Geflichtete, die zwischen 2013 und 2016 in
Deutschland angekommen sind, waren 2018 hauptschlich im
durch die Pandemie stark betroffenen Verarbeitenden Gewerbe
und dem Gastgewerbe sowie der Gastronomie beschiftigt. Die
unterschiedliche Betroffenheit der verschiedenen demogra-
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Der 20. ifo Branchen-Dialog fand an den Vormittagen des
25. und 25, Oktober 2020 statt. Um den Covid19-bedingten
Hygiene- und Abstandsregeln zu entsprechen, wurde die Ver-
anstalrung in diesem Jahr als virtuelles Format durchgefiihst.
Entsprechend standen auch die branchentibergreifenden und
~spezifischen Implikationen der Coronakrise im Fokus des
diesjahrigen Branchen-Dialogs. Uber 150 Teilnehmer*innen
aus Wirtschaft, Wissenschaft und Politik diskutierten ak-
tuelle Entwicklungen und Herausforderungen in Industrie,
Handel, Bauwirtschaft und Dienstleistungen. Veranstaltet
wurde der Branchen-Dialog vom ifo Instiut in Kooperation
mit der Industrie- und Handelskammer fiir Miinchen und
Oberbayern, unterstiitat vom Bayerischen Staatsministerium





OEBPS/Images/2021-sd-1-bd-woelfl-3.png
Venture-Capital-Investitionen in ausgewéhlten Landern

®2018 = 2010

UsA
Kanada
Korea
Vereinigtes Kanigreich
Irland
Frankreich
Niederlande
Japan
Deutschland
Spanien
Italien

66,9

0 5 10 15 20 P 30
Relativ zum Bruttoinlandsprodukt in %

Quelle: OECD (2020). @ifo Institut





OEBPS/Images/2021-sd-1-rude-1.png
Monatlicher Produktionsvolumenindex in Deutschland

Baugewerbe/Bau
140 Index(2015=100) —Handel; Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen
T Verarbeitendes Gewerbe/Herstellung von Waren

30— ——Energieversorgung
120 ~~—Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden
110
100 e

920

80

70

60

Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sep Okt Nov Dez| Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sep Okt
2019 2020

Saison-und kalenderbereinigte Daten.
Quelle: Eurostat. © ifo Institut





OEBPS/Images/2021-sd-1-brandt-2.png
inzelhandel: Umsatzentwicklungin ausgewahlten Branchen, 2019-2020

— Einzelhandel insgesamt.

Onlinehandel

Einzelhandel mit Nicht-Lebensmitteln

9% zum Vorjahreszeitraum

— Bekleidungshandel
zelhandel mit Lebensmitteln

40
20
0 — -
-20
-40
-60
-80
-100 ¢
FEREEEE S EEE R E R LR
22 “Es e <2
& s &
P—

Quelle: Statistisches Bundesamt 2020.





OEBPS/Images/Neumeier-in-kuerze.jpg
INKURZE

Der 20. ifo Branchen-Dialog fand an den Vormittagen des
25. und 25, Oktober 2020 statt. Um den Covid19-bedingten
Hygiene- und Abstandsregeln zu entsprechen, wurde die Ver-
anstaltung in diesem Jahr als virtuelles Format durchgefiihrt.
Entsprechend standen auch die brancheniibergreifenden und
~spezifischen Implikationen der Coronakrise im Fokus des
diesjahrigen Branchen-Dialogs. Uber 150 Teilnehmer*innen
aus Wirtschaft, Wissenschaft und Politik diskutierten ak-
tuelle Entwicklungen und Herausforderungen in Industrie,
Handel, Bauwirtschaft und Dienstleistungen. Veranstaltet
wurde der Branchen-Dialog vom ifo Instirut in Kooperation
mit der Industrie- und Handelskammer fiir Miinchen und
Oberbayern, unterstiitat vom Bayerischen Staatsministerium
fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie. Der nichste
ifo Branchen-Dialog wird am 10. November 2021 stattfinden.
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Insolvenzverfahren in ausgewihlten Landern, 2016
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Die Coronakrise hat den Baubetrieb hierzulande nur moderat
beeintrichtigt. Die zahlreichen Behinderungen der Bautatigkeit
spielten anscheinend eine wesentlich geringere Rolle als
anfangs befiirchtet. Im Vergleich zu den direkten Folgen des
Lockdown sowie der GrenzschlieSungen diirften die Baufirmen
die indirekten Folgen der Pandemie, die auf die wirtschaftli-
chen Verwerfungen zuriickgehen, deutlich stirker zu spiiren
bekommen. So st in der néchsten Zeit von einer starken
Drosselung der gewerblichen und offentlichen Bauakrivititen
auszugehen. Speziell die Gemeinden dilrften sich aufgrund
ihrer angespannten Haushaltslage in Zurtickhaltung tiben,
Jenseits der konjunkrurellen Einfliisse stellen die verdiisterten
Aussichten fiir eine Reihe gewerblicher Flichenarten ein
weiteres Problem dar. Speziell fiir den Biirosektor sei aber vor
verfriihten Abgesingen aufgrund intensiverer HomeofficeNut-
2ung gewarnt. Nach tiberstandener Pandemie dilrften auch
weiterhin in grofiem Umfang Biiroflichen bendtigt werden.
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Die EU, China, Deutschland und die Eurasische Wirtschaftsunion sind bei Gitern die wichtigsten Handelspartner Russlands.
Quelle: UN Comtrade. ©ifo Institut
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Der Bereich Wirtschaftspritfung und Steuerberatung zeichnet
sich einerseits durch eine Kleinteilige Struktur mit Blick auf
die Anzahl der Unternehmen aus. Die Rechtsform Einzelunter-
nehmen ist Klar dominant, Auf der anderen Seite wird ein
Grofiteil des Branchenumsatzes von wenigen groien Unterneh-
‘men generiert. Die Branche ist relativ gut durch das Krisen-
jahr 2020 gekommen. Zwischenzeitliche Befiirehtungen fiir
einen Geschaftseinbruch haben sich nicht bewahrheitet. Der
Aushlick auf das erste Halbjahr 2021 st vorsichtig optimistisch,
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Anteil durch Sanktionsaufhebung gewinnender Unternehmen
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Die Corona-Pandemie hat im Jahr 2020 die Industrieproduk-
tion in Deutschland teilweise zum Erliegen gebracht. Etli-
che Unternehmen konnten aufgrund fehlender Vorprodukte
ihre Produktion nicht aufrechterhalten. GrenzsehlieBungen
und Betriebstopps in Partnerlindern lieRen Vorprodukte gar
nicht oder erst verzgert in Deutschland ankommen. Gleich-
zeitig filhrte in manchen Branchen auch der abrupte Aus-
fall der Nachfrage zum Srillstand der Produktion. Bereits vor
Corona haben die Einschrinkungen in der AuBenwirtschaft
durch Abschottungstendenzen und Handelskonflikte zuge-
‘nommen. Angesichts der Coronakrise wurde zuletzt auch
immer haufiger die internationale Arbeitsteilung in Zwei-

fel gezogen. Konnte Covid-19 tatsichlich zu einer Riickbe-
sinnung auf nationale Beschaffungsstrategien filhren, oder
tragt das Streben nach mehr Resilienz sogar zu einer Ver.
tiefung der Globalisierung bei? Uber diese Fragen diskutier-
ten Prof. Dr. Lisandra Flach, ifo Institut, Frank Dollendorf,
IHK Miinchen und Oberbayern, und Dr. Manuel Kallweit,
VDA, auf dem Industrieforum des ifo Branchen-Dialogs 2020.
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Anteil der durch die Sanktionen beeintrachtigten Unternehmen nach Wirtschaftszweig
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Die deutsche Wirtschaft blickt auf ein turbulentes Jahr 2020,
Einem historischen Einbruch der Wirtschafisleistung im
aweiten Quartal folgte eine ebenso nie dagewesene Erholung
im dritten Quartal. Der erneute Lockdown im November
und in fortgesetzter schiirferer Form im Dezember, der
insbesondere den Handel und viele Dienstleister trifft, hat

diese Erholung vorerst beendet.
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Start-ups sind ein wesentlicher Treiber filr Innovation,
Wachstum und neue Arbeitspltze. Durch die Coronakrise
droht jedoch vielen bestehenden Jungunternehmen das

Aus, und das kbnnte auch zukilnftige Griinder*innen ab-
schrecken. Gleichzeitig ergeben sich durch Corona aber gerade
fir Start-ups neue Geschaftsfelder, indem sie flexibel

und innovativ auf sich indernde Bedingungen reagieren.

Wie steht es in der Start-up-Landschaft Deutschland -
bedeuet die Corona-Pandemie cher eine Krise oder

cine Chance? Und was folgt daraus fir die Politik?
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GroBhandel: Beschiftigtenentwicklung
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rungen beim Verkauf von Waren oder Dienstleistungen nach Russland. Mehrfachnennungen méglich.
Quelle: ifo Institut und IHK Disseldorf. ®ifo Institut
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Der vorliegende Artikel zelgt, dass aufgrund der Beschafti-
‘gungsstruktur von Frauen sowie von Migrant‘innen und Ge-
fliichteten diese Gruppen in stirkerem Mafie von den negativen
Effekten der Pandemie betroffen sind als andere. Der Frau-
enanteil betrégt im Gesundheits- und Sozialwesen 73%. Dieser
Sektor ist auch einer der Hauptarbeitgeber fiir Migrant‘innen
in Deutschland. Gefliichtete, die zwischen 2013 und 2016 in
Deutschland angekommen sind, waren 2018 hauptschlich im
durch die Pandemie stark betroffenen Verarbeitenden Gewerbe
und dem Gastgewerbe sowie der Gastronomie beschiftigt. Die
untersehiedliche Betroffenheit der verschiedenen demogra-
fischen Gruppen kénnte schon existierende soziodkonomi-

sche Ungleichheiten in Deutschland langfristig verstirken.
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Im vorliegenden Beitrag untersuchen wir, wie hoch die
Gewinne sind, die multinationale Unternchmen aus
Deutschland in Niedrigsteuerlnder (>Steueroasenc) verlagern
und wie hoch der Verlust an Steueraufkommen ist, der

dem deutschen Fiskus dadurch entsteht. Zu diesem Zweck
nutzen wir erstmalig Informationen aus den sogenannten
Iinderbezogenen Berichten, die grofie multinationale Unterneh-
‘men seit 2016 bei den Steuerbehdrden einreichen miissen. Diese
Berichte zeigen, dass 9% der gesamten globalen Gewinne der
grofiten deutschen multinationalen Unternehmen auf
Tochtergesellschaften entfallen, die in Steueroasen ansissig
sind. Unseren Schitzungen zufolge lassen sich 62% dieser
Gewinne auf realwirtschaftliche Aktivitten zurfickfiihren,

38% sind das Resultat von Gewinnverlagerung zur Vermeidung
von Stetiern. Dem deutschen Fiskus entgehen dadurch jahrlich
Steuereinnahmen in Hohe von etwa 1,6 Mrd. Euro. Bezieht man
zusétzlich die Aktivititen von Kleineren deutschen multinatio-
nalen Unternehmen sowie von deutschen Tochtergesellschaften
auslindischer multinationaler Unternehmen ein,

ergibt sich ein Steueranfkommensverlust von 5,7 Mrd. Euro

pro Jabr.
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Quelle: UN Comtrade. @ifo Institut
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Globale Verteilung der Gewinne groRer deutscher MNU
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Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. @ ifo Institut
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*Balken entsprechen den Quartalen 1.-3. 2020: Q1-Q3.
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Seit der sogenannten Ukraine-Krise im Jahr 2014 sind die Han-
delsheziehungen zwischen der EU und Russland durch gegen
scitig auferlegte Sanktionen erheblich eingeschrénk. Mittels
internationaler Handelsdaten analysieren wir in dem vorlie-
genden Beitrag die deutsch-russischen Handelsbezichungen.
Zudem wurde durch eine aktuelle Unternchmenshefragung,
die das ifo Institut im Auftrag der IHK Disseldorf im Jahr 2020
durchfiihrte, das Ausma der aus den Sanktionen resultieren-
den Beeintrachtigungen fiir deutsche Unternehmen erfasst,
die Handelshemmnisse konkretisiert und die Einstellungen
deutscher Manager zu handelspolitischen Themen mit Russ-
landbezug untersucht. Die Ergebnisse zeigen, dass Russland
einseitig von der EU als Zulieferer und als Abnehmer abhangig
ist, wahrend Russland fiir die EU eine untergeordete Rolle als
Handelspartner spielt. Russland importiert aus der EU haupt-
sichlich komplexe Finalgiiter, aber exportiert fast ausschlicf-
lich Rohmaterialien (Rohstoffe wie Erdol und -gas, Berghau
und Metalle). Die Befragung zeigt, dass ostdeutsche Unterneh-
men in besonderem Mafe durch die Sanktionen beeintrachtigt
werden, ehenso wie Firmen im Verarbeitenden Gewerbe. Vor
allem der mit den Sanktionen entstandene erhdhte hirokrati-
sche Aufwand stellt die grofite Hirde dar, gefolgt von Export-
Kontrollen und konkreten Export- oder Importverboten. Etwa
die Halfte aller befragten Unternchmen schitzen, dass sie von
ciner Aufhebung der EU-Sanktionen profitieren konnten.
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Russland spielt als Handelspartner ir Deutschland und die Européische Union eine untergeordnete Rolle.
Quelle: UN Comtrade. ©ifo Institut
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Quelle: Statistisches Bundesamt 2020. © ifo Institut
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ifo SCHNELLDIENST

Die USA unter Joe Biden: Kehrtwende oder »Ame-
rica first light«?

Am 20. Januar 2021 wird Joe Biden als der 46. Prasident der USA
ins Weifte Haus einziehen. Der Machtwechsel hat in Deutschland
und Europa groRe Erwartungen geweckt: dass sich die transat-
lantischen Beziehungen entspannen, dass die USA zum Multi-
lateralismus und in die regelbasierte internationale Ordnung
zuriickkehren und dass es in der Handels- und der Klimapolitik
positive Impulse aus den USA geben wird.

Unsere Autoren diskutieren im aktuellen Schnelldienst, warum
auch unter Joe Biden der wirtschafts- und handelspolitische Kurs
der USA weiterhin von dem Grundsatz »America first« gepragt
sein diirfte. Sie fragen, ob es eine Kehrtwende in der Klimapoli-
tik und den Wiederbeitritt der USA zum Pariser Klimaabkommen
geben wird, und wie sich die Rolle der USA in anderen internatio-
nalen Organisationen in Zukunft gestalten wird. Welche Chancen
bieten sich Europa durch eine neue auRenpolitische Ausrichtung
der USA? Auch innenpolitische Themen werden beleuchtet. Wie
geht es weiter mit »Obamacare«, und in welche Richtungen gehen
die beiden groRen US-Parteien?

Zudem analysiert der Schnelldienst, wie der Ausgang der US-Pra-
sidentschaftswahl 2020 die Erwartungen von internationalen
Experten zu den wirtschaftlichen Entwicklungen in ihren Hei-
matlandern beeinflusst hat.

Auf unserer Website finden Sie weitere Berichte und Analysen

zur USA:

Die USA vor dem Wahlkampf: Die Spuren Donald Trumps in

Wirtschaft und Politik:

https://www.ifo.de/publikationen/2020/
zeitschrifteinzelheft/ifo-schnelldienst-012020;
Entfremdung zwischen den USA und Europa: Geht
das »amerikanische Jahrhundert« zu Ende?:
https://www.ifo.de/publikationen/2017/
zeitschrifteinzelheft/ifo-schnelldienst-142017
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Profitabilitat deutscher MNU und durchschnittlicher effektiver Steuersatz®
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> Die Angaben bezichen sich auf die Jahre 2016 und 2017. Informationsquelle sind die landerbezogenen
Berichte der 333 grafiten deutschen multinationalen Kapitalgesellschaften,
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. ®ifo Institut
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